Preußiſche Gejehjammlung 
1930 | Ausgegeben zu Berlin, den 5. au 1930 Nr. 21 


(Nr. 13510.) Bekanntmachung der Neufaſſung der Familiengüterverordnung vom 30. Dezember 1920 
und der Zwangsauflöſungsverordnung vom 19. November 1920. Vom 27. Juni 1930. 


Auf Grund des Artikels 47 Nr. b des Geſetzes über Anderungen der zur Auflöſung der 
Familiengüter und der Hausvermögen ergangenen Geſetze und Verordnungen vom 22. April 1930 
(Geſetzſamml. S. 51) werden 

A. unter der Bezeichnung „Famäliengütergeſetz vom 22. April 1930“ der 
Wortlaut der Verordnung über Familiengüter in der Faſſung der Bekanntmachung vom 
30. Dezember 1920 (Familiengüterverordnung) — Geſetzſamml. 1921 S. 77 —, 


B. unter der Bezeichnung „Zwangsauflöſungsgeſetz vom 22. April 1930“ 
der Wortlaut der Verordnung über die Zwangsauflöſung der Familiengüter und Haus⸗ 
vermögen (Zwangsauflöſungsverordnung) vom 19. November 1920 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 463) 


in ihrer vom 1. Oktober 1930 an geltenden Faſſung 1 ig bekanntgemacht. 


Berlin, den 27. Juni 1930. 


Der Preußiſche Juſtizminiſter. 


Schmidt. 
Familiengütergeſetz vom 22. April 1930. 
8 1. 


Auflöſung der Familiengüter. 


(1) Die Familiengüter find aufzulöſen. 

(2) Die Errichtung neuer Familiengüter ſowie die Vergrößerung von Familiengütern durch 
unentgeltliche Zuwendung wird unterſagt. 

(3) Die Familie kann durch Familienſchluß nach den SS 2 bis 6 nur die ſofortige Auflöſung 
beſchließen, und zwar nach Beginn der Zwangsauflöſung nur noch inſoweit, als nicht bereits Maß⸗ 
nahmen der Zwangsauflöſung getroffen ſind. 

(4) Die Vorſchriften des Abſ. 3 gelten ſinngemäß, wenn ein u Fam fliengett auf Grund anderer 
geſetzlicher oder ſtiftungsmäßiger Beſtimmungen (§ 40) aufgelöſt wird. 
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(5) Bis zur Durchführung der Auflöſung von Familiengütern iſt zum entgeltlichen Erwerbe 
von Grundbeſitz für ein Familiengut die Genehmigung des Juſtizminiſters und des Miniſters für 
Landwirtſchaft, Domänen und Forſten erforderlich. Soll einem Familiengut in einem Ver⸗ 
wendungsverfahren oder ſonſt auf Grund eines Unſchädlichkeitszeugniſſes ein Grundſtück einverleibt 
werden, das nicht größer als zwei Hektar iſt, ſo genügt die Genehmigung der Landeskulturbehörde. 

(6) Familiengüter im Sinne dieſes Geſetzes find Familienfideikommiſſe, Erbſtammgüter 
und Lehen. } 

82: 
Auflöſung durch Famälienſchluß. 

() Jedes Familiengut kann durch einen Familienſchluß aufgelöſt werden. 

(2) Der Familienſchluß bedarf der Aufnahme und Beſtätigung durch die Aufſichtsbehörde; 
bei Thronlehen iſt außerdem die Genehmigung des Juſtizminiſters und des Miniſters des Innern 
erforderlich. 


§ 3. 
Teilnahmeberechtigte. 


(1) Zur Teilnahme am Familienſchluſſe find außer dem Beſitzer des Familienguts die drei 
am nächſten zur Folge berechtigten Anwärter und eine etwa vorhandene ſtiftungsmäßig eingeſetzte 
Familienvertretung (Familienpfleger, Familienrat, Agnatenausſchuß, Kuratoren, Exekutoren uſw.) 
berechtigt. 

E) Bei der Beſtimmung der drei am nächſten zur Folge Berechtigten bleiben noch nicht 
geborene Anwärter außer Betracht. Anwärter, die ſich nicht innerhalb des Deutſchen Reichs auf⸗ 
halten, ſind nur zu berückſichtigen, wenn ſie zur Wahrnehmung ihrer Anwärterrechte einen inner⸗ 
halb des Deutſchen Reichs wohnhaften Bevollmächtigten beſtellt und dies der Aufſichtsbehörde 
durch öffentliche oder öffentlich beglaubigte Urkunde nachgewieſen haben. 

(2) Die Vorſchriften des § 227 des Zwangsauflöſungsgeſetzes vom 22. April 1930 finden 
Anwendung. Die Genehmigung der Stimmabgabe des geſetzlichen Vertreters kann bei der Be⸗ 
ſtätigung des Familienſchluſſes erteilt werden. 


8 4. 
Familienſchlußentwurf. 

() Die Aufnahme des Familienſchluſſes kann nur von dem Inhaber des Familienguts oder 

von der Familienvertretung beantragt werden. 

(2) Mit dem Antrage find einzureichen: 

1. der Entwurf des Familienſchluſſes; 

2. ein Verzeichnis der Anwärter (Familienverzeichnis) und der Anfall- oder Heimfall⸗ 
berechtigten, denen das Familiengut für den Fall einer geſetzlichen Auflöſung anfallen 
ſoll. Desgleichen ſind die Mitglieder einer etwa vorhandenen Familienvertretung zu 
bezeichnen; 

3. ein Verzeichnis des zum Familiengute gehörigen Vermögens unter Angabe ſeines Wertes 
nach den letzten Einheitswerten; 

4. ein Verzeichnis der Abfindungs⸗ und Verſorgungsberechtigten, der Angeſtellten und der 

ſonſtigen Gläubiger des Familienguts und ihrer Anſprüche; 

eine Beſchreibung der zum Familiengute gehörigen Waldungen, Weinberge und deich⸗ 
pflichtigen Grundſtücke nebſt Karte; 

6. ein Verzeichnis der zum Familiengute gehörigen Gegenſtände von beſonderem künſtleriſchen, 
wiſſenſchaftlichen und geſchichtlichen Werte und der mit dem Familiengute verbundenen 
gemeinnützigen Anſtalten, Sammlungen, Stiftungen, Verſorgungsmaſſen und dergl. 


Der Anlagen bedarf es nicht, ſoweit ſich die erforderlichen Unterlagen bereits bei den Akten 
der Aufſichtsbehörde befinden. 


SU 
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(6) Die Aufjichtsbehörde hat den Antrag auf Aufnahme des Familienſchluſſes zurückzuweiſen, 
wenn die Durchführung des Familienſchlußverfahrens bis zum 1. Juli 1938 nicht zu erwarten iſt. 
Anträge auf Aufnahme von Familienſchlüſſen, die nach dem 1. Juli 1935 eingehen, ſollen regel⸗ 
mäßig zurückgewieſen werden. Familienſchlüſſe, die bei Beginn des 1. Juli 1938 nicht rechtskräftig 
beſtätigt und, ſoweit erforderlich, genehmigt ſind, gelten als nicht aufgenommen. 

(4) Wenn der Antrag auf Aufnahme des Familienſchluſſes nicht zurückgewieſen wird, hat die 
Aufſichtsbehörde den Entwurf und die Richtigkeit und Vollſtändigkeit der Anlagen zu prüfen. Der 
Antragſteller hat auf Erfordern der Aufſichtsbehörde die Richtigkeit und Vollſtändigkeit ſeiner 
Angaben durch öffentliche Urkunden oder in anderer Weiſe nachzuweiſen. Die Aufſichtsbehörde 
kann von ihm eine eidesſtattliche Verſicherung über die Richtigkeit und Vollſtändigkeit beſtimmter 
Angaben verlangen. Gibt der Antragſteller die eidesſtattliche Verſicherung ab, ſo iſt die Aufſichts⸗ 
behörde zu weiteren Ermittlungen nicht verpflichtet, wenn gegen die Richtigkeit der Verſicherung 
keine begründeten Bedenken vorliegen. 

(6) Die Aufſichtsbehörde ſoll auf ſachgemäße Faſſung des Entwurfs hinwirken. Sie hat 
ferner darauf hinzuwirken, daß die Anſprüche der Gläubiger des Familienguts, beſonders der 
Angeſtellten, und die bereits erworbenen Anſprüche der Abfindungs⸗ und Verſorgungsberechtigten 
hinreichend ſichergeſtellt werden, daß, ſoweit es das öffentliche Intereſſe erfordert, die zum 
Familiengute gehörigen Waldungen, deichpflichtigen Grundſtücke und Weinberge gegen Mißwirtſchaft 
und Zerſplitterung geſchützt, ſowie daß die zum Familiengute gehörenden Gegenſtände von beſonderem 
geſchichtlichen, wiſſenſchaftlichen oder künſtleriſchen Werte (beſonders Sammlungen, Büchereien, 
Archive) dauernd im Inlande bewahrt und gemeinnützige Einrichtungen erhalten werden. 


85. 
Aufnahmetermin. 

(1) Zum Aufnahmetermine ſind der Beſitzer, die teilnahmeberechtigten Anwärter und die 
Familienvertretung, falls eine ſolche vorhanden iſt, unter Mitteilung des Entwurfs des Familien⸗ 
ſchluſſes zu laden. Die Ladung der Familienvertretung kann unterbleiben, wenn ihrer Zuziehung 
erhebliche Schwierigkeiten entgegenſtehen oder die Zuziehung das Verfahren verzögern würde. In 
den Ladungen iſt auf die Rechtsfolgen aus § 6 Abf. 2 hinzuweiſen. Zwiſchen der Ladung und dem 
Aufnahmetermine ſoll regelmäßig eine Friſt von zwei Wochen liegen. 

(2) Der Entwurf des Familienſchluſſes und der Aufnahmetermin ſind in Sachen von größerer 
Bedeutung, namentlich wenn zu dem Familiengute beſonders wertvolle Waldungen und ſonſtige 
Gegenſtände von erheblicher volkswirtſchaftlicher Bedeutung gehören, dem Juſtizminiſter und dem 
Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten mitzuteilen. Gehören zum Familiengute Gegen⸗ 
ſtände von beſonderer kultureller Bedeutung, ſo hat die Mitteilung auch an den Miniſter für 
Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung zu erfolgen. 

3) In dem Aufnahmetermin iſt über den Entwurf des Familienſchluſſes zu verhandeln und 
das Ergebnis der Beſchlußfaſſung feſtzuſtellen. Der Entwurf kann im Aufnahmetermine noch 
geändert werden. 

(4) Die Beteiligten können, wenn fie nicht den Antrag auf Aufnahme des Familienſchluſſes 
geſtellt haben, ihre Erklärungen dazu auch in einer öffentlich beglaubigten Urkunde ſpäteſtens am 
Tage ver dem Aufnahmetermine der Auffichtsbehörde einreichen. 

(6) Erſcheint in dem Aufnahmetermin ein Anwärter, der bei der Beſtimmung der drei 
nächſten Anwärter nach 5 3 Abſ. 2 nicht berückſichtigt worden iſt, oder gibt ein ſolcher Anwärter 
eine Erklärung nach Abſ. 4 ab, ſo iſt er, falls er zu den drei nächſten Anwärtern gehört, teilnahme⸗ 
berechtigt. Der dem Folgerechte nach letzte Anwärter ſcheidet aus. 


§ 6. 1 
Zuſtandekommen des Familienſchluſſes. 
(1) Der Familienſchluß über die Auflöſung des Familienguts kommt zuſtande, wenn der 
Beſitzer und die teilnahmeberechtigten Anwärter zuſtimmen. Bei weniger als drei Anwärtern 
genügt die Zuſtimmung der vorhandenen. 


U 
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(2) Teilnahmeberechtigte, die im Termine nicht erſcheinen, gelten als zuſtimmend, wenn 
nicht ſpäteſtens am Tage vorher ihr Widerſpruch in öffentlich beglaubigter Form bei der Aufſichts⸗ 
behörde eingegangen iſt. Als zuſtimmend gelten auch Beteiligte, die in dem Aufnahmetermin 
erſcheinen, aber keine Erklärung zu dem Familienſchluß abgeben. 

(3) Stimmen nur zwei Anwärter dem Familienſchluſſe zu, ſo kann die Zuſtimmung des nicht 
zuſtimmenden Anwärters durch Beſchluß der Auffichtsbehörde erſetzt werden, wenn fie ohne 
berechtigten Grund verweigert wird. 


R 


Anderung ſtiftungsmäßiger Beſtimmungen. 


(1) Die für das Familiengut geltenden ſtiftungsmäßigen Beſtimmungen können durch 
Familienſchluß geändert werden. 

(2) Für den Familienſchluß gelten die SS 2 bis 6 mit Ausnahme des § 4 Abſ. 3 Satz 2. Der 
Einreichung der im § 4 Abſ. 2 bezeichneten Anlagen bedarf es nur, ſoweit ſie erforderlich find. 


8 8. 


Verfügungen über das Vermögen. 


(1) Der Inhaber des Familienguts kann auf Grund eines Familienſchluſſes über die zum 
Familiengute gehörenden Gegenſtände verfügen und Verpflichtungen für das Familiengut be⸗ 
gründen. Für den Familienſchluß gelten die SS 2 bis 6 mit Ausnahme des § 4 Abſ. 3 Satz 2 und 
der § 7 Abſ. 2 Satz 2. 

(2) An Stelle eines Familienſchluſſes genügt die ſchriftliche Zuſtimmung der Familien⸗ 
vertretung oder mangels einer Familienvertretung des nächſten Folgeberechtigten, falls: S 


15 


Grundſtücke zu öffentlichen Zwecken, insbeſondere zum Zwecke der inneren Koloniſation, 
veräußert oder belaſtet werden ſollen; 


außerordentliche Aufwendungen zur Erhaltung des Familienguts gemacht oder Mittel 


für eine Verbeſſerung aufgebracht werden ſollen, die nach dem Zeugniſſe der öffentlichen 
Kreditanſtalt geeignet iſt, den Wert des Familienguts dauernd zu erhöhen oder die 
ordnungsmäßige Bewirtſchaftung nachhaltig zu fördern; 


. Steuern und andere öffentliche Abgaben, die als auf den Stamm des Vermögens gelegt 


anzuſehen ſind, entrichtet oder auf geſetzlicher Vorſchrift beruhende Verpflichtungen aus 
dem Stamme des Vermögens erfüllt werden ſollen; 


„Dienſt⸗, Pacht⸗ oder Mietverträge geſchloſſen werden ſollen; 
Verfügungen über Kapitalien (Gelder, Forderungen, Wertpapiere uſw.) getroffen 


werden ſollen, die einem wirtſchaftlichen Bedürfniſſe des Familienguts oder öffent⸗ 
lichen Zwecken dienen; ' 


dem Inhaber Aufwendungen, die er zu den in Ziffer 2 und 3 genannten Zwecken ge- 


macht hat, erſtattet werden ſollen. Der Inhaber kann die Erſtattung dieſer Auf- 
wendungen, ſofern nicht ſtiftungsmäßig oder hausgeſetzlich ein anderes beſtimmt iſt, 
aus dem Familiengute verlangen. 


(3) Die Zuſtimmung (Abſ. 2) bedarf der Beſtätigung durch die Aufſichtsbehörde. Die Auf- 
ſichtsbehörde kann die ſofortige Vollziehung der befchloffenen Maßnahmen anordnen. 

(4) Sit kein Anwärter vorhanden oder ſtehen der Zuziehung des nächſten Folgeberechtigten 
erhebliche Schwierigkeiten entgegen, fo kann die Aufſichtsbehörde eine Familienvertretung beftellen. 
Die Vorſchrift des § 3 Abſ. 3 findet entſprechende Anwendung. 


§ 9. 
Beſtätigung. 


(1) Die Aufſichtsbehörde hat die Beſtätigung des Familienſchluſſes oder der Zuſtimmung 
($ 8 Abſ. 3) zu verſagen: 
1. wenn der Familienſchluß oder die Zuſtimmung das Geſetz verletzt; 
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2. wenn die Vollziehung des Familienſchluſſes einzelne Familienmitglieder gegenüber 
anderen unbillig benachteiligt, es ſei denn, daß ſie ſich ſchriftlich einverſtanden erklärt 
haben; 

3. wenn ohne ſchriftliche Zuſtimmung der Berechtigten die bei geſetzlicher Auflöſung 
beſtehenden Anfall⸗ oder Heimfallrechte oder bereits erworbene Abfindungs⸗ oder Ver⸗ 
ſorgungsanſprüche oder Rechte beeinträchtigt werden, die durch einen Familienſchluß 
begründet worden ſind, der die freiwillige allmähliche Auflöſung des Familienguts 
angeordnet oder mit Rückſicht auf die Auflöſung eine ſonſtige Regelung getroffen hat; 

4. wenn den Erforderniſſen des § 4 Abſ. 5 Satz 2 nicht genügt iſt. 

(2) Verweigert ein Berechtigter im Sinne des Abſ. 1 Ziffer 3 ohne berechtigten Grund ſeine 
Zustimmung, fo kann fie durch Beſchluß der Aufſichtsbehörde erſetzt werden. Die Vorſchriften des 
§ 3 Abf. 3 finden entſprechende Anwendung. 

(3) Über die Notwendigkeit einer Sicherſtellung der Gläubiger, einſchließlich der Abfindungs⸗ 
und Verſorgungsberechtigten, entſcheidet die Aufſichtsbehörde nach freiem Ermeſſen. 

(4) Dem Schutze des Waldes und der anderen Beſtandteile des Familienguts, deren Erhaltung 
im öffentlichen Intereſſe liegt, iſt genügt, wenn die für ihre Erhaltung in den §8 151 bis 184 des 
Zwangsauflöſungsgeſetzes vom 22. April 1930 vorgeſehenen Maßnahmen getroffen worden 
ſind. Die Auflöſungsbehörde kann dieſe vornehmen, wenn ihre Anordnung im Familienſchluſſe 
beantragt oder wenn der Beſitzer durch dieſen ermächtigt worden iſt, entſprechende Anträge zu ſtellen, 
und dieſe Anträge ſtellt. Die im übrigen erforderlichen Vorausſetzungen für die Anordnung der 
Maßnahmen und ihre Durchführung und Wirkung richten ſich nach den Beſtimmungen des Zwangs⸗ 
auflöſungsgeſetzes vom 22. April 1930. Die zur Durchführung erforderlichen Erklärungen kann der 
Beſitzer allein rechtswirkſam abgeben. Die Entſcheidungen brauchen nur ihm zugeſtellt zu werden. 

(6) Der Beſchluß über die Beſtätigung ift den zur Teilnahme am Familienſchluſſe Berechtigten 
und den Berechtigten im Sinne des Abſ. 1 Ziffer 3, deren Zuſtimmung erſetzt worden iſt, zuzuſtellen. 

(6) Die Aufſichtsbehörde kann die öffentliche Bekanntmachung einer Entſcheidung mit dem 
Hinweis anordnen, daß die Beſchwerde bei Verluſt des Beſchwerderechts binnen einem Monate ſeit 
der Bekanntmachung anzubringen iſt. Die Entſcheidung gilt am Tage der öffentlichen Bekannt⸗ 
machung als allen Beſchwerdeberechtigten zugeſtellt. An Beſchwerdeberechtigte, die der Aufſichts⸗ 
behörde bekannt ſind, ſoll außerdem eine beſondere Zuſtellung erfolgen. Ein Anwärter gilt nur 
als bekannt, wenn er ſeine Eintragung in eine bei dem Auflöſungsamte geführte Liſte der Anwärter 
herbeigeführt hat. Dem Beſitzer und dem nächſten Folgeberechtigten iſt die Entſcheidung ſtets 
zuzuſtellen. 

U) Iſt der Familienſchluß oder die Zuſtimmung rechtskräftig beſtätigt und, ſoweit erforder- 
lich, genehmigt, ſo kann nach keiner Richtung geltend gemacht werden, daß die in dieſem Geſetze 
vorgeſchriebenen Vorausſetzungen nicht erfüllt waren. 


S 10. 
Eintragungserſuchen. 

Die zur Vollziehung der auf Grund des rechtskräftig beſtätigten Familienſchluſſes oder der 
rechtskräftig beſtätigten Zuſtimmung (8 8 Abſ. 2 und 3) erforderlichen Eintragungen in die öffent⸗ 
lichen Bücher und Regiſter erfolgen auf Erſuchen der Aufſichtsbehörde, ſoweit nicht der Juſtiz⸗ 
miniſter ein anderes beſtimmt; der Juſtizminiſter kann auch nähere Beſtimmungen darüber treffen, 
wie das Erſuchen der Aufſichtsbehörde erfolgen ſoll. 


8 11. 
Bildung von Stiftungen. 

() Die Aufſichtsbehörde iſt befugt, in Gemäßheit eines von ihr rechtskräftig beſtätigten 
Familienſchluſſes zum Familiengute gehörende Sammlungen, Archive und gemeinnützige Einrich⸗ 
tungen, ſofern deren geſchloſſene Erhaltung im öffentlichen Intereſſe erforderlich erſcheint, in eine 
Stiftung umzuwandeln. Die Stiftung entſteht mit der rechtskräftigen Feſtſetzung der Satzung 
durch die Aufſichtsbehörde. 
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(2) Bei Feſtſetzung der Satzung iſt den Intereſſen des Gemeinwohls durch Anordnung ent⸗ 
ſprechender Beſuchs⸗ und Benutzungsordnungen Rechnung zu tragen. 

(3) Die Feſtſetzung der Satzung erfolgt durch Beſchluß der Aufſichtsbehörde. Gegen den 
Beſchluß iſt die ſofortige Beſchwerde zuläſſig. 


8 12. 
Zeitpunkt der Auflöſung, Vermögensübergang. 


(1) Mit der rechtskräftigen Beſtätigung und der Genehmigung des Familienſchluſſes iſt das 
Familiengut aufgelöſt. Dies gilt auch dann, wenn der nach dem Familienſchluſſe zunächſt Berufene 
in der Verfügung über das frühere Familiengut noch nach Art eines Vorerben beſchränkt iſt. 


(2) Mit dem genannten Zeitpunkte gehen die Beſtandteile des Familienguts auf die nach dem 
Familienſchluſſe Berufenen kraft Geſetzes über, es ſei denn, daß die Berufung nur auf einzelne 
Gegenſtände erfolgt iſt. 

(3) Iſt in dem Familienſchluſſe, durch den ein Familiengut aufgelöſt wird, angeordnet, daß 
ſich die Auflöſung allmählich vollziehen ſoll (5 38 Abſ. 1 Satz 3 der Zwangsauflöſungsverordnung 
vom 19. November 1920 — Geſetzſamml. S. 463 — in der bis zum 1. Oktober 1930 geltenden 
Faſſung), ſo tritt die Wirkung der vorſtehenden Beſtimmungen mit dem Zeitpunkt ein, in dem das 
Vermögen nach Inhalt des Familienſchluſſes freies Eigentum wird, ſoweit ſich nicht aus den 
88 260 bis 263 des Zwangsauflöſungsgeſetzes vom 22. April 1930 etwas anderes ergibt. 


Ss 13. 
Familiengutsverbindlichkeiten. 

() Für die am Tage der Auflöſung des Familienguts noch beſtehenden Familienguts⸗ 
verbindlichkeiten haften nacheinander, ſoweit eine beſtellte dingliche Sicherheit nicht reicht, der bis⸗ 
herige Inhaber ſowie derjenige perſönlich, dem das Familiengut auf Grund des Familienſchluſſes 
angefallen iſt. 

(2) Die nach dem Familienſchluſſe Berufenen haben hinſichtlich ihrer Haftung die Stellung 
von Erben und, wenn ihnen nur einzelne Gegenſtände zugewieſen ſind, die Stellung von Ver⸗ 
mächtnisnehmern. Die Familiengutsgläubiger haben die Stellung von Nachlaßgläubigern. 

(3) Für die Verrichtungen des Nachlaßgerichts iſt die Aufſichtsbehörde zuſtändig; dieſe kann 
die Verrichtungen des Nachlaßgerichts auf ein Amtsgericht übertragen. 


8 14. 
Familiengüter mit Wald. 


(1) Gehört zu dem Familiengute Wald, der ſich nach feiner Beſchaffenheit und nach ſeinem 
Umfange zu einer nachhaltigen forſtmäßigen Bewirtſchaftung eignet, ſo iſt der Inhaber verpflichtet, 
den Wald nach forſtwirtſchaftlichen Grundſätzen, welche die Nachhaltigkeit der Erträge gewährleiſten, 
zu bewirtſchaften und für den Schutz und die Bewirtſchaftung des Waldes durch genügend befähigte 
Perſonen ausreichende Fürſorge zu treffen. Iſt das Maß der Nutzung und die Art der Bewirt⸗ 
ſchaftung des Waldbeſitzes nicht durch einen ordnungsmäßigen Wirtſchaftsplan feſtgeſtellt, ſo kann 
der Inhaber von der Aufſichtsbehörde aufgefordert werden, einen ſolchen Wirtſchaftsplan aufzu⸗ 
ſtellen. Kommt er dieſer Aufforderung innerhalb der geſtellten Friſt nicht nach, ſo hat die Aufſichts⸗ 
behörde den Plan aufzuſtellen. Der Wirtſchaftsplan bleibt ſo lange maßgebend, bis er von der 
Aufſichtsbehörde außer Kraft geſetzt wird. 


(2) Verletzt der Inhaber die Pflicht zur ordnungsmäßigen Bewirtſchaftung, ſo hat die Auf⸗ 
ſichtsbehörde die erforderlichen Maßnahmen zur Erhaltung der ordnungsmäßigen Forſtwirtſchaft 
zu treffen; bei erheblicher Pflichtverletzung kann ſie dem Inhaber die Verwaltung des Familienguts 
nach SS 16 bis 27 entziehen. 
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§ 15. 
Miniſterielle Genehmigung zur Auflöſung. 

() Gehören zu dem Familiengute Waldungen im Sinne des § 14 Abſ. 1 Satz 1 oder Wein⸗ 
berge, deren Erhaltung im öffentlichen Intereſſe liegt, oder beſteht das Familiengut zu einem 
weſentlichen Teile aus deichpflichtigen Grundſtücken, ſo iſt zu ſeiner Auflöſung die Genehmigung des 
Juſtizminiſters und des Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten erforderlich. 

(2) Die Aufſichtsbehörde hat den Familienſchluß und den Beſtätigungsbeſchluß nach Rechts⸗ 
kraft des letzteren den Miniſtern zur Genehmigung vorzulegen. Die Miniſter können den Beſchluß 
aufheben, wenn die Wälder, deichpflichtigen Grundſtücke oder Weinberge nicht hinreichend gegen 
Zerſplitterung oder Mißwirtſchaft geſchützt find. 

(8) Die Entſcheidung der Minifter iſt von der Aufſichtsbehörde den Beteiligten bekanntzugeben. 


Familienguts verwaltung. 


S 16. 

(1) Wird durch offenbare Mißwirtſchaft des Inhabers oder durch ſeine ungünſtige Ver⸗ 
mögenslage die Gefahr einer erheblichen Schädigung des Familienguts oder ſeiner Gläubiger 
begründet, ſo kann die Aufſichtsbehörde dem Inhaber die Vermögensverwaltung des Familienguts 
entziehen und einem Verwalter (Familiengutsverwalter) übertragen. Sind nur einzelne Beſtand⸗ 
teile gefährdet, ſo kann die Anordnung auf dieſe beſchränkt werden. Die Aufſichtsbehörde kann auch 
anordnen, daß einzelne Wirkungen der Familiengutsverwaltung im Einzelfalle nicht eintreten. 

(2) Vor der Anordnung der Verwaltung ſollen, ſoweit tunlich, der Inhaber und der nächſte 
Jolgeberechtigte (Anfallberechtigte) gehört werden. 

6) Die Aufſichtsbehörde kann die Anordnung der Familiengutsverwaltung und den Namen 
des Verwalters öffentlich bekanntmachen. 

8 17. 

Mit der Anordnung der Verwaltung verliert der Fideikommißbeſitzer die Befugnis, das 
Fideikommißvermögen zu verwalten und darüber zu verfügen. Das Verwaltungs⸗ und Verfügungs⸗ 
recht wird durch den Familiengutsverwalter ausgeübt. Dieſer hat unverzüglich nach ſeiner Be⸗ 
ſtellung das Fideikommißvermögen in Beſitz und Verwaltung zu nehmen. Die 88 7 und 8 der 
Konkursordnung gelten entſprechend. Ein Anſpruch, der ſich gegen den Fideikommißbeſitzer als 
ſolchen richtet, kann nur gegen den Verwalter geltend gemacht werden. 


S 8 18. ) 

Der Verwalter hat das Familiengut an Stelle des Beſitzers und für deſſen Rechnung zu 
verwalten. Er hat das Recht und die Pflicht, alle Handlungen vorzunehmen, die erforderlich ſind, 
um das Vermögen in ſeinem wirtſchaftlichen Beſtande zu erhalten und ordnungsmäßig zu benutzen. 
Er HL befugt, Anträge nach SS 103 und 105 des Zwangsauflöſungsgeſetzes vom 22. April 1930 zu 
ſtellen. Er hat die Anſprüche, die zu dem Familiengute gehören, geltend zu machen und die für die 
Verwaltung entbehrlichen Nutzungen in Geld umzuſetzen. Sind Grundſtücke einem Mieter oder 
Pächter überlaffen, fo iſt der Miet- oder Pachtvertrag auch dem Verwalter gegenüber wirkſam. Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten über das Familiengut kann der Verwalter ſelbſtändig führen. Hat der Beſitzer vor 
Anordnung der Verwaltung über Anſprüche, die zu ſeinen Einkünften gehören, verfügt, ſo ſind die 
Verfügungen nur inſoweit wirkſam, als Vorausverfügungen des Schuldners über Anſprüche auf 
wiederkehrende Leiſtungen bei Zwangsverwaltung eines Grundſtücks wirkſam ſind. 


§ 19. 

Dem Fideikommißbeſitzer ſind während der Verwaltung die für ſeinen Hausſtand erforder⸗ 
lichen Räume zu belaſſen. Gefährdet der Beſitzer oder ein Mitglied ſeines Hausſtandes die Ver⸗ 
waltung, ſo hat ihm auf Antrag des Verwalters die Aufſichtsbehörde die Räumung des Grundſtücks 
aufzugeben. Die Aufſichtsbehörde kann dem Fideikommißbeſitzer zur Beſtreitung des Unterhalts 
für ihn, ſeine Ehefrau und ſeine noch unverſorgten Kinder eine den jeweiligen Verhältniſſen ent⸗ 
ſprechende Unterſtützung bewilligen. 
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§ 20. 

(1) Der Verwalter ſteht unter Aufſicht der Aufſichtsbehörde und hat jährlich und nach 
Beendigung der Verwaltung Rechnung zu legen. Die Auffichtsbehörde hat die Rechnung dem 
Beſitzer mitzuteilen und den Gläubigern auf ihr Verlangen in der Geſchäftsſtelle der Aufſichts⸗ 
behörde offenzulegen. 

(2) Die Aufſichtsbehörde kann den Verwalter mit beſtimmten Weiſungen für die Verwaltung 
verſehen. Sie kann ihm die Leiſtung einer Sicherheit auferlegen, Ordnungsſtrafen bis zu 
fünfhundert Reichsmark gegen ihn verhängen und ihn entlaſſen. Vor der Entſcheidung iſt er 
zu hören. 


§ 21. 
Der Verwalter iſt für die Erfüllung ſeiner Pflichten allen Beteiligten gegenüber 
verantwortlich. 
§ 22. 
Die Vergütung des Verwalters, wird von der Aufſichtsbehörde feſtgeſetzt. 


8 23. 

Während der Verwaltung finden zugunſten einzelner Gläubiger Zwangsvollſtreckungen und 
Arreſte weder in den Stamm des Vermögens noch in die Früchte des Familienguts ſtatt. Die 
Fortſetzung einer bei Anordnung der Verwaltung begonnenen Zwangsvollſtreckung ift nur zuläſſig, 
ſoweit ſie ſich auf Früchte bezieht, auf die ſich die Familiengutsverwaltung nicht erſtreckt (§ 120 des 
Zwangsauflöſungsgeſetzes vom 22. April 1930). Von der Verwaltung werden dinglich Berechtigte 
nicht betroffen, ſoweit es ſich um Befriedigung aus den ihnen haftenden Gegenſtänden handelt. 


8 24. 
Der jährliche Überſchuß der Verwaltung, ſoweit er nicht zur Fortführung der Wirtſchaft 
erforderlich iſt, fällt in das Allod des Fideikommißbeſitzers. 


8 25 
() Mit der Führung des Verfahrens kann der Vorſitzende der Aufſichtsbehörde ein richter⸗ 
liches Mitglied beauftragen. 
(2) Die Art ihrer Bekanntmachungen beſtimmt die Aufſichtsbehörde. 


8 26. 
Der Wegfall des Beſitzers öder das Freiwerden des Vermögens iſt auf das Verfahren 
ohne Einfluß. 
8 27. 
Die Aufſichtsbehörde hat die Verwaltung aufzuheben, wenn ein Grund zu ihrer Aufrecht⸗ 
erhaltung nicht mehr beſteht oder der Fideikommißkonkurs eröffnet wird. 


Schuldentilgungs verfahren. 
8 28. 
Während einer Familiengutsverwaltung kann zur Befriedigung der Gläubiger des Familien⸗ 


guts durch Beſchluß der Aufſichtsbehörde ein Schuldentilgungsverfahren eingeleitet werden, für 
welches die beſonderen Vorſchriften der SS 29 bis 38 gelten. 


§ 29. 
(1) Die Fideikommißforderungen werden nach folgender Rangordnung befriedigt: 
a) die im 8 61 Ziff. 1 bis 4 der Konkursordnung aufgeführten Forderungen in der dort vor⸗ 
geſchriebenen Reihenfolge; 
b) die Forderungen der Stammgläubiger, und zwar zunächſt der Gläubiger, die bereits bei 
Inkrafttreten dieſes Geſetzes als Stammgläubiger galten; 
e) die Forderungen der Fruchtgläubiger. 
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2) Fideikommißforderungen gleicher Rangordnung gelten als gleichberechtigt, ſoweit nicht 
nach dem Ermeſſen der Aufſichtsbehörde Art und Entſtehung des Anſpruchs, insbeſondere die 
frühere Entſtehung eines Anſpruchs oder der Umſtand, daß der Anſpruch aus Maßnahmen zur 
Erhaltung des Vermögens erwachſen iſt, ſeine Bevorzugung als gerechtfertigt erſcheinen läßt. 


S 30. 7 

Zur Tilgung der Fideikommißforderungen ſind die Einkünfte, ſoweit ſie bei ordnungs⸗ 
mäßiger Verwaltung des Vermögens verfügbar ſind, zu verwenden. Reichen ſie nicht aus, ſo hat 
der Verwalter durch Verwertung von Fideikommißgegenſtänden die erforderlichen Mittel zu 
beſchaffen. Er bedarf hierzu der Genehmigung der Aufſichtsbehörde. Dieſe hat vor ihrer Ent⸗ 
ſcheidung den Beſitzer und den nächſten Folgeberechtigten (Anfallberechtigten) zu hören, wenn dem 
nicht beſondere Schwierigkeiten entgegenſtehen. Mit der Rechtskraft der Genehmigung iſt der Ver⸗ 
walter ermächtigt, die erforderlichen Verfügungen ſelbſtändig vorzunehmen. Verpflichtet der Ver⸗ 
walter mit Genehmigung der Aufſichtsbehörde den Beſitzer zu einer Leiſtung, die nicht in einer 
Verfügung über einen Fideikommißgegenſtand beſteht, ſo iſt das Rechtsgeſchäft gegenüber dem 
Folger des Beſitzers wirkſam. 

b Ss 31. 

Die Aufſichtsbehörde kann ein Aufgebot an die Fideikommißgläubiger erlaſſen, innerhalb 
beſtimmter Friſt die Anſprüche gegen den Fideikommißbeſitzer als ſolchen unter Angabe des Betrags 
und des Grundes ſowie eines etwa beanſpruchten Vorrechts und unter Beifügung etwaiger urkund⸗ 
licher Beweisſtücke oder Abſchriften bei der Aufſichtsbehörde ſchriftlich oder mündlich zur Nieder⸗ 
ſchrift des Schriftführers anzumelden, und zugleich einen Termin zur Prüfung der angemeldeten 
Forderungen und Vorrechte beſtimmen. 

8 32. 

Die Anmeldungen ſind auf der Geſchäftsſtelle der Aufſichtsbehörde zur Einſicht der Be⸗ 
teiligten niederzulegen. Der Schriftführer der Aufſichtsbehörde hat jede angemeldete Forderung 
in der Rangordnung des beanſpruchten Vorrechts in eine Liſte einzutragen, die abſchriftlich dem 
Familiengutsverwalter mitzuteilen iſt. 

S 33. 

Für den Prüfungstermin gelten die Vorſchriften der SS 142, 143 und 144 Abſ. 1 der 
Konkursordnung ſinngemäß. Die Auffichtsbehörde entſcheidet über die Widerſprüche nach Anhörung 
der durch den Widerſpruch betroffenen Gläubiger, des widerſprechenden Beteiligten, des Familien⸗ 
gutsverwalters und des Beſitzers. 

S § 34. 

Nach Rechtskraft der Entſcheidung über die Widerſprüche hat der Familiengutsverwalter 
einen Tilgungsplan aufzuſtellen, der der Genehmigung der Aufſichtsbehörde bedarf. Vor der Ge⸗ 
nehmigung ſollen der Beſitzer und der nächſte Folgeberechtigte (Anfallberechtigte) gehört werden. 
Die Auffichtsbehörde kann auch noch andere Beteiligte hören oder eine mündliche Verhandlung 
anordnen. In dem Schuldentilgungsplane können die Fideikommißforderungen geſtundet werden, 
ſoweit dies zu einer zweckentſprechenden Durchführung der Schuldentilgung erforderlich erſcheint. 
Von der Tilgung einzelner Forderungen kann abgeſehen werden, wenn ſie hinreichend ſichergeſtellt 
werden und die Berechtigten hiermit einverſtanden ſind. Wiederkehrende Leiſtungen ſollen nach 
Möglichkeit dinglich ſichergeſtellt werden. Der Beſchluß über die Genehmigung iſt ſämtlichen 
Gläubigern, die eine Forderung angemeldet haben, dem Familiengutsverwalter, dem Beſitzer und 
dem nächſten Folgeberechtigten (Anfallberechtigten) zuzuſtellen. 


§ 35. 
Nach der Rechtskraft des Beſchluſſes iſt der Schuldentilgungsplan vom Familienguts⸗ 
verwalter auszuführen. 
S 36. 
Schon vor der Rechtskraft des Schuldentilgungsplans hat der Familiengutsverwalter Ab⸗ 
ſchlagszahlungen auf Forderungen, die vom Beſitzer nicht beſtritten werden, zu leiſten, ſoweit dies 
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ohne Beeinträchtigung anderer Gläubiger möglich oder zur Behebung einer dringenden Notlage 
erforderlich iſt. 
8 37. 
Fideikommißgläubiger, die nach dem Schuldentilgungsplane befriedigt werden, können weiter⸗ 
gehende Anſprüche gegen das Familiengut nicht erheben. 


S 38. 


Ergibt ſich eine Überſchuldung des Fideikommißvermögens durch Stammſchulden, ſo kann 
der Familiengutsverwalter die Eröffnung de Fideikommißkonkurſes beantragen. 


§ 39. 
Fideikommißkonkurs verfahren. 

(1) Die Eröffnung des Konkursverfahrens über das Fideikommißvermögen findet im Falle 
der Überſchuldung durch Stammſchulden ſtatt. Die Aufſichtsbehörde entſcheidet nach freiem Er⸗ 
meſſen, ob das Konkursverfahren oder die Familiengutsverwaltung einzuleiten oder eine bereits 
beſtehende Familiengutsverwaltung aufrechtzuerhalten iſt. Die Eröffnung des Konkursverfahrens 
wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß der Fideikommißbeſitzer den Fideikommißbeſitz noch nicht 
angenommen hat. 

(2) Für die Eröffnung und die Durchführung des Konkursverfahrens iſt die Aufſichts⸗ 
behörde zuſtändig. Der Vorſitzende der Aufſichtsbehörde kann ein richterliches Mitglied ganz oder 
teilweiſe mit der Führung des Verfahrens beauftragen. 

(3) Für das Verfahren gelten die Vorſchriften der Konkursordnung, ſoweit ſich nicht aus 
den Abſ. 4 bis 8 etwas anderes ergibt. 

(4 Zur Stellung des Antrags auf Eröffnung des Verfahrens iſt jeder Fideikommiß⸗ 
gläubiger, der Beſitzer und der Familiengutsverwalter berechtigt. 

(5) Der Eröffnungsbeſchluß kann nur von dem Inhaber des Familienguts, der die Er⸗ 
öffnung ablehnende Beſchluß nur von dem Antragſteller angefochten werden. 

(6) Nach der Eröffnung des Verfahrens kann die Aufſichtsbehörde deſſen Durchführung dem 
Amtsgericht übertragen. 

(0) Die Konkursforderungen werden nach der im § 29 bezeichneten Rangordnung berichtigt. 

(8) Der Wegfall des Beſitzers und das Freiwerden des Vermögens ſind auf das Konkurs⸗ 
verfahren ohne Einfluß. 

(9) Wird das Konkursverfahren infolge Verteilung der Maſſe aufgehoben oder mangels 
Maſſe eingeſtellt (SS 163, 204 der Konkursordnung), fo erliſcht das Fideikommiß. Die etwa noch 
vorhandenen Beſtandteile werden im Zeitpunkte des Erlöſchens freies Vermögen in der Hand des 
Beſitzers. 

§ 40. 
Vorbehalt anderweitiger Beſtimmungen. 

Die Befugnis des Inhabers, der Familienvertretung oder der am Familiengute berechtigten 
Familien ſowie der Aufſichtsbehörden oder ſonſtiger Perſonen oder Stellen, Verfügungen und An⸗ 
ordnungen über das Familiengut auf Grund anderer geſetzlicher oder ſtiftungsmäßiger Beſtim⸗ 
mungen zu treffen, wird durch die Vorſchriften dieſes Geſetzes nicht berührt. 


§ 41. 
Aufſichtsbehörde. 
(1) Aufſichtsbehörden im Sinne dieſes Geſetzes find die Auflöſungsbehörden ($ 195 des 
Zwangsauflöſungsgeſetzes vom 22. April 1930). 
(2) In Streit- oder Zweifelsfällen entſcheidet der Juſtizminiſter; er kann die auf Grund 
dieſes Geſetzes oder anderer Vorſchriften begründete Zuſtändigkeit zur Führung der Aufſicht auch 
abweichend vom Abſ. 1 regeln und einer anderen Behörde übertragen. 
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(3) Die Aufſichtsbehörde hat für alle Familiengüter die im Artikel 16 des Ausführungs⸗ 
geſetzes zur Grundbuchordnung vom 26. September 1899 (Geſetzſamml. S. 307) bezeichneten Befug- 
niſſe. Die Beſtimmung des 5 10 bleibt unberührt. Artikel 16 Abſ. 2 des Ausführungsgeſetzes zur 
Grundbuchordnung gilt entſprechend. Artikel 18 des genannten Geſetzes wird aufgehoben. 


§ 42. 
Rechtsmittel. 

Die Anfechtung der Entſcheidungen der Aufſichtsbehörde oder deren Vorſitzenden oder eines 
beauftragten Mitglieds der Aufſichtsbehörde oder eines von der Aufſichtsbehörde erſuchten Richters 
durch Rechtsmittel erfolgt nach den Beſtimmungen des Zwangsauflöſungsgeſetzes vom 22. April 
1930. 

§ 43. 
Hausgüter und Haus vermögen. 

Für die in § 247 des Zwangsauflöſungsgeſetzes vom 22. April 1930 bezeichneten Haus⸗ 

vermögen und Hausgüter gelten die Vorſchriften dieſes Geſetzes entſprechend. 


Übergangsbeſtimmungen. 
§ 44. 

Iſt vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes die Aufnahme eines Familienſchluſſes beantragt, ſo 
kann dieſer noch nach den bisherigen Beſtimmungen errichtet werden. Ein die all mä hliche 
Auflöſung anordnender Familienſchluß darf jedoch nicht mehr beſtätigt werden. Ein Familien⸗ 
ſchluß, deſſen Aufnahme nach dem 1. Juli 1929 beantragt worden iſt, darf nicht beſtätigt werden, 
wenn nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes ein Verſagungsgrund vorliegt. 


§ 45. 

Eine zur Zeit des Inkrafttretens dieſes Geſetzes ſchwebende Zwangsverwaltung im Sinne 
des § 11 der Verordnung über Familiengüter in ihrer bis zum 1. Oktober 1930 geltenden Faſſung 
iſt nach den bisherigen Vorſchriften durchzuführen. Durch Beſchluß der Aufſichtsbehörde kann ſie 
jedoch in eine Familiengutsverwaltung im Sinne dieſes Geſetzes übergeleitet werden. 


8 46. 


Die Zuläſſigkeit eines Rechtsmittels gegen die vor Inkrafttreten dieſes Geſetzes ergangenen 
Entſcheidungen richtet ſich nach den bisherigen Vorſchriften. 


8 47. 


Waldſtiftungen im Sinne des § 9 b der Familiengüterverordnung in der bis zum 1. Oktober 
1930 geltenden Faſſung dürfen nicht mehr neu gebildet werden. 


8 48. 


(1) Für die Erledigung der vor Inkrafttreten dieſes Geſetzes anhängig gewordenen, ein 
Familiengut oder Hausvermögen betreffenden Rechtsſtreitigkeiten gelten bis zur rechtskräftigen 
Entſcheidung die bisherigen Beſtimmungen. Das gleiche gilt von ſchwebenden Zwangsvoll⸗ 
ſtreckungen und anhängigen Konkursverfahren. g 

(2) Soweit eine Entſcheidung den Folgern des Beſitzers des Familienguts oder Haus⸗ 
vermögens gegenüber nur wirkſam iſt, wenn die beiden nächſten Anwärter zu dem Rechtsſtreite 
zugezogen werden (Allgemeines Landrecht SS 117 ff. II, 4), genügt die Zuziehung des nächſten 
Folgeberechtigten. 


O 
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§ 49. c 
Iſt die Auflöſung eines Familienguts oder Hausvermögens durch Vereinbarung mit einem 
anderen Lande beſonders geregelt, ſo bleibt die getroffene Regelung unberührt. Das Staats- 
miniſterium kann, wenn das Vermögen noch nicht freigeworden iſt, mit dem beteiligten Lande 
die Auflöſung neu vereinbaren. 


Schlußbeſtimmungen. 
§ 50. 

(1) Soweit geſetzliche oder ſtiftungsmäßige Beſtimmungen den Erwerb von Rechten hin⸗ 
ſichtlich eines gebundenen Vermögens (Familiengut, Hausvermögen) davon abhängig machen, daß 
der Berechtigte dem Adelsſtand angehört, treten ſie außer Kraft. 

(2) Geſetzliche oder ſtiftungsmäßige Beſtimmungen, die den Erwerb der im Abſ. 1 bezeich— 
neten Rechte an das Erfordernis knüpfen, daß der Berechtigte aus einer Ehe ſtammt, bei der ein 
Ehegatte oder beide dem Adelsſtand angehören, gelten bei Ehen, die nach dem 30. September 1930 
geſchloſſen worden find, ohne weiteres als erfüllt. 


§ 51. 
Das Geſetz tritt am 1. Oktober 1930 in Kraft. 


B. 
Zwangsauflöſungsgeſetz vom 22. April 1930. 
I. Titel. s ü 


Die Zwangsauflöſung der Familienfideikommiſſe. 


1. Abſchnitt. 
Die Auflöſung. 


A. Der Übergang auf die nächſten Folger und die Auflöſung. 


81. s 

Das Fideikommißvermögen geht beim Wegfalle des am 1. April 1921 vorhandenen Beſitzers 
auf den zunächſt folgeberechtigten Abkömmling des Beſitzers über und wird in deſſen Hand freies 
Vermögen. 

8 2. 

Iſt der nächſte Folgeberechtigte kein Abkömmling des Beſitzers, ſo geht das Vermögen auf 
den zunächſt berufenen Anwärter über und wird in deſſen Hand freies Vermögen, wenn er beim 
Übergange des Vermögens einen folgeberechtigten Abkömmling hat. Erhält er erſt ſpäter einen 
folgeberechtigten Abkömmling, ſo wird das Vermögen bei deſſen Geburt frei. Iſt hiernach bis zu 
ſeinem Tode die Fideikommißeigenſchaft des Vermögens nicht weggefallen, ſo geht es auf den als— 
dann zunächſt folgeberechtigten Anwärter über und wird in deſſen Hand freies Vermögen. 


8 3. 
(1) Soll nach der beſtehenden Folgeordnung das Familienfideikommiß zunächſt auf den Ehe⸗ 
gatten oder einen Bruder oder einen anderen Verwandten und erſt dann auf einen Abkömmling 
des Beſitzers übergehen, ſo wird es frei, nachdem es auf den Abkömmling übergegangen iſt. 
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(2) Das gleiche gilt, wenn das Vermögen ſchon vor dem 1. April 1921 auf den Gatten, 
Bruder oder ſonſtigen Verwandten übergegangen war und dieſer ſich am genannten Tage im Beſitze 
des Vermögens befindet. 

§ 4. 

(1) Wer beim Wegfalle des Beſitzers noch nicht lebte, aber bereits erzeugt war, gilt als vor 
dem Wegfalle geboren, ſofern nicht bisher ein anderes galt. 

(2) Als Wegfall im Sinne dieſer Vorſchriften gilt nicht der Verzicht auf den Erwerb des Ver⸗ 
mögens. Die Beſtimmungen des Bürgerlichen Geſetzbuchs über die Ausſchlagung einer Erbſchaft 
gelten für dieſen Verzicht entſprechend; an die Stelle des Nachlaßgerichts tritt die Auflöſungsbehörde. 

(8) Der Vermögensübergang nach den SS 1 bis 3 regelt ſich nach den bisherigen Beſtim⸗ 
mungen über den Nachfolgefall. 


B. Der Anfall an die Anfallberechtigten. 
§ 5. 


(1) Stiftungsmäßige Beſtimmungen über Anfallrechte kommen bei der Zwangsauflöſung nur 
inſoweit zur Anwendung, als ſie den Fall der geſetzlichen Auflöſung des Familienfidei⸗ 
kommiſſes betreffen. 

(2) Der Anfall und die Umwandlung des Familienfideikommiſſes in freies Vermögen bei 
dem Anfallberechtigten treten nach Wegfall des Beſitzers ein, der dem am 1. April 1921 vor⸗ 
handenen Beſitzer gemäß den 88 1 bis 4 zunächſt gefolgt iſt. 

(3) Im Falle des § 3 Abſ. 1 treten Anfall und Umwandlung in freies Vermögen erſt nach 
Wegfall des Abkömmlings ein. 

(4) Die Beſtimmungen der Abſ. 2 und 3 gelten nicht, wenn ſtiftungsmäßig ein anderes an⸗ 
zunehmen iſt; hierüber entſcheidet die Auflöſungsbehörde unter Ausſchluß des Rechtswegs auf 
Antrag des Beſitzers, des nächſten Folgeberechtigten oder des Anfallberechtigten; dieſe find vor der 
Entſcheidung zu hören. S 

S 6. 


Der Anfallberechtigte hat, wenn ihm nur einzelne Gegenſtände zugewieſen ſind, die Stellung 
eines Vermächtnisnehmers; im übrigen gilt die Beſtimmung des § 4 Abſ. 3 entſprechend. 


§ 7. 

(1) Stiftungsmäßige Beſtimmungen über das Anfallrecht finden keine Anwendung, ſoweit 
ſie mit dem Zwecke der Auflöſung der Familiengüter im Widerſpruche ſtehen. 

(2) Die Auflöſungsbehörde kann jedoch die ſtiftungsmäßigen Anordnungen über das Anfall⸗ 
recht, wenn ſie mit dem Zwecke der Auflöſung im Widerſpruche ſtehen, oder wenn ſie nicht ausführ⸗ 
bar ſind, oder wenn anzunehmen iſt, daß bei Kenntnis der jetzigen Sach- und Rechtslage ander- 
weitige Beſtimmungen getroffen worden wären, auf Antrag des letzten Beſitzers, des nächſten Folge- 
berechtigten oder der Anfallberechtigten ändern. Dieſe ſind vor der Aufhebung oder Anderung 
zu hören. 

C. Das Erlöſchen der Fideikommiſſe. 
a. Freiwerden des Vermögens in der Hand des Beſitzers. 
§ 8. 

Fideikommiſſe, die bis zum 1. Juli 1938 noch nicht freies Vermögen geworden ſind, erlöſchen 
mit Beginn des genannten Tages. In dem Zeitpunkte des Erlöſchens wird das Fideikommiß— 
vermögen nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes freies Vermögen in der Hand des Fideikommiß⸗ 
beſitzers. t 

b. Die Rechtsſtellung der Anwärter und Anfallberechtigten. 

§ 9. 

Erliſcht das Fideikommiß nach § 8, fo beſtimmen ſich die Rechte der Anwärter und der 

Anfallberechtigten nach den Vorſchriften der s$ 10 bis 26. 
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I. 
Vertragsmäßige Regelung der Rechte der Anwärter. 


§ 10. a 
(1) Solange der Fideikommißauflöſungsſchein (5 185 ff.) noch nicht erteilt iſt, kann der letzte 
Fideikommißbeſitzer durch Vertrag mit den beiden Anwärtern, die bei dem Fortbeſtande des Fidei⸗ 
kommiſſes zur Zeit des Abſchluſſes des Vertrags nach der bisherigen Folgeordnung am nächſten zur 
Folge berufen wären, vereinbaren, ob und in welcher Weiſe die Anwärter entſchädigt werden ſollen. 
(2) Bei der Beſtimmung der zuzuziehenden Anwärter kommen nur die bereits geborenen 
Anwärter in Betracht. 


GIRI 
(1) Der Vertrag bedarf der Beurkundung durch die Auflöſungsbehörde oder eines ihrer Mit- 
glieder oder durch ein Gericht oder einen Notar und der Beſtätigung durch die Auflöſungsbehörde. 
(2) Erklärt ein Beteiligter, daß der Abſchluß des Vertrags beabſichtigt ſei, jo kann die Auf⸗ 
löſungsbehörde dem letzten Fideikommißbeſitzer eine Friſt zur Einreichung des Vertrags beſtimmen. 


8 12. 


(1) Der Vertrag darf die zur Zeit feines Abſchluſſes bereits geborenen Angehörigen des 
letzten Fideikommißbeſitzers, die bei geſetzlicher Regelung der Rechte der Anwärter im Nacherbfall 
abfindungsberechtigt fein würden (§ 65 Abſ. 2, § 73), nicht unbillig benachteiligen. Unbillige Benach⸗ 
teiligung iſt nicht anzunehmen, wenn dem letzten Fideikommißbeſitzer mindeſtens ein Viertel des 
nach § 69 berechneten Wertes des früheren Fideikommißvermögens zur freien Verfügung verbleibt, 
oder wenn die Abfindungsberechtigten dem Vertrage ſchriftlich zuſtimmen. 

(2) Sind Anfallberechtigte vorhanden, denen für den Fall der geſetzlichen Auflöſung nur 
einzelne Gegenſtände des früheren Fideikommißvermögens zugewieſen ſind, ſo dürfen deren Rechte 
(S 26) durch den Vertrag ohne ſchriftliche Zuſtimmung der Berechtigten nicht verletzt werden. 

(3) Vor der Beſtätigung des Vertrags find die Sicherungsmaßnahmen nach SS 185, 186 zu 
treffen. Dieſe dürfen durch den Vertrag nicht beeinträchtigt werden, wenn nicht die Beteiligten, 
zu deren Gunſten die Maßnahmen getroffen worden ſind, ſchriftlich dem Vertrage zuſtimmen. 

(4) Iſt zur Vollziehung des Vertrags ein Rechtsgeſchäft erforderlich, das nach der Auf⸗ 
löſungsgeſetzgebung miniſterieller Genehmigung bedarf, ſo darf die Beſtätigung erſt erfolgen, wenn 
die von der Auflöſungsbehörde einzuholende Genehmigung erteilt iſt. 


§ 13. 
Die Beſtätigung darf nur verſagt werden: 
1. wenn der Vertrag an einem Mangel leidet, der ſeine Nichtigkeit oder Anfechtbarkeit 
begründet; 
2. wenn den Beſtimmungen des § 12 nicht genügt iſt; 
3. wenn der Vertrag nicht innerhalb der nach § 11 Abſ. 2 beſtimmten Friſt eingereicht iſt 


und infolge der nachträglichen Einreichung die Erteilung des Fideikommißauflöſungs⸗ 
ſcheins weſentlich verzögert würde. 


8 14. 


Iſt der Vertrag rechtskräftig beſtätigt, fo richten ſich die Rechte der Anwärter ausſchließlich 
nach dem Inhalte des Vertrags. Abfindungs- und Verſorgungsanſprüche können nach Abſchluß 
des Vertrags nicht mehr neu erworben werden. Sicherſtellung der durch den Vertrag begründeten 
Anſprüche kann nur nach Maßgabe des Vertrags beanſprucht werden. Ihre Bewirkung liegt 
den Beteiligten ob. 
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II. 
Geſetzliche Regelung der Rechte der Anwärter. 


§ 15. 

(1) Wenn eine vertragliche Regelung der Rechte der Anwärter nicht zuftande kommt, ſo iſt 
nach Erteilung des Fideikommißauflöſungsſcheins der letzte Fideikommißbeſitzer nach Art eines 
Vorerben in der Verfügung über das frei gewordene Vermögen beſchränkt. 

(2) Mit dem Tode des letzten Fideikommißbeſitzers oder, wenn beim Fortbeſtande des Fidei- 
kommiſſes der Folgefall ſchon früher eingetreten wäre, in dieſem Zeitpunkte geht das frei gewordene 
Vermögen kraft Geſetzes auf den Anwärter über, der nach der bisherigen Folgeordnung Folger 
geworden wäre. Dieſer hat die Stellung eines Nacherben. 

(3) Wenn nach § 2 Satz 2 das Fideikommißvermögen infolge der Geburt eines 
Abkömmlings in der Hand des letzten Fideikommißbeſitzers frei geworden wäre, ſo wird der Beſitzer 
von dieſem Zeitpunkt an von der Beſchränkung nach Art des Vorerben frei. 


8 16. 


(1) Für das zwiſchen dem Vorerben und dem Nacherben beſtehende Rechtsverhältnis finden 
die Beſtimmungen der $$ 2111 bis 2122, § 2123 Abſ. 2, 88 2124 bis 2135, § 2138 Abſ. 2, Sg 2139, 
2140, $ 2142 Abſ. 1, 88 2143 bis 2146 des Bürgerlichen Geſetzbuchs entſprechende Anwendung. 

(2) Der Erbfall gilt in dem Zeitpunkt als eingetreten, in welchem der Fideikommiß⸗ 
auflöſungsſchein rechtskräftig wird. Das in dieſem Zeitpunkte vorhandene frühere Fideikommiß— 
vermögen gilt als Erbſchaft oder Nachlaß. Als Fall der Nacherbfolge gilt der Wegfall des 
letzten Fideikommißbeſitzers (§ 15 Abſ. 2). 

3) Als Nachlaßverbindlichkeiten gelten ſämtliche noch beſtehenden früheren Fideikommiß⸗ 
verbindlichkeiten, ferner die Verpflichtungen, die während der Sperrfriſt begründet oder während 
der Dauer der Vorerbſchaft mit Wirkung gegenüber dem Nacherben entſtanden und noch nicht 
beglichen ſind, die noch beſtehenden Anſprüche der Verſorgungs⸗ und Abfindungsberechtigten und 
der Anfallberechtigten, denen nur einzelne Gegenſtände des früheren Fideikommißvermögens 
zugewieſen find, und die Abfindungs- und Verſorgungsanſprüche, die während der Vorerbſchaft 
und beim Eintritte des Nacherbfalls entſtehen (55 65 bis 90). 

(4) Schlägt der Nacherbe die Nacherbſchaft aus, fo tritt der bei dem Fortbeſtande des Fidei⸗ 
kommiſſes nach ihm am nächſten zur Folge Berufene an ſeine Stelle. 


8 1 

(1) Während der Vorerbſchaft hat das Nachlaßgericht für die Sicherung des Nachlaſſes 
zu ſorgen, wenn ihm Umſtände bekannt werden, die eine Sicherung erforderlich machen. 

(2) Die Rechte und Pflichten des Nacherben werden während der Vorerbſchaft von dem 
jeweils zum Nacherben Berufenen wahrgenommen. Das Nachlaßgericht kann jedoch für den 
Nacherben einen Pfleger beſtellen, ſoweit hierfür ein Bedürfnis beſteht. 

(3) Das Nachlaßgericht hat, ſofern die Rechte und Pflichten des Nacherben von dem jeweils 
zum Nacherben Berufenen wahrgenommen werden, dieſem auf Antrag ein Zeugnis über ſein 
Recht auszuſtellen. Auf das Zeugnis finden die Vorſchriften über den Erbſchein ſinngemäße 
Anwendung. Der Vorerbe und der Nacherbe haben, auch wenn ein Zeugnis nicht erteilt iſt, 
jeden Wechſel in der Perſon des jeweils zum Nacherben Berufenen und jede ſonſtige Anderung 
ſeiner Rechtsſtellung unverzüglich dem Nachlaßgericht anzuzeigen; der Nacherbe hat zugleich das 
ihm erteilte Zeugnis zurückzugeben. 

(4) Wird dem Nachlaßgerichte bekannt, daß durch das Verhalten des Vorerben oder des 
Nacherben Abfindungs- oder Verſorgungsanſprüche, Nießbrauchsrechte oder Rechte von Unfalls 
berechtigten gefährdet werden, die während der Vorerbſchaft und beim Eintritte des Nacherbfalls 
noch entſtehen können, ſo hat es, ſoweit die Berechtigten der Perſon nach noch ungewiß ſind, zur 
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Wahrnehmung ihrer Intereſſen einen Pfleger zu beſtellen. Es kann auch die Hinterlegung von 
Geld, Wertpapieren, Koſtbarkeiten, die zu der Erbſchaft gehören, ſowie die Aufnahme eines 
Verzeichniſſes der zur Erbſchaft gehörenden Gegenſtände anordnen. 

(5) Für die vom Nachlaßgericht eingeleiteten Pflegſchaften tritt an die Stelle des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts das Nachlaßgericht. 

(6) Das örtlich zuſtändige Nachlaßgericht wird vom Juſtizminiſter beſtimmt. 


§ 18. 

(1) Wenn der Vorerbe nach den Beſtimmungen des Bürgerlichen Geſetzbuchs zur Verfügung 
über einen zur Erbſchaft gehörenden Gegenſtand oder zur Eingehung einer dem Nacherben gegenüber 
wirkſamen Verbindlichkeit der Einwilligung des Nacherben bedarf, aber nach den beim Erlöſchen 
des Fideikommiſſes geltenden Beſtimmungen die Rechtsgeſchäfte allein, beſonders auch ohne 
Genehmigung der Auflöſungsbehörde, mit Wirkung ſeinen Folgern gegenüber hätte eingehen 
können, kann er dieſe Rechtsgeſchäfte ohne die Einwilligung mit Wirkung gegenüber den Nach— 
erben vornehmen. 

(2) Verweigert der Nacherbe feine Einwilligung zur Vornahme eines zur ordnungsmäßigen 
Verwaltung der Erbſchaft, insbeſondere zur Berichtigung von Nachlaßverbindlichkeiten erforderlichen 
Rechtsgeſchäfts, ſo kann dieſe nach Anhörung des Nacherben vom Nachlaßgericht erſetzt werden. 


Sale) 
Der Vorerbe hat bei der Vermögensverwaltung auch die im § 17 Abſ. 4 bezeichneten Rechte 
zu wahren und den Berechtigten gegenüber für die Sorgfalt einzuſtehen, die er in eigenen An⸗ 
gelegenheiten anzuwenden pflegt. Entſprechendes gilt für den Nacherben. 


§ 20. 

(1) War der beim Eintritte des Nacherbfalls zum Nacherben Berufene bei dem Erlöſchen des 
Fideikommiſſes (§ 8) noch nicht erzeugt, ſo tritt die Nacherbfolge nicht ein. Das frühere Fidei⸗ 
kommißvermögen unterliegt in dieſem Falle dem für freies Vermögen geltenden Erbrechte. Wenn 
der Nacherbfall bereits bei Lebzeiten des letzten Fideikommißbeſitzers eintritt und der zum Nach⸗ 
erben Berufene zur Zeit des Erlöſchens des Fideikommiſſes noch nicht erzeugt war, verbleibt das 
frühere Fideikommißvermögen dem letzten Fideikommißbeſitzer . Die Nacherbfolge tritt jedoch ein, 
wenn beim Fortbeſtande des Fideikommiſſes der Folgefall zur Strafe wegen eines Verſchuldens 
des Fideikommißbeſitzers eingetreten wäre. : 

(2) Dasſelbe gilt, wenn ein Ehegatte als ſolcher zum Nacherben berufen ift und die Ehe 
beim Erlöſchen des Fideikommiſſes noch nicht geſchloſſen war. 


5 21. 
Eintritt des Falles der Nacherbfolge während der Sperrfrift. 
Fällt der letzte Fideikommißbeſitzer vor Eintritt der Rechtskraft des Fideikommißauflöſungs⸗ 
ſcheins weg (§ 15 Abf. 2), ohne daß ein Vertrag über die Regelung der Rechte der Anwärter 
rechtskräftig beſtätigt ift, jo gilt der Nacherbfall als mit dem Wegfalle des letzten Fideikommiß⸗ 
beſitzers eingetreten. Auf die Durchführung der während der Sperrfriſt von der Auflöſungs⸗ 
behörde zu treffenden Maßnahmen iſt der Wegfall ohne Einfluß. 


III. 
Sonderfälle. 
§ 22. 


Wäre nach § 2 Satz 3 das Fideikommißvermögen erſt in der Hand des zweiten 
Folgers frei geworden, jo gilt dieſer als weiterer Nacherbe, wenn die Nacherbſchaft nach 8 15 
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Abf. 2 eintritt. Der zweite Nacherbfall tritt ein in dem Zeitpunkt, in welchem der zweite Folgefall 
eingetreten wäre. Im übrigen gelten für die Vor- und Nacherbſchaft die Vorſchriften der 88 15 
bis 21 ſinngemäß. 

§ 23. 

(1) Wenn auf Grund der bisherigen Beſtimmungen ($ 3 Abſ. 1) nach dem letzten 
Fideikommißbeſitzer zunächſt ein Verwandter oder der Ehegatte zur Nachfolge berufen und das 
Fideikommißvermögen erſt dann auf einen Abkömmling des letzten Fideikommißbeſitzers über— 
gegangen wäre, ſo wird der Abkömmling Nacherbe, ſofern nicht die Rechte der Anwärter durch 
rechtskräftig beſtätigten Vertrag anders geregelt ſind. 

(2) Der durch den Abkömmling ausgeſchloſſene Ehegatte erwirbt, wenn die Ehe mit dem 
letzten Fideikommißbeſitzer bereits bei dem Erlöſchen des Fideikommiſſes geſchloſſen war, bei dem 
Eintritte des Nacherbfalls für die Zeit, während welcher er Fideikommißbeſitzer geweſen wäre, 
kraft Geſetzes den Nießbrauch an dem der Nacherbſchaft unterliegenden Vermögen. Iſt durch den 
Abkömmling ein Verwandter des letzten Fideikommißbeſitzers ausgeſchloſſen, der zur Zeit des 
Erlöſchens des Fideikommiſſes bereits erzeugt war, ſo erwirbt dieſer den Nießbrauch. 

(3) Auf den Nießbrauch findet die Vorſchrift des § 1089 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
entſprechende Anwendung. 


IV. 
Regelung der Rechte der Anfallberechtigten. 
S 24. 

(1) Beſtehen bei einem Fideikommiß Anfallrechte im Sinne der SS 5 bis 7, fo regeln ſich im 
Falle des Erlöſchens des Fideikommiſſes (8 8) die Rechte der Anfallberechtigten nach den für die 
Regelung der Rechte der Anwärter in dieſem Falle geltenden Vorſchriften. Die Stellung der 
Anwärter nehmen die Anfallberechtigten ein. 

(2) Kommt eine vertragliche Regelung nicht zuſtande, ſo gilt der Anfallberechtigte als 
Nacherbe des letzten Fideikommißbeſitzers. Der Nacherbfall tritt mit dem Tode des letzten Fidei⸗ 
kommißbeſitzers ein, wenn der Anfall nach den SS 5 bis 7 nicht in einem früheren Zeitpunkt ein⸗ 
getreten wäre. 

§ 25. 2 
Zuſammentreffen von Anwärtern und Anfallberechtigten. 

(1) Beſtehen bei einem Fideikommiſſe, das nach § 8 erliſcht, Anfallrechte im Sinne der SS 5 
bis 7 und wäre nach dem bisherigen Rechte der Anfall noch nicht beim Wegfalle des zur Zeit des 
Erlöſchens vorhandenen Fideikommißbeſitzers eingetreten, ſo können die dem Anfallberechtigten 
und den Anwärtern aus Anlaß des Erlöſchens des Fideikommiſſes zuſtehenden Rechte durch 
Vertrag zwiſchen dem letzten Fideikommißbeſitzer und dem Anfallberechtigten und den beiden zur 
Zeit des Abſchluſſes des Vertrags am nächſten zur Folge berufenen Anwärtern geregelt werden. 
Für den Vertrag gelten die Vorſchriften der SS 10 bis 14 entſprechend. 

(2) Kommt eine vertragliche Regelung nicht zuſtande, ſo beſtimmen ſich die Rechte der 
Anfallberechtigten nach § 24. Eine zwiſchen dem letzten Fideikommißbeſitzer und dem Anfall- 
berechtigten über deſſen Rechte getroffene vertragliche Regelung darf nicht beſtätigt werden, wenn 
ſie die gemäß dem nachſtehenden Abſatze den Anwärtern zuſtehenden Rechte beeinträchtigt. 

(8) Bei Eintritt des Nacherbfalls erwirbt der nach der bisherigen Folgeordnung am nächſten 
zur Folge berufene Anwärter kraft Geſetzes den Nießbrauch an dem der Nacherbſchaft unterliegenden 
Vermögen für die Zeit, während der er Fideikommißbeſitzer geweſen wäre. Das Nießbrauchsrecht 
entſteht nicht, wenn der zum Nießbrauche Berufene zur Zeit des Erlöſchens des Fideikommiſſes 
noch nicht erzeugt war oder die Ehe, die allein ſeine Berufung vermittelt, beim Erlöſchen des 
Fideikommiſſes noch nicht geſchloſſen war. Dasſelbe gilt, wenn die Nacherbfolge nicht eintritt (8 20). 

(4) Auf den Nießbrauch findet die Vorſchrift des 8 1089 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
entſprechende Anwendung. 
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§ 26. 
Anfallberechtigte, denen nur einzelne Gegenſtände zugewieſen ſind. 
Ein Anfallberechtigter, dem für den Fall der geſetzlichen Auflöſung nur einzelne Gegenſtände 
des Fideikommißvermögens zugewieſen worden find, kann deren Herausgabe in dem durch die §§ 5 
bis 7 beſtimmten Zeitpunkte, ſpäteſtens bei dem Eintritte des letzten Nacherbfalls, verlangen. Er 
hat die Stellung eines Vermächtnisnehmers. 


c. Zuſtändigkeit. 
8 27. 


Für die Verrichtungen des Nachlaß- und des Vormundſchaftsgerichts und zur Entſcheidung 
über Streitigkeiten, die ſich aus Anlaß des Erlöſchens des Fideikommiſſes (§ 8) zwiſchen den 
Mitgliedern der fideikommißberechtigten Familie oder zwiſchen dieſen und Anfallberechtigten oder 
Anfallberechtigten untereinander ergeben, ſind, ſolange die Auflöſungsbehörden beſtehen, dieſe unter 
Ausſchluß des Rechtswegs zuſtändig. 


D. Der Zeitpunkt der Auflöſung. 
§ 28. 


Als Zeitpunkt der Auflöſung des Fideikommiſſes gilt unbeſchadet der Überleitungs— 
beſtimmungen der Zeitpunkt, in dem das Vermögen nach den §§ 1 bis 7 in der Hand eines 
Anwärters oder Anfallberechtigten oder nach § 8 in der Hand des Beſitzers freies Vermögen wird. 


E. Die Auflöſung der Zwerg⸗Grundfideikommiſſe. 
§ 29. 


(1) Grundfideikommiſſe, deren Wert ohne Abzug der Schulden und Laſten am 1. Oktober 1930 
den Betrag von einhunderttauſend Reichsmark nicht überſteigt (Zwergfideikommiſſe), hat die Auf— 
löſungsbehörde alsbald aufzuheben, wenn nicht innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten dieſes 
Geſetzes die Aufnahme eines die ſofortige Auflöſung anordnenden Familienſchluſſes beantragt wird. 
§ 69 Abſ. 1 und 3 finden Anwendung. 

(2) Vor der Aufhebung ſind der Beſitzer und der nächſte Folgeberechtigte (Anfallberechtigte) 
zu hören. 

(3) Mit der Rechtskraft des Aufhebungsbeſchluſſes wird das Fideikommißvermögen freies 
Vermögen in der Hand des Beſitzers. 

(4) Die Auflöſungsbehörde kann den nächſten Folgeberechtigten (Anfallberechtigten) eine 
billige Entſchädigung gewähren, wenn hierdurch die i Bewirtſchaftung des Gutes 
nicht gefährdet wird. 

(5) Die Vorſchriften der SS 65 bis 77 über die Abfindung der nächſten Angehörigen und der 
ss 78 bis 90 über die Verſorgung finden feine Anwendung. Die bei der Aufhebung bereits erwor— 
benen Abfindungs- und Verſorgungsanſprüche bleiben unberührt. Inſoweit gelten die Beſtim— 
mungen der SS 65 bis 90. Die Vorſchriften der SS 129 bis 150, SS 193, 194 find anwendbar. 
An die Stelle des Fideikommißauflöſungsſcheins tritt der Aufhebungsbeſchluß. 

(6) Iſt die Aufhebung rechtskräftig, ſo iſt auf ihre ee ohne Einfluß, ob die 
Vorausſetzungen des Abſ. 1 vorgelegen haben. 


F. Die Auflöſung der Samtfideikommiſſe. 
§ 30. 

Befindet ſich das Fideikommißvermögen im Beſitze mehrerer nach der Folgeordnung neben⸗ 
einander folgeberechtigter Beſitzer (Samtfideikommiß, Kondominat), ſo gelten die Beſtimmungen 
des 8 29 ſinngemäß für jeden Anteil, bei dem die Vorausſetzungen des § 29 Abſ. 1 zutreffen. Für 
höhere Anteile regelt ſich die Auflöſung nach den SS 1 bis 8. 
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§ 31. 

( Die Beſitzer der Anteile, die nach § 30 freies Vermögen geworden ſind, können über ihre 
Anteile im ganzen unter Lebenden und von Todes wegen frei verfügen; die Beſtimmungen der 
SS 2033 bis 2037 des Bürgerlichen Geſetzbuchs gelten entſprechend. 

(2) Bevor ſämtliche Anteile freies Vermögen geworden ſind, findet eine Aufhebung der Ge⸗ 
meinſchaft nicht ſtatt. 

§ 32. 

() Die Beſitzer der gebundenen und der freien Anteile (Anteilsbeſitzer) haben zur Ver⸗ 
waltung des Vermögens und zur Wahrnehmung ihrer gemeinſchaftlichen Rechte ſowie der Geſamt⸗ 
intereſſen der Anwärter einen oder drei Vertreter ſowie deren Stellvertreter zu beſtellen. 

(2) Die Beſtellung bedarf der Genehmigung der Auflöſungsbehörde und wirkt für und gegen 
die Erwerber der Anteile. 

§ 33. 

() Die Vertreter ſind gegenüber den Anteilsbeſitzern verpflichtet, den Anordnungen zu 
folgen, die von dieſen durch Mehrheitsbeſchluß über die Verwaltung des gemeinſchaftlichen Ver⸗ 
mögens getroffen werden. f 

(2) Auf Antrag der Vertreter kann die Auflöſungsbehörde Abweichungen zulaſſen, wenn das 
Geſamtintereſſe der Familie dies erfordert. 

§ 34. 

() Die Beſtellung der Vertreter erfolgt durch Mehrheitsbeſchluß der Anteilsbeſitzer; die 
Auflöſungsbehörde kann für die Beſchlußfaſſung eine Friſt ſetzen und nach deren Ablaufe die Ver⸗ 
treter ſelbſt beſtellen. 

(2) Die Stimmenmehrheit iſt in den Fällen des Abſ. 1 und des § 33 Abſ. 1 nach der Größe 
der Anteile am gemeinſchaftlichen Vermögen zu berechnen; iſt die Größe eines Anteils ſtreitig, ſo 
iſt das Stimmrecht von der Auflöſungsbehörde feſtzuſetzen. 


§ 35. 


Die Vertreter ſind von der Auflöſungsbehörde aus dem Amte zu entlaſſen, wenn die Fort⸗ 
führung der Geſchäfte die Rechte der Anteilsbeſitzer oder der Anwärter gefährden würde; in dieſem 
Falle ſind binnen einer von der Auflöſungsbehörde zu beſtimmenden Friſt neue Vertreter zu 
beſtellen; nach Ablauf der Friſt kann die Auflöſungsbehörde die Beſtellung ſelbſt vornehmen. 


8 36. 


() Auf Antrag eines Beſitzers kann die Auflöſungsbehörde anordnen, daß eine bei Beginn 
der Zwangsauflöſung bereits vorhandene Vertretung im Amte verbleiben ſoll; alsdann gelten 
§ 32 Abſ. 2 und § 33 entſprechend. 


2) Die Auflöſungsbehörde kann nachträglich auf Antrag eines Beſitzers die Beſtellung einer 
Vertretung nach $ 32 Abſ. 1 anordnen. 
§ 37. 
Zu Vertretern können auch Anteilsbeſitzer und Anwärter beſtellt werden. 


8 38. 


(1) Die Auflöſungsbehörde kann auf Antrag eines Anteilsbeſitzers anordnen, daß ſtatt eines 
Vertreters drei Vertreter beſtellt werden; § 34 Abſ. 1 gilt entſprechend. 


(2) Bei Meinungsverſchiedenheit innerhalb einer aus drei Mitgliedern beſtehenden Ver⸗ 
tretung entſcheidet Stimmenmehrheit. 
§ 39. 
Im übrigen bleiben für die Rechtsverhältniſſe der Samtfideikommiſſe bis zur Auflöſung die 
bisherigen Beſtimmungen in Geltung. 
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§ 40. 

Als Zeitpunkt der Auflöſung gilt der Zeitpunkt, in dem ſämtliche Anteile frei geworden 
ſind. Dieſer Zeitpunkt iſt durch Beſchluß der Auflöſungsbehörde feſtzuſtellen; die Beſtimmungen 
der SS 129, 132, 185 ff. bleiben unberührt. 

l S 41. 

(1) Auf das Rechtsverhältnis der Anteilsbeſitzer untereinander nach der Auflöſung des 
Samtfideikommiſſes und auf die Aufhebung der Gemeinſchaft ſind die Vorſchriften der 88 2032 
bis 2043, 55 2046, 2047 des Bürgerlichen Geſetzbuchs und der SS 86 bis 98 des Reichsgeſetzes über 
die freiwillige Gerichtsbarkeit entſprechend anwendbar; bis zur Erteilung des Fideikommiß— 
auflöſungsſcheins gelten jedoch die Beſtimmungen der 88 32 bis 38. 

(2) An die Stelle des Nachlaßgerichts tritt, wenn die Auseinanderſetzung vor Erteilung des 
Fideikommißauflöſungsſcheins (55 185, 186) beantragt iſt, die Auflöſungsbehörde; alsdann bleiben 
die Beſtimmungen der SS 32 bis 38 bis zur Beendigung der Auseinanderſetzung in Geltung. Die 
Vereinbarung über die Auseinanderſetzung bedarf in dieſem Falle der Beurkundung durch ein 
beauftragtes Mitglied der Auflöſungsbehörde; dieſe kann ein Amtsgericht oder einen Notar um 
Durchführung des Verfahrens oder Beurkundung der Auseinanderſetzung erſuchen. 


8 42. 

(0 Die Auflöſungsbehörde kann auf Grund eines Beſchluſſes der Anteilsbeſitzer und der 
nächſten Folgeberechtigten das Samtfideikommiß aufheben, wenn mindeſtens die Hälfte der Be- 
ſitzer und die Hälfte aller Abſtimmenden zugeſtimmt haben. 

) Vollzieht ſich die Nachfolge in das Familienfideikommiß nach den Regeln der geſetzlichen 
Verwandtenerbfolge, ſo genügt ein Mehrheitsbeſchluß der Beſitzer. 

) In beiden Fällen iſt für die Stimmberechtigung der Beſitzer die Größe ihrer Anteile 
maßgeblich. 

(% Die Anteilsbeſitzer und ihre Anteile ſind in dem Aufhebungsbeſchluſſe feſtzuſtellen. 

(5) Mit der Rechtskraft des Aufhebungsbeſchluſſes gilt das Samtfideikommiß als aufgelöſt. 

(6) Für das Rechtsverhältnis der Anteilsbeſitzer untereinander gelten die Beſtimmungen 
des § 41, wenn in dem Beſchluſſe nichts anderes feſtgeſetzt iſt. 


§ 43. IT 

() Die Auflöſungsbehörde kann im Falle des § 42 eine öffentliche Aufforderung zur An⸗ 
meldung der Anteilsrechte erlaſſen; die Art der Bekanntmachung und die Dauer der Anmeldungs⸗ 
friſt find von der Auflöſungsbehörde zu beſtimmen; die Anmeldungsfriſt ſoll regelmäßig nicht mehr 
als ſechs Monate betragen. fe ur 

2) In der öffentlichen Aufforderung iſt den Beteiligten anzudrohen, daß ein von der 
Auflöſungsbehörde nicht ermitteltes Anteilsrecht unberückſichtigt bleibt, wenn es nicht bis zum 
Ablaufe der Anmeldungsfriſt angemeldet oder der Auflöſungsbehörde bekannt wird. 


(8) Die Anteilsbeſitzer und ihre Anteile find von der Auflöſungsbehörde feſtzuſtellen. 


8 44. 


Auf Grund eines den Vorausſetzungen des § 42 entſprechenden Beſchluſſes kann die Auf⸗ 
löſungsbehörde das Familienfideikommniß in eine Stiftung umwandeln (§ 246). 


S 45. 

Beträgt für keinen Anteilsbeſitzer der Anteil am Reinertrage des Vermögens im Durch⸗ 
ſchnitte der drei letzten Wirtſchaftsſahre mehr als eintauſend Reichsmark oder ſind mehr als 
zwanzig Beſitzer vorhanden, von denen keiner einen Anteil von mehr als fünftauſend Reichsmark 
am Reinertrage des Vermögens hat, ſo kann das Samtfideikommiß durch Beſchluß der Auf- 
löſungsbehörde mit Zuſtimmung der Vertreter (SS 32 bis 38) aufgehoben werden. Die Be⸗ 
ſtimmungen der 55 43 und 44 find anwendbar. § 42 Abſ. 6 gilt ſinngemäß. 
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S 46. 

Soweit es bei der Zwangsauflöſung eines Samtfideikommiſſes, insbeſondere bei Maß⸗ 
nahmen nach den 88 129 bis 184, SS 193, 194 der Erklärung oder Anhörung des Beſitzers oder 
des letzteren und des nächſten Folgeberechtigten bedarf, genügt die Erklärung oder Anhörung der 
Vertreter (55 32 bis 38). 


G. Die Auflöſung der Geldfideikommiſſe. 
§ 47. 

(1) Beſteht ein Familienfideikommiß ausſchließlich aus Geld, Geldforderungen, Wert⸗ 
papieren oder Koſtbarkeiten (Geldfideikommiß), ſo fällt die Hälfte als freies Vermögen auf Grund 
Beſchluſſes der Auflöſungsbehörde mit dem Eintritte der Rechtskraft des Beſchluſſes dem am 
1. April 1921 vorhandenen Beſitzer zu. 

(2) In dem Beſchluſſe find die frei werdenden Beſtandteile des Vermögens feſtzuſtellen; 
vorher ſind die zur Sicherung der Gläubiger, insbeſondere der Verſorgungsberechtigten, etwa er— 
forderlichen Anordnungen zu treffen; die Beſtimmungen der §§ 139, 140 ſind entſprechend anzu- 
wenden. N 

(8) Die Auflöſungsbehörde muß vor der Beſchlußfaſſung den nächſten Anwärter hören; für 
den Beſchluß gilt § 185 ff. entſprechend. 

§ 48. 

(1) Das Reſtvermögen geht nach Wegfall des Beſitzers nach den ss 1 bis 4 auf den 
nächſten Folgeberechtigten über und wird im Falle des $ 1 und des § 2 Satz 1 und des § 3 Abſ. 2 
gemäß dieſen Beſtimmungen in deſſen Hand freies Vermögen. 

2) In den Fällen des § 2 Satz 2 und 3 und des § 3 Abf. 1 wird die Hälfte des Reſtver⸗ 
mögens nach Wegfall des Vorbeſitzers in der Hand des nächſten Folgeberechtigten frei. § 47 gilt 
entſprechend. f 

(3) Die andere Hälfte wird im Falle des § 2 Satz 2 bei der nachträglichen Geburt eines 
Abkömmlings gleichfalls in der Hand des zum Beſitze gelangten Folgers frei. 

(4) In den Fällen des § 2 Satz 3 und des $ 3 Abſ. 1 fällt die zweite Hälfte des Reſtver⸗ 
mögens dem weiteren Folger zu und wird in deſſen Hand freies Vermögen. 


§ 49. 
Mit dem Freiwerden des letzten Teiles gilt das Geldfideikommiß als aufgelöſt. 


§ 50. 

Als Geldfideikommiß gilt auch ein Fideikommiß, das nach Feſtſtellung der Auflöſungs⸗ 
behörde dergeſtalt überwiegend aus Kapitalvermögen beſteht, daß der Grundbeſitz völlig dahinter 
zurücktvitt; letzterer geht in jedem Falle vorweg auf den nächſten Folgeberechtigten über und wird 
in deſſen Hand freies Vermögen; er bleibt bei der Berechnung des Wertes der Vermögensteile 
außer Betracht. a 
ae nent itz 8951 

Die Herausgabe der freigewordenen Anteile an den Berechtigten darf nur auf Grund eines 
entſprechenden Feſtſtellungsbeſchluſſes (§ 47 Abf. 2) oder des Fideikommißauflöſungsſcheins (§ 185) 
angeordnet werden. 
: § 52. 

(1) Eine Abfindung nach den SS 65 bis 77 findet nicht ſtatt. 

(2) Für die Verſorgungsanſprüche haftet, ſoweit eine nach § 47 Abſ. 2 (55 93, 143, 144) 
angeordnete Sicherheit und die Einkünfte einer Verſorgungsmaſſe oder einer Stiftung nicht 
reichen, der Beſitzer mit dem gebundenen Vermögen und, ſoweit das Recht auf Verſorgung bereits 
beim Freiwerden eines Teiles des Vermögens entſtanden war, im Verhältniſſe dieſes Teiles auch 
mit dem Allod; die Auflöſungsbehörde kann über die Aufbringung der Mittel im Feſtſtellungs⸗ 
beſchluß (§ 47 Abſ. 2) näheres beſtimmen und auch Abweichungen von den vorſtehenden Beſtim⸗ 
mungen zulaſſen. T f 
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(3) Die Verſorgungsanſprüche der Hinterbliebenen des Beſitzers, in deſſen Hand ein Teil 
des Fideikommiſſes frei geworden war, mindern ſich verhältnismäßig; die Auflöſungsbehörde kann 
auf Antrag eines Beteiligten abweichende Beſtimmungen treffen und entſcheidet im Streitfalle nach 
freiem Ermeſſen. 

(4) Vor den Entſcheidungen nach den Abſ. 2 und 3 und nach 8 47 Abf. 2 find der Beſitzer, 
der nächſte Folgeberechtigte und die beteiligten Verſorgungsberechtigten zu hören. 


§ 53. 

() Die Beſtimmungen der SS 47 bis 51 gelten nicht, wenn ein Anfallberechtigter (88 5 bis 7) 
Anſpruch auf das Vermögen hat, ferner wenn ein Grund⸗ und ein Geldfideikommiß ſich in 
der Hand des gleichen Beſitzers befinden und die Einkünfte aus dem Geldfideikommiß zur Erhaltung 
des Grundvermögens oder der Wirtſchaft des Beſitzers dienen. 

(2) Über das Vorliegen dieſer Vorausſetzungen entſcheidet im Streitfalle die Auflöſungs⸗ 
behörde nach Anhörung des Beſitzers und des nächſten Folgeberechtigten. 


8 54. 


() Iſt dem Beſitzer eines Grund- oder Geldfideikommiſſes eine beſtändige Rente auferlegt, 
die einer anderen Linie zu zahlen und in dieſer nach Fideikommißgrundſätzen vererblich iſt, ſo iſt 
die Rente nach Anhörung des zahlungspflichtigen Beſitzers und des Rentenberechtigten ſowie der 
beiderſeitigen nächſten Folgeberechtigten alsbald, und zwar tunlichſt ſchon vor der Auflöſung, nach 
näherer Beſtimmung der Auflöſungsbehörde abzulöſen; dieſe entſcheidet über Art, Höhe und 
Sicherſtellung der Ablöſung nach freiem Ermeſſen. 

(91 Für die Ablöſungsſumme gelten die Beſtimmungen der SS 47 bis 51 entſprechend. 


8 55. 


Auf Antrag des am 1. April 1921 vorhandenen Beſitzers kann die Auflöſungsbehörde nach 
Anhörung des nächſten Folgeberechtigten beſchließen, daß die Auflöſung des Geldfideikommiſſes 
ſich nach den SS 1 bis 4, SS 65 bis 77 vollziehen ſoll. Dies gilt namentlich, wenn das Vermögen 
früher in Grundbeſitz beſtand und beabſichtigt war, den Erlös aus einem Verkaufe des Grund⸗ 
beſitzes ſpäter wieder in Grundſtücken anzulegen. 


H. Das Erlöſchen der Geldfideikommiſſe. 
S 56. i l 
Späteſtens mit Beginn des 1. Oktober 1931 erlöſchen die Geldfideikommiſſe. 


8 57. 


Das vorhandene Vermögen iſt durch Beſchluß der Auflöſungsbehörde zu einem Viertel 
dem zur Zeit des Erlöſchens am nächſten zur Folge berufenen Anwärter oder, falls für den Fall der 
geſetzlichen Auflöſung ein Anfallberechtigter berufen iſt, dem Anfallberechtigten und im übrigen dem 
letzten Fideikommißbeſitzer als freies Vermögen zuzuweiſen. Überſteigt der Wert des Vermögens 
nicht den Betrag von fünftauſend Reichsmark, ſo iſt das Vermögen ganz dem Beſitzer zuzuweiſen. 


8 58. 


Iſt mit dem Geldfideikommiß Grundbeſitz im Sinne des § 50 verbunden, der noch 
nicht frei geworden iſt, ſo wird dieſer in dem Zeitpunkte des Erlöſchens des Geldfideikommiſſes 
freies Vermögen in der Hand des Beſitzers. Die Auflöſungsbehörde kann auf Antrag dem 
zur Zeit des Freiwerdens am nächſten zur Folge berechtigten Anwärter (Anfallberechtigten) 
wegen des Grundbeſitzes eine billige Entſchädigung gewähren. Der Antrag kann nur binnen 
drei Monaten ſeit dem Freiwerden des Grundbeſitzes bei der Auflöſungsbehörde geſtellt werden. 
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§ 59. 

(1) Das Vermögen darf dem Beſitzer und dem nächſten Folgeberechtigten (Anfallberechtigten) 
erſt zugewieſen werden, wenn die nach SS 185, 186 vor Erteilung des Fideikommißauflöſungsſcheins 
zu treffenden Maßnahmen, ſoweit ſolche in Frage kommen, durchgeführt ſind. Vor Erlaß des 
Zuweiſungsbeſchluſſes ſind der Beſitzer und der nächſte Folgeberechtigte (Anfallberechtigte) zu hören. 
Der Zuweiſungsbeſchluß tritt an die Stelle des Fideikommißauflöſungsſcheins. 

(2) Bis zur Rechtskraft des Zuweiſungsbeſchluſſes bleiben die bisherigen Vorſchriften in 
Kraft. Stirbt vorher der letzte Fideikommißbeſitzer oder der nächſte Folgeberechtigte (Anfall 
berechtigte), ſo treten deſſen Erben an ſeine Stelle. 

(3) Gehört zu dem Vermögen ein unteilbarer Gegenſtand, jo kann die Auflöſungsbehörde 
die Veräußerung des Gegenſtandes anordnen, ſofern die Beteiligten ſich nicht anderweitig in zweck— 
entſprechender Weiſe einigen oder kein Beteiligter den Gegenſtand gegen Zahlung eines von der 
Auflöſungsbehörde feſtzuſetzenden Übernahmepreifes übernimmt. Der Erlös tritt an die Stelle des 
Gegenſtandes. 

S 60. J 

Eine Abfindung der nächſten Angehörigen des letzten Fideikommißbeſitzers im Sinne der 

SS 65 bis 77 findet nicht ſtatt. 
§ 61. 

Soweit Verbindlichkeiten des Geldfideikommiſſes vor Erlaß des Beſchluſſes über die 
Zuweiſung des Vermögens nicht getilgt werden, iſt in dem Zuweiſungsbeſchluſſe die Schuldenhaftung 
des Beſitzers und des nächſten Folgeberechtigten (Anfallberechtigten) im Verhältnis untereinander 
zu regeln. Zur Sicherſtellung der Gläubiger ſoll regelmäßig ein der Höhe der Schulden ent- 
ſprechender Teil des früheren Fideikommißvermögens hinterlegt werden. Die dem Beſitzer und 
dem nächſten Folgeberechtigten (Anfallberechtigten) zugewieſenen Teile des Vermögens können hierzu 
in dem ihrer Größe entſprechenden Verhältniſſe herangezogen werden. Nach der Rechtskraft des 
Zuweiſungsbeſchluſſes haften der Beſitzer und der nächſte Folgeberechtigte (Anfallberechtigte) den 
Gläubigern gegenüber wie Miterben nach der Teilung. 


§ 62. 
Die Herausgabe des Vermögens darf nur auf Grund des rechtskräftigen Beſchluſſes 
über die Zuweiſung des Vermögens angeordnet werden. 


S 63. 

Die Vorſchriften der SS 56 bis 62 gelten auch für ſolche Geldfideikommiſſe, deren Auf- 
löſung bisher nicht nach den für Geldfideikommiſſe geltenden Vorſchriften erfolgt iſt (S 53 und § 55). 
Sie finden auf eine Ablöſungsſumme im Sinne des S 54 Abſ. 2 entſprechende Anwendung. 
Bereits erworbene Abfindungsanſprüche bleiben unberührt. 


J. Das Erlöſchen der Geld⸗Samtfideikommiſſe. 
§ 64. 

(1) Die Ss 56 bis 62 gelten ſinngemäß für ein Geldfideikommiß, das ſich in der Hand 
mehrerer nach der Folgeordnung nebeneinander folgeberechtigter Beſitzer befindet. 

(2) Wenn kein Fideikommißbeſitzer an dem bei dem Erlöſchen des Fideikommiſſes vor⸗ 
handenen Vermögen einen Anteil von mehr als fünftauſend Reichsmark hat oder wenn mehr als 
zwanzig Fideikommißbeſitzer vorhanden ſind, von denen keiner einen Anteil von mehr als zehn— 
tauſend Reichsmark hat, werden die nächſten Folgeberechtigten (Anfallberechtigten) nicht entſchädigt. 

(3) Die Auflöſungsbehörde kann zur Anmeldung der Anteilsrechte auffordern. Sie beſtimmt 
die Art der Bekanntmachung und die Dauer der Anmeldefriſt. Jedes von ihr nicht ermittelte 
Anteilsrecht bleibt unberückſichtigt, wenn es nicht innerhalb der Anmeldefriſt angemeldet wird. Als 
nicht ermittelt gilt ein Anteilsrecht auch dann, wenn der Auflöſungsbehörde der Aufenthalt des 
Berechtigten unbekannt iſt. Auch das angemeldete Recht bleibt unberückſichtigt, wenn der Auf- 
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löſungsbehörde nicht binnen einer von ihr beſtimmten Friſt nachgewieſen wird, daß es beſteht. Auf 
dieſe Rechtsfolgen iſt in der öffentlichen Aufforderung hinzuweiſen. Die Rechtskraft des Beſchluſſes 
über die Zuweiſung des Vermögens hat den Ausſchluß der Berechtigten, deren Rechte nicht oder 
nicht richtig feſtgeſtellt ſind, zur Folge. 


2. Abſchnitt. 
Die Abfindung und die Verſorgung. 
A. Die Abfindung. 


8 S 65. 
Die Abfindung der nächſten Angehörigen. 

() Geht das Fideikommißvermögen nach den 88 1 bis 4 auf einen Anwärter über oder fällt 
es nach den SS 5 bis 7 oder infolge Ausſterbens oder ſonſtigen Fortfalls der folgeberechtigten 
Familienmitglieder vor der Auflöſung (§ 28) einem Anfallberechtigten an, ſo können bei jedem 
Nachfolgefalle (58 1 bis 7) die nicht zur Nachfolge gelangenden ehelichen Abkömmlinge und der 
Ehegatte des letztvorangegangenen Beſitzers aus dem Fideikommißvermögen eine Abfindung in Höhe 
von insgeſamt einem Fünftel des Wertes des Vermögens verlangen. 

(2) Die gleiche Abfindung können im Falle des Erlöſchens des Fideikommiſſes nach § 8 
bei jedem Nacherbfalle die nicht zum Nacherben berufenen ehelichen Abkömmlinge und der Ehegatte 
des letzten vorangegangenen Beſitzers von dem Nacherben beanſpruchen. Der Abfindungsanſpruch 
entſteht nur, wenn die Nacherbfolge eintritt. 

(3) An Kindes Statt angenommene Perſonen gehören nicht zu den Abkömmlingen, ſoweit 
die Annahme an Kindes Statt nicht vor dem 11. Auguſt 1919 erfolgt iſt. Hierbei genügt es, 
daß der Annahmevertrag vor dem 11. Auguſt 1919 beurkundet iſt. 


§ 66. 
Herabſetzung der Abfindung. 
Die Auflöſungsbehörde kann auf Antrag des Verpflichteten die Abfindung herabſetzen, 
wenn dies zur Aufrechterhaltung eines lebensfähigen Wirtſchaftsbetriebs des Beſitzers erforderlich 
iſt oder mit Rückſicht auf die geſamte wirtſchaftliche Lage der Beteiligten angemeſſen erſcheint. 


8 67. 
Verteilung der Abfindung. 

(0 Die Anteile der Abfindungsberechtigten beſtimmen ſich nach den Regeln des geſetzlichen 
Erbrechts. Die Auflöſungsbehörde kann auf Antrag eines Berechtigten die Abfindung in anderer 
Weiſe unter die Berechtigten verteilen, wenn einzelne ohne eigenes Verſchulden beſonders bedürftig 
ſind, aber die Vorausſetzungen des § 70 nicht vorliegen. 

(2) Auf den Anteil iſt eine dem Berechtigten zustehende Verſorgung aus dem Vermögen 
anzurechnen. Iſt ein Berechtigter zum Nießbrauche nach § 23 Abſ. 2 oder § 25 Abſ. 3 berufen, 
ſo erliſcht ſein Abfindungsanſpruch. 

(8) Soweit ein Abfindungsanſpruch erliſcht oder ſich mindert, findet eine Anwachſung 
zugunſten der übrigen Berechtigten nicht ſtatt. 


8 68. 


Auf Antrag eines Beteiligten hat die Auflöſungsbehörde den Wert des Vermögens, die 
Abfindungsſumme und die Anteile der Berechtigten feſtzuſtellen. 


S 69. 
Berechnung des Wertes des Vermögens. 


(0 Der Berechnung des Wertes des Vermögens ſind im Streitfalle die Einheitswerte nach 
dem Reichsbewertungsgeſetz vom 10. Auguſt 1925 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 214) für das landwirtſchaft⸗ 
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liche, forſtwirtſchaftliche und gärtneriſche Vermögen, das Betriebsvermögen und das Grundvermögen 
zugrunde zu legen. Das Reichsbewertungsgeſetz iſt in ſeiner jeweils geltenden Faſſung maßgebend. 
Der Wert des ſonſtigen Vermögens iſt von der Auflöſungsbehörde nach freiem Ermeſſen feſtzuſetzen. 
Gemeinnützige Einrichtungen bleiben bei der Berechnung des Wertes außer Betracht. Das gleiche 
gilt von Verſorgungsmaſſen, ſoweit ihre Erträge nicht dauernd dem Beſitzer zukommen. Einrichtungs⸗ 
gegenſtände von Gebäuden und Gegenſtände von künſtleriſchem, wiſſenſchaftlichem oder geſchicht⸗ 
lichem Werte kommen, ſoweit ſie nicht in den Einheitswerten einbegriffen ſind, nur zum Ertragswert 
in Anſatz. 

(2) Von dem nach Abſ. 1 ermittelten Geſamtwerte des Vermögens ſind die Schulden und 
Laſten des Vermögens, ſoweit ſie nicht bereits bei der Feſtſtellung der Einheitswerte berückſichtigt 
ſind, in Abzug zu bringen. 

(3) Soweit Einheitswerte nicht endgültig feſtgeſtellt ſind oder ihrer Verwendung Hinderniſſe 
entgegenſtehen, iſt der Ertragswert von der Auflöſungsbehörde nach freiem Ermeſſen zu ermitteln 
und der Berechnung des Wertes des Vermögens zugrunde zu legen. Das gleiche gilt, wenn die 
Verwendung des Einheitswerts zu Unbilligkeiten führen würde. 


8 70. 


Erhöhung des Abfindungsanteils. 


Die Auflöſungsbehörde kann auf Antrag eines Abfindungsberechtigten den ihm zuſtehenden 
Anteil an der Abfindung erhöhen, wenn dies mit Rückſicht auf die geſamte wirtſchaftliche Lage 
der Beteiligten und den Wert des Vermögens oder die Zahl der Berechtigten angemeſſen erſcheint 
und die Lebensfähigkeit des Wirtſchaftsbetriebs des Beſitzers nicht gefährdet wird. Die Geſamt⸗ 
abfindung darf jedoch ein Viertel des Wertes des Vermögens nicht überſteigen. Wenn ein 
abfindungsberechtigter Abkömmling nur infolge der Beſtimmungen über die Ebenbürtigkeit nicht 
zum Folger oder zum Nacherben berufen iſt, ſo ſoll der ihm zuſtehende Anteil an der Abfindung 
ſo weit erhöht werden, daß die Geſamtabfindung die Hälfte des Wertes des Vermögens erreicht. 


§ 71. 

Bei der Beurteilung der wirtſchaftlichen Lage der Beteiligten ſind auch der Wert des Erb⸗ 
oder Pflichtteils, den der Beteiligte aus dem ſonſtigen Vermögen des Fideikommißbeſitzers oder des 
Vorerben zu beanſpruchen hat oder mangels eines Verzichts zu beanſpruchen hätte, und ſonſtige 
Zuwendungen, die er auf Grund einer Verfügung unter Lebenden oder einer letztwilligen Ver⸗ 
fügung des Fideikommißbeſitzers oder des Vorerben aus deren ſonſtigen Vermögen oder aus einem 
Anfallrecht erhalten hat, ſowie der Wert anderer ſtiftungsmäßiger Zuwendungen aus dem Ver⸗ 
mögen des Fideikommiſſes oder aus einer mit dieſem zuſammenhängenden Stiftung angemeſſen 
zu berückſichtigen. 

TGT 

(1) Die Auflöfungsbehörde kann auf Antrag eines Beteiligten nähere Beſtimmungen zur 
Regelung der Abfindung treffen. Sie kann insbeſondere Fälligkeit und Verzinſung nach billigem 
Ermeſſen beſtimmen und anordnen, daß die Abfindung in Form einer Rente oder eines anderen 
Vermögensvorteils entrichtet und ihr Bezug durch Eintragung einer Hypothek, Grund- oder 
Rentenſchuld oder Reallaſt oder durch Hinterlegung von Wertpapieren oder in anderer Weiſe ſicher⸗ 
geſtellt wird. 

(2) Die Abfindung des Ehegatten ſoll regelmäßig in einer Rente beſtehen. Die Auf⸗ 
löſungsbehörde kann auf Antrag beſtimmen, daß die Rente bei der Wiederverheiratung des Ehe— 
gatten herabgeſetzt wird oder wegfällt. Wenn der Verpflichtete nicht binnen drei Monaten ſeit 
Kenntnis von der Wiederverheiratung dieſen Antrag ſtellt, ſo erliſcht das Recht auf Anderung der 
Rente. Für die Friſt gelten die Beſtimmungen des § 22 Abf. 2 des Reichsgeſetzes über die frei⸗ 
willige Gerichtsbarkeit entſprechend. 
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§ 73. 
Ausſchluß der Abfindung. 

Der Fideikommißbeſitzer kann die Abfindung eines Abkömmlings oder des Ehegatten durch 
eine Erklärung gegenüber der Auflöſungsbehörde in öffentlich beglaubigter Form oder durch letzt⸗ 
willige Verfügung ausſchließen oder herabſetzen, wenn die Vorausſetzungen zur Entziehung des 
Pflichtteils nach den Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs vorliegen. Die gleiche Befugnis 
ſteht dem Vorerben zu. S 67 Abſ. 3 findet Anwendung. 


S 74. 
Verfahren. 

() Die Auflöſungsbehörde hat beim Wegfalle des Fideikommißbeſitzers oder des Vorerben 
den zur Abfindung Verpflichteten aufzufordern, ihr innerhalb eines Monats die Abfindungs⸗ 
berechtigten und deren Aufenthalt anzuzeigen. Nach Eingang der Anzeige kann ſie eine eides⸗ 
ſtattliche Verſicherung über die Richtigkeit und Vollſtändigkeit der Anzeige verlangen. Wird die 
eidesſtattliche Verſicherung abgegeben oder beſtehen gegen die Richtigkeit der Anzeige keine Bedenken, 
ſo iſt die Auflöſungsbehörde zu weiteren Ermittlungen nicht verpflichtet. 

(2) Nach Feſtſtellung der Abfindungsberechtigten hat die Auflöſungsbehörde ihnen den 
Wegfall des Beſitzers und die Vorſchriften der SS 65 bis 73, 8 75 bekanntzumachen. 


8 75. 


Erlöſchen des Anſpruchs auf Abfindung und Antragsfriſten. 

(1) Der Anſpruch auf Abfindung erliſcht, wenn er nicht binnen drei Monaten ſeit der 
Bekanntmachung nach § 74 Abſ. 2 bei der Auflöſungsbehörde erhoben wird. § 67 Abſ. 3 findet 
Anwendung. 

(2) Anträge nach SS 66 bis 68, SS 70, 72 kann der Verpflichtete nur binnen ſechs Monaten 
ſeit dem Wegfalle des Fideikommißbeſitzers oder des Vorerben und der Abfindungsberechtigte nur 
binnen ſechs Monaten ſeit der Bekanntmachung im Sinne des § 74 Abſ. 2 ſtellen. Die Vorſchriften 
des § 72 Abſ. 2 Satz 3 und 4 bleiben unberührt. 

(8) Für die Friſten der Abſ. 1 und 2 gelten die Beſtimmungen des § 22 Abf. 2 des Reichs⸗ 
geſetzes über die freiwillige Gerichtsbarkeit entſprechend. 


§ 76. 
Anhörung der Beteiligten. 

Vor der Entſcheidung über einen rechtzeitig erhobenen Abfindungsanſpruch oder einen recht- 
zeitig geſtellten, die Abfindung betreffenden Antrag ſind der zur Abfindung Verpflichtete, ein 
etwa vorhandener Nießbrauchberechtigter nach S 23 Abſ. 2 und § 25 Abſ. 3, die beteiligten 
Abfindungsberechtigten und, wenn das Vermögen noch gebunden iſt, der nächſte Folgeberechtigte 
(Anfallberechtigte) zu hören. 

§ 77. 
Über die Abfindung entſcheiden die Auflöſungsbehörden unter Ausſchluß des Rechtswegs. 


B. Die Verſorgung. 
a. Die Anſprüche der Verſorgungsberechtigten. 


8 78. 


Die den Familienmitgliedern ſtiftungsmäßig oder geſetzlich zuſtehenden Anſprüche auf Ver⸗ 
ſorgung (Unterhalt, Apanage, Ausſteuer, Wittum, Studien- und Erziehungsgelder uſw.) bleiben 
unberührt und gelangen nach Maßgabe des bisherigen Rechtes auch für die Angehörigen der nach 
Beginn der Zwangsauflöſung wegfallenden Beſitzer zur Entſtehung. 
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§ 79. 

Verſorgungen, die bisher in der Familie ohne nachweisbaren Rechtsgrund üblicherweiſe 
gewährt wurden und mangels Auflöſung der Familiengüter vorausſichtlich weitergewährt worden 
wären, ſind von dem Beſitzer auch nach Beginn der Zwangsauflöſung weiterzuleiſten; eine vorüber⸗ 
gehend erfolgte Einſtellung der Leiſtung ift für die Beurteilung der Leiſtungspflicht unbeachtlich. 
§ 78 gilt entſprechend. 

§ 80. f 

() Die Witwe und die ehelichen Abkömmlinge ſowie die Eltern eines nach dem 1. April 
1921 verſtorbenen Beſitzers können von dem zur Nachfolge gelangten Anwärter (§ 78) eine ange⸗ 
meſſene Verſorgung aus dem Vermögen verlangen, ſoweit ihnen nicht bereits nach den SS 78, 79 
ein Anſpruch auf ausreichende Verſorgung (Abſ. 3) zuſteht, und fie nicht imſtande find, ſich ſelbſt 
zu unterhalten, auch nicht von einem anderen, insbeſondere aus einer mit dem Familienfideikom⸗ 
miſſe zuſammenhängenden Stiftung, Unterhalt zu beanſpruchen haben oder erhalten. 

(2) Das Recht beſteht unbeſchadet der Vorſchrift des § 83 nicht, wenn der Beteiligte auf 
ſeine Anrechte an dem Familiengute verzichtet hat. Es ſteht entfernteren Abkömmlingen nicht 
zu, ſolange ein näherer Abkömmling vorhanden iſt, der ſie im Falle der geſetzlichen Erbfolge aus⸗ 
ſchließen würde. 

(3) Das Maß der Verſorgung beſtimmt ſich nach den Vorſchriften des § 1610 und des § 1611 
Abſ. 1 und 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs, umfaßt jedoch auch die zur Erfüllung geſetzlicher Unter⸗ 
haltspflichten gegenüber den ehelichen Abkömmlingen des Verſorgungsberechtigten erforderlichen 
Beträge. 

(4) Als Verſorgung iſt in der Regel eine Geldrente aus dem Vermögen zu gewähren; die 
Vorſchriften des § 760 des Bürgerlichen Geſetzbuchs gelten entſprechend. 

(5) Bei einer Anderung der Verhältniſſe kann der Rentenſchuldner eine Herabſetzung oder 
Beſeitigung, der Berechtigte eine Erhöhung der Rente beanſpruchen. Die Entſcheidung hierüber 
ſteht der Auflöſungsbehörde zu. 

§ 81. 

Die Verſorgung kann mit Einverſtändnis der Beteiligten oder ihrer geſetzlichen Vertreter 
auch dadurch gewährt werden, daß die Berechtigten, insbeſondere minderjährige oder gebrechliche 
Abkömmlinge ſowie die Witwe des Vorbeſitzers, auf dem Familiengut unterhalten und — ſoweit 
bei minderjährigen Abkömmlingen ein Bedürfnis beſteht — erzogen werden. 


§ 82. 

() Die Auflöſungsbehörde kann auf Antrag beim Vorliegen beſonderer Billigkeitsgründe 
beſtimmen, daß Abkömmlingen eines früheren Beſitzers, die nach den SS 78 bis 80 verſorgungs⸗ 
berechtigt find, aus dem Fideikommißvermögen eine angemeſſene Ausſtattung (§ 1624 des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs), Töchtern und Enkelinnen insbeſondere eine Ausſteuer (§ 1620 des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs) zu gewähren iſt, ſoweit ſie eine ſolche aus ihrem eigenen Vermögen nicht be⸗ 
ſchaffen oder von einem anderen nicht erhalten können. 

E) Die Gewährung der Ausſtattung oder Ausſteuer unterbleibt, ſoweit die Befriedigung 
bereits geltend gemachter Verſorgungsanſprüche (§8 78 bis 81) oder der angemeſſene Unterhalt des 
Beſitzers oder die volkswirtſchaftlich zweckmäßige Bewirtſchaftung des Vermögens dadurch gefährdet 
werden. 

(3) Der Wert der Ausſtattung oder Ausſteuer ift auf die Verſorgung anzurechnen. 

(4) In Streitfällen entſcheidet die Auflöſungsbehörde. Dieſe kann auf Antrag des Beſitzers 
beim Vorliegen beſonderer Gründe auch die teilweiſe Rückzahlung des Wertes einer empfangenen 
Ausſtattung oder Ausſteuer insbeſondere dann anordnen, wenn ſich herausſtellt, daß die Verſor⸗ 
gungspflicht weggefallen iſt. 

§ 83. 

(1) Die Auflöſungsbehörde kann auf Antrag auch den im S 80 bezeichneten Angehörigen eines 

vor dem 1. April 1921 verſtorbenen Beſitzers, ſofern ſie dieſem gegenüber bei ſeinem Tode pflicht⸗ 
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teilsberechtiget waren oder beim Wegfall eines Abkömmlings des Beſitzers geweſen wären, oder 
eines, insbeſondere infolge des Krieges, vorzeitig verſtorbenen Anwärters, von dem anzunehmen 
iſt, daß er unter gewöhnlichen Umſtänden zur Nachfolge gelangt und noch im Beſitze des Ver— 
mögens wäre, oder einem Familienmitgliede, das auf die Anrechte an dem Familiengute verzichtet 
hat und mangels des Verzichts verſorgungsberechtigt wäre, aus beſonderen Gründen im Falle 
der Bedürftigkeit vorübergehend oder dauernd eine billige Verſorgung aus dem Familiengut in den 
Grenzen der Beſtimmungen aus den 55 80 bis 82 zuerkennen. 

(2) Dies gilt nicht, ſoweit dadurch eine die öffentlichen und volkswirtſchaftlichen Intereſſen 
gefährdende Ausnutzung des Vermögens einträte oder ausreichende Mittel zur Befriedigung der 
Verſorgungsberechtigten (SS 78 bis 80) aus dem Vermögen ohne Gefährdung eines angemeſſenen 
Unterhalts des Beſitzers aus dem Vermögen nicht zu gewinnen wären. 


§ 84. 
Die Verſorgungsanſprüche ſtehen den Angehörigen auch gegenüber dem Anfallberechtigten zu, 
dem das Vermögen nach 55 5 bis 7 oder infolge Wegfalls aller folgeberechtigten Familienmitglieder 
anfällt; die Beſtimmungen der SS 78 bis 83 gelten ſinngemäß. 


§ 85. 

() Die Geſchwiſter und die Mutter des bei Beginn der Zwangsauflöſung vorhandenen 
Beſitzers können, wenn ihnen ein Verſorgungsrecht nach § 78 zuſteht, auf Grund deſſen ihnen tat⸗ 
ſächlich eine Verſorgung gewährt wurde, verlangen, daß ihre Bezüge bis zum Wegfalle des Be⸗ 
ſitzers auf insgeſamt ein Fünftel des durchſchnittlichen Reineinkommens des Beſitzers aus dem 
Fideikommißvermögen in den drei letzten Wirtſchaftsjahren erhöht werden, ſofern nicht die Erhöhung 
der Verſorgungsanſprüche mit Rückſicht auf die Geſamteinkünfte und die Vermögenslage der Be- 
teiligten unangemeſſen erſcheint. An die Stelle eines verſtorbenen Bruders oder einer verſtorbenen 
Schweſter treten deren eheliche Abkömmlinge. 


(2) Bei Berechnung des Reineinkommens ſind die aus den Einkünften des Vermögens zahl⸗ 
baren Schulden einſchließlich der Verſorgungen und Steuern, mit Ausnahme jedoch der Einkom⸗ 
menſteuern, abzuſetzen. 


() Im Streitfalle entſcheidet die Auflöſungsbehörde über die den einzelnen Verſorgungs⸗ 
berechtigten zuſtehenden Anſprüche nach freiem Ermeſſen. N 


§ 86. 

Die Auflöſungsbehörde kann zur Wahrung der Rechte der Verſorgungsberechtigten, nament⸗ 
lich auch der zukünftigen oder ungewiſſen, oder zur Verwaltung der Verſorgungsmaſſen einen 
Pfleger beſtellen; die Beſtimmungen des Bürgerlichen Geſetzbuchs über die Pflegſchaft gelten ent⸗ 
ſprechend; an die Stelle des Vormundſchaftsgerichts tritt die Auflöſungsbehörde; fie hat die Tätigkeit 
des Pflegers zu beaufſichtigen. Vor Anordnung der Pflegſchaft ſind die Beteiligten tunlichſt zu 
hören. 

§ 87. 
Nach der Auflöſung ($ 28) können, ſofern nicht die Vorausſetzungen des § 88 vorliegen, 


Verſorgungsanſprüche nicht mehr neu erworben werden. Die bereits erworbenen Verſorgungs⸗ 
anſprüche bleiben unberührt. 


§ 88. 
Erliſcht das Fideikommiß nach § 8, ſo können die Angehörigen des letzten Fideikommiß⸗ 
beſitzers und andere Familienmitglieder, die bei Fortbeſtand des Fideikommiſſes Verſorgungs⸗ 
anſprüche gegen ihn, ſeinen Folger oder den Anfallberechtigten erworben hätten, Verſorgungsan⸗ 
ſprüche nach den §8 78 bis 86 noch bis zum Abſchluß eines Vertrags über die Regelung der Rechte 
der Anwärter oder der Anfallberechtigten und, wenn kein ſolcher Vertrag zuſtande kommt, noch ſo 
lange erwerben, bis der letzte Nacherbfall eingetreten iſt. 
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§ 89. 
Über Anſprüche auf Leiſtung von Verſorgungen oder Rückzahlungen (§ 82 Abſ. 4) ent⸗ 
ſcheiden die Auflöſungsbehörden unter Ausſchluß des Rechtswegs. 


8 90. 


Die Auflöſungsbehörde hat vor der Entſcheidung über Verſorgungsanſprüche den Ver⸗ 
ſorgungsverpflichteten und Verſorgungsberechtigten zu hören. 


b. Die Leiſtungen der Verſorgungspflichtigen. 
hE 
Die ſtiftungsmäßigen Beſtimmungen über die Aufbringung der zur Verſorgung erforder⸗ 
lichen Mittel, insbeſondere über die dem Beſitzer auferlegten Beiträge, bleiben, ſolange verſorgungs⸗ 
berechtigte Familienmitglieder vorhanden ſind, gegenüber dem Beſitzer, in deſſen Hand das Ver⸗ 
mögen frei wird, beſtehen, ſoweit nicht die Verſorgung in anderer Weiſe ſichergeſtellt iſt. 


t 8 9. 

() Sind ausreichende Mittel zur Befriedigung der Berechtigten nicht vorhanden, ſo kann 
die Auflöſungsbehörde auf Antrag des Beſitzers, des nächſten Folgeberechtigten, des Anfall⸗ 
berechtigten oder eines Verſorgungsberechtigten die Bildung einer Verſorgungsmaſſe aus dem 
Familienfideikommißvermögen anordnen oder einer bereits vorhandenen Maſſe zur Erfüllung der 
Verſorgungsanſprüche einen angemeſſenen Betrag aus dem Vermögen zuweiſen. Sie kann da⸗ 
neben anordnen, daß der Beſitzer regelmäßige Beiträge zur Verſorgungsmaſſe zu leiſten hat. 

(2) Die Auflöſungsbehörde kann auch an Stelle der Bildung einer Verſorgungsmaſſe an⸗ 
ordnen, daß der Beſitzer Rücklagen für ſeine nicht folgeberechtigten Hinterbliebenen und andere be⸗ 
dürftige Familienmitglieder (Ss 80 und 83) zu zahlen hat (JFamilienkaſſe). Sie iſt befugt, dabei 
den Betrag feſtzuſetzen, nach deſſen Anſammlung die Pflicht zur Leiſtung von Beiträgen oder Rück⸗ 
lagen ruhen ſoll. Sie kann den Beſitzer von der Verpflichtung zur Aufbringung von Rücklagen zur 
Familienkaſſe oder von Beiträgen ganz oder teilweiſe befreien, wenn anzunehmen iſt, daß er Ver⸗ 
ſorgungsberechtigte nicht oder nicht in ſolcher Zahl hinterlaſſen wird, daß eine weitere Anſammlung 
noch erforderlich erſcheint, oder wenn die Verſorgung anderweit geſichert iſt. 


8 93. f 

() Die Auflöſungsbehörde hat zur Sicherſtellung der Verſorgungsanſprüche nach Beginn 
der Zwangsauflöſung auf Antrag (§ 92 Abſ. 1 Satz 1) die erforderlichen Sicherungsmaßnahmen 
zu treffen. S 

2) Sie kann insbeſondere, von den in den 88 86 und 92 genannten Anordnungen abgeſehen, 
die Eintragung einer Sicherungshypothek, einer Grund- oder Rentenſchuld, einer Reallaſt oder eines 
Nießbrauchrechts anordnen und das Grundbuchamt um entſprechende Eintragung erſuchen. 

(3) Die Auflöſungsbehörde kann auch beſtimmen, daß zum Familienfideikommiß gehörige 
Wertpapiere, mit der Wirkung, daß an dieſen ein Pfandrecht entſteht, hinterlegt werden oder die 
zur Verſorgung dienenden Gelder nach den für die Anlegung von Mündelgeldern geltenden Be- 
ſtimmungen verzinslich anzulegen ſind, ſoweit ſie nicht zur Beſtreitung von Ausgaben bereit⸗ 
gehalten werden müſſen. 

S 94. 

() Sind ausreichende Mittel zur Befriedigung der Verſorgungsberechtigten aus dem Fidei⸗ 
kommißvermögen ohne Gefährdung des volkswirtſchaftlichen Wertes des Vermögens und eines 
angemeſſenen Unterhalts des Beſitzers aus dem Fideikommißvermögen nicht zu gewinnen, ſo können 
die Leiſtungen auf Antrag des- Beſitzers durch Beſchluß der Auflöſungsbehörde entſprechend der 
Bedürftigkeit der Empfänger gekürzt werden. 

(2) Die Auflöſungsbehörde kann eine Kürzung ferner anordnen, ſoweit die Reineinkünfte 
des Beſitzers aus dem Fideikommißvermögen nach Abzug der aus den Einkünften zahlbaren 


154 Preuß. Geſetzſammlung 1930. Nr. 21, ausgegeben am 5. 7. 30. 


Schulden, einſchließlich der Verſorgungen und der Steuern außer der Einkommenſteuer, ohne ſeine 
Schuld, insbeſondere infolge ſeiner Verpflichtung zur Zahlung von Abfindungen nach den 
§§ 65 bis 77, geringer find, als eine nach § 78 oder S 79 geſchuldete Verſorgung. 

(3) Der Beſitzer haftet auch perſönlich für die auf feine Beſitzzeit entfallenden Leiſtungen, 
für die Vergangenheit indeſſen nur von der Zeit ab, zu der er in Verzug gekommen oder der 
Anſpruch bei der Auflöſungsbehörde geltend gemacht worden iſt. 


895. 

Die Beſtimmungen der 55 91 bis 94 gelten ſinngemäß, wenn das Vermögen auf einen An⸗ 

fallberechtigten (§ 84) übergeht. 
§ 96. 

Vor Entſcheidungen über die Verſorgungsmaſſen und Familienkaſſen ſowie über die 
Sicherſtellung hat die Auflöſungsbehörde die Verſorgungsberechtigten zu hören; davon kann abge⸗ 
ſehen werden hinſichtlich der Beteiligten, bei denen keine wichtigen Intereſſen in Betracht kommen; 
hierüber entſcheidet das Auflöſungsamt endgültig. Im übrigen gilt § 90 entſprechend. 


c. Die Verſorgungsmaſſen. 
§ 97. 
Die zugunſten der Verſorgungsberechtigten beſtehenden ſelbſtändigen Stiftungen bleiben von 
der Auflöſung des Familienfideikommiſſes unberührt. Die Auflöſungsbehörde kann ihre Satzungen 
auf Antrag des Vorſtandes nach Anhörung der Beteiligten ändern. 


§ 98. 

(1) Die zum Familienfideikommiß gehörigen Maſſen werden, ſoweit ſie lediglich zum Vor⸗ 
teile des Fideikommißbeſitzers beſtimmt ſind, mit dem Fideikommiß allod, ſofern die ſtiftungsmäßigen 
Beſtimmungen nichts anderes anordnen. 

(2) Iſt eine Maſſe zugleich für den Beſitzer und für die verſorgungsberechtigten Familien⸗ 
mitglieder beſtimmt, ſo hat die Auflöſungsbehörde bis zur Erteilung des Fideikommißauflöſungs⸗ 
ſcheins den zur Verſorgung der Angehörigen beſtimmten Teil für dieſe auszuſondern. 

(3) Im Streitfall entſcheidet die Auflöſungsbehörde über die Zugehörigkeit der Maſſen. Sie 
hat ferner darüber zu befinden, ob die von einem Beſitzer angeſammelte Familienkaſſe in das Allod 
fällt oder den vorhandenen Verſorgungsmaſſen zuzuſchlagen iſt. 

(4) Hinterläßt der Beſitzer keine verſorgungsberechtigten Angehörigen, jo gehört die Familien⸗ 
kaſſe ſtets zum Nachlaſſe, ſoweit ſie aus Allodialmitteln, insbeſondere ohne ſtiftungsmäßigen Zwang 
aus den Einkünften des Familienguts, aufgebracht iſt. 


8 89. 

(1) Die zur fortlaufenden Verſorgung der Familienangehörigen beſtimmten Maſſen find 
vor oder nach der Auflöſung bis zur Erteilung des Fideikommißauflöſungsſcheins durch Beſchluß der 
Auflöſungsbehörde in Stiftungen umzuwandeln und regelmäßig als dauernde Stiftungen zu 
erhalten. 

(2) Solange noch verſorgungsberechtigte Angehörige leben, bleiben in der Satzung die Grund⸗ 
ſätze der SS 78 bis 96 zu beachten. Für andere als für Zwecke der Familienmitglieder dürfen das 
Stiftungsvermögen und die Einkünfte nicht verwendet werden. Die Satzung kann abweichende 
Beſtimmungen treffen, ſofern dies durch einen Familienſchluß zugelaſſen wird. 

(3) Die Satzung hat in der Regel zu beſtimmen, wie das Stiftungsvermögen und die Ein⸗ 
künfte nach Auflöſung des Familienguts und Wegfall der Verſorgungsberechtigten zu verwenden 
ſind; die Beſtimmung kann auch einer ſpäteren Anderung der Satzung vorbehalten werden; die Be⸗ 
ſtimmungen des Abſ. 2 Satz 2 und 3 gelten entſprechend. 

(4) Soweit die Einkünfte nicht zur Befriedigung der Anſprüche aus den SS 78 bis 90 benötigt 
werden, kann die Verwendung des Stiftungsvermögens oder der Einkünfte zu gemeinnützigen 
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Zwecken beſtimmt werden, wenn dies durch einen Familienſchluß zugelaſſen wird; insbeſondere kann 
die Zuweiſung an eine gemeinnützige Anſtalt oder eine mildtätige Stiftung in der Satzung ange⸗ 
ordnet werden. 

6) Die Satzung kann auch beſtimmen, daß das Stiftungsvermögen zur Abfindung von 
Familienmitgliedern oder zur Verteilung unter dieſe verwandt wird oder nach Erlöſchen aller Ver⸗ 
ſorgungsanſprüche dem letzten Beſitzer, dem Anfallberechtigten oder ihren Rechtsnachfolgern zu⸗ 
ne l 

§ 100. 

(0 Die Auflöſungsbehörde kann auf Antrag des Beſitzers anordnen, daß die Umwandlung 
der Verſorgungsmaſſen in eine Stiftung (§ 99 Abſ. 1 und 2) unterbleibt, wenn dargetan wird, daß 
kein Grund zur Erhaltung einer dauernden Stiftung beſteht, und daß die Verſorgungsmaſſen und 
die Verwendung ihrer Einkünfte für die Verſorgungsberechtigten anderweitig ſichergeſtellt werden; 
§ 86 iſt anwendbar. 

(2) Die Auflöſungsbehörde ſoll gleichzeitig oder ſpäter bis zur Erteilung des Fideikommiß⸗ 
auflöſungsſcheins nach freiem Ermeſſen beſtimmen, wem die Verſorgungsmaſſen nach Erlöſchen 
der Verſorgungsanſprüche zufallen ſollen, ſoweit hierüber nicht durch einen Familienſchluß beſtimmt 
wird; die Beſtimmungen des § 99 Abſ. 3 bis 5 gelten ſinngemäß. 


§ 101. 
Die Beſtimmungen des § 96 gelten ſinngemäß. Die Auflöſungsbehörde bleibt zur Ent⸗ 
ſcheidung auch nach der Erteilung des Fideikommißauflöſungsſcheins zuſtändig. 


3. Abſchnitt. 
Rechtsverhältniſſe vor dem Freiwerden des Vermögens. 
a. Fideikommißſchulden. 
§ 102. 

() Fideikommißſchulden find die Schulden, die den Fideikommißbeſitzer als ſolchen treffen 
und ſeinen Folgern gegenüber wirkſam ſind. 

(e) Fideikommißſchulden, für die nur die Einkünfte des Fideikommiſſes haften, find Frucht⸗ 
ſchulden. Stammſchulden ſind die Fideikommißſchulden, für die auch der Stamm des Fidei⸗ 
kommiſſes haftet. 

(3) Fideikommißſtammſchulden find insbeſondere die Verpflichtungen aus Rechts- 
geſchäften, die der Fideikommißbeſitzer als ſolcher vorgenommen hat und die für und gegen 
ſeine Folger wirkſam ſind, ſoweit nicht ausdrücklich eine Fideikommißfruchtſchuld begründet worden 
iſt, ſowie die öffentlichen Laſten und Abgaben, die den Fideikommißbeſitzer als ſolchen treffen. 

(4) Die Auflöſungsbehörde ſoll auf Antrag des Fideikommißbeſitzers anordnen, daß wegen 
Fideikommißſchulden, die vor dem 1. Oktober 1930 entſtanden ſind und bisher nicht als Fidei⸗ 
kommiß ft amm ſchulden galten, während der Dauer von zwei mit dem 1. Oktober 1930 
beginnenden Jahren in den Stamm des Vermögens nicht vollſtreckt werden darf, wenn durch die 
alsbaldige Zwangsvollſtreckung eine unwirtſchaftliche Verſchleuderung oder eine erhebliche 
Schädigung des Fideikommißvermögens zu befürchten iſt. 


b. Verfügungen und Verpflichtungen bis zur Auflöſung. 
8 103. 

Die Auflöſungsbehörde kann den Beſitzer ermächtigen, auch inſoweit über Gegenſtände des 
Fideikommißvermögens zu verfügen und hinſichtlich des Vermögens Rechtsgeſchäfte mit Wirkung 
für und gegen ſeine Folger einzugehen, als er darin bisher beſchränkt war. Sie kann derartige 
Rechtsgeſchäfte auch nachträglich genehmigen. 
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S 104. 
Die Ermächtigung oder Genehmigung ſoll regelmäßig erteilt werden, wenn die Vornahme 
des Rechtsgeſchäfts einem wirtſchaftlichen Bedürfniſſe des Fideikommiſſes entſpricht oder im 
öffentlichen Intereſſe liegt und die Einverleibung eines etwaigen Entgelts in das Fideikommiß⸗ 
vermögen ſichergeſtellt erſcheint, oder wenn die Vornahme des Rechtsgeſchäfts zur Befriedigung 
oder Sicherſtellung von Fideikommißgläubigern erforderlich iſt und eine Benachteiligung der 
übrigen Fideikommißgläubiger nicht zu beſorgen iſt. 


§ 105. 

Zur Vermeidung grober Unbilligkeiten kann die Auflöſungsbehörde den Beſitzer ermächtigen, 
Mittel zur Befriedigung von Allodgläubigern dem Fideikommißvermögen zu entnehmen, wenn 
hierdurch die Fideikommißgläubiger nicht gefährdet werden und der Fideikommißbeſitzer ſich ver⸗ 
pflichtet, aus ſeinem freien Vermögen dem Fideikommiß Erſatz zu leiſten. 


§ 106. 

(1) Unter denſelben Vorausſetzungen, unter denen nach § 104 die Auflöſungsbehörde den 
Fideikommißbeſitzer zur Vornahme eines Rechtsgeſchäfts zwecks Befriedigung von Fideikommiß⸗ 
gläubigern ermächtigen kann, darf ſie auch die Genehmigung zur Zwangsvollſtreckung eines Fidei⸗ 
kommißfruchtgläubigers in den Stamm des Vermögens erteilen, wenn ein vollſtreckbarer Schuldtitel 
gegen den Beſitzer vorliegt. 

(2) Vor der Entſcheidung iſt der Fideikommißbeſitzer zu hören. 


§ 107. 

(1) Zu Verfügungen über Grundſtücke, die zu einem zu nachhaltiger forſtmäßiger Bewirt⸗ 
ſchaftung geeigneten Walde gehören, oder über deichpflichtige Grundſtücke oder Weinberge bedarf 
es in allen Fällen der Genehmigung der Auflöſungsbehörde. 

(2) Vor der Genehmigung iſt der Landeskulturamtspräſident zu hören. Bei Verfügungen 
über Waldgrundſtücke kann an Stelle des Landeskulturamtspräſidenten die Forſtaufſichtsbehörde 
„(Regierungspräſident) gehört werden. 

§ 108. 

Vor der Ermächtigung oder Genehmigung (55 103 bis 107) iſt der nächſte Folgeberechtigte 

(Anfallberechtigte) zu hören. 
§ 109. 

Die Anhörung der Forſtaufſichtsbehörde und des Landeskulturamtspräſidenten kann bei 

Rechtsgeſchäften von geringer Bedeutung oder in klarliegenden Fällen unterbleiben. 


e. Die Fortgeltung der Verträge. 
§ 110. 

Rechtsgeſchäfte, insbeſondere Pachtverträge oder pachtähnliche Vereinbarungen, die der 
Fideikommißbeſitzer im Betriebe der Landwirtſchaft oder der Forſtwirtſchaft einſchließlich der 
Nebenbetriebe vornimmt, ſind für und gegen die Folger des Beſitzers, der ſie vorgenommen hat, 
wirkſam, wenn ſie zu den Rechtsgeſchäften gehören, die ein derartiger Betrieb gewöhnlich mit 
ſich bringt. 

84141. 

Liegen bei einem Miet- oder Pachtvertrag oder einer pachtähnlichen Vereinbarung die 
Vorausſetzungen des § 110 nicht vor und iſt das Rechtsgeſchäft auch nicht nach § 103 von der 
Auflöſungsbehörde genehmigt oder nach ſonſtigen fideikommißrechtlichen Beſtimmungen gegenüber 
den Folgern des Beſitzers wirkſam, ſo bleibt es gleichwohl für und gegen die Folger wirkſam, 
wenn der Miet- oder Pachtgegenſtand dem Mister oder Pächter oder dem ſonſtigen Fruchtziehungs⸗ 
berechtigten überlaſſen iſt. Der Vertrag kann jedoch nach Ablauf des Kalenderjahrs, in dem ein Nach⸗ 
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folgefall eingetreten iſt, von jedem Teile mit der geſetzlichen Friſt gekündigt werden, jedoch nur 
zum erſten Zeitpunkte, zu dem die geſetzliche Kündigung zuläſſig iſt. 


§ 112. 

Die Beſtimmungen des § 111 gelten entſprechend für Dienſtverträge, wenn der Verpflichtete 

das Dienſtverhältnis angetreten hat. 
E § 113. f 

() In den Fällen der SS 110 bis 112 entſcheidet beim Streite über die Bindung des Fidei⸗ 
kommißnachfolgers die Auflöſungsbehörde. Dies gilt auch in anderen Fällen, in denen ſtreitig iſt, 
ob der Beſitzer als ſolcher an ein Rechtsgeſchäft gebunden iſt. 

(2) Vor der Entſcheidung find der Beſitzer, der nächſte Folgeberechtigte und der Vertrags⸗ 
gegner zu hören. 

6) Wird vor einem ordentlichen Gerichte (Schlichtungsausſchuß, Einigungsamt) auf 
Leiſtung (Zahlung, Räumung) geklagt, jo find die 88 212, 213 anwendbar. 


§ 114. 

Die Beſtimmungen der SS 110 bis 113 gelten auch im Verhältniſſe zu den Anwärtern und 
Anfallberechtigten, bei denen das Vermögen frei wird. Dieſe bleiben auch im übrigen nach der 
Auflöſung aus den beſtehenden Rechtsverhältniſſen wie ein Fideikommißfolger verpflichtet und 
berechtigt. 

§ 115. 

() Kündigt der Dienſtberechtigte mit Rückſicht auf die Auflöſung oder eine bevorſtehende 
Teilung des Vermögens ein Dienſtverhältnis ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt nach § 626 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs, ohne daß ein wichtiger Grund in der Perſon des Dienſtpflichtigen 
vorliegt, ſo bleiben, wenn das Dienſtverhältnis durch die Kündigung beendigt wird, die beſtehenden 
Ruhegehalts⸗ und Hinterbliebenenanſprüche des Dienſtpflichtigen beſtehen. 

(2) Die Auflöſungsbehörde kann dem Dienſtpflichtigen auf Antrag eine billige Entſchädigung 
als Erſatz für den Schaden zubilligen, der ihm durch die Auflöſung des Dienſtverhältniſſes entſteht. 

(3) Wenn nach den geltenden Beſtimmungen weitergehende Anſprüche begründet ſind, ſo 
bleiben dieſe unberührt. 

() Im Streitfall entſcheidet die Auflöſungsbehörde über das Beſtehen des Kündigungs⸗ 
rechts ſowie über die Art und Höhe der Entſchädigung und die Ablöſung etwaiger Nebenleiſtungen 
(Dienſtwohnung uſw.). § 113 Abſ. 2 und 3 gelten entſprechend. 


d. Die Sicherſtellung der Angeſtellten. 
S 116. 

() Die Auflöſungsbehörde kann nach Beginn der Zwangsauflöſung auf Antrag beim Vor⸗ 
liegen eines Bedürfniſſes die Sicherſtellung der einem zur Verwaltung des Familienfideikommiſſes 
angeſtellten oder früher angeſtellt geweſenen Beamten oder ſeinen Hinterbliebenen zuſtehenden 
Gehalts-, Ruhegehalts- und Hinterbliebenenanſprüche aus dem Vermögen anordnen und näher 
regeln. Das gleiche gilt von den ſich aus § 115 ergebenden Entſchädigungsanſprüchen. 

(2) Die Auflöſungsbehörde kann insbeſondere die Eintragung einer Sicherungshypothek oder 
Reallaſt anordnen, auch die Hinterlegung von Wertpapieren verfügen; an den hinterlegten Wert⸗ 
papieren erlangen die Berechtigten ein Pfandrecht. 

(3) Die Auflöſungsbehörde kann nachträglich auf Antrag die Minderung oder Aufhebung 
der Sicherheit beſtimmen. Die Beſtimmung des § 113 Abſ. 2 gilt entſprechend. 


e. Die Früchte des Fideikommiſſes. 
See 


Die Früchte des Fideikommiſſes werden unbeſchadet der Vorſchriften des § 120 mit der 
Trennung oder Fälligkeit freies Vermögen des Fideikommißbeſitzers. 
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§ 118. 

(1) Die zur ordnungsmäßigen Verwaltung und Bewirtſchaftung des Fideikommiſſes 
erforderlichen Aufwendungen hat der Fideikommißbeſitzer aus den Einkünften des Fideikommiſſes 
zu beſtreiten. 

(2) Verwendet der Fideikommißbeſitzer Früchte des Fideikommißvermögens, die zu deſſen 
ordnungsmäßiger Verwaltung und Bewirtſchaftung erforderlich ſind, anderweitig oder werden 
ſolche Früchte von Allodgläubigern des Beſitzers in Anſpruch genommen, ſo hat der Fideikommiß⸗ 
beſitzer aus ſeinem Allod dem Fideikommißvermögen Erſatz zu leiſten. 


8 119. 

(I) Fideikommißgläubiger können auch nach dem Freiwerden der Früchte die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung in dieſe betreiben. 

(2) Für Zinſen, Tilgungsbeiträge und andere Leiſtungen, die bei ordnungsmäßiger Ver⸗ 
waltung aus den Einkünften des Fideikommiſſes beſtritten werden, können die Fidei⸗ 
kommißgläubiger auch aus dem Allod des Fideikommißbeſitzers Befriedigung verlangen, in deſſen 
Beſitzzeit die Leiſtungen fällig geworden ſind. 


§ 120. 

Während der Familiengutsverwaltung oder des Fideikommißkonkurſes fallen die Früchte des 
Fideikommiſſes in das Fideikommißvermögen. Die Familiengutsverwaltung und der Fidei⸗ 
kommißkonkurs umfaſſen auch die Früchte, auf welche ſich bei einem Grundſtücke die Hypothek erſtreckt 
(§§ 1120 ff. des Bürgerlichen Geſetzbuchs). 


fk. Auseinanderſetzung beim Folgefall. 
§ 121. 

Für die Auseinanderſetzung zwiſchen dem Fideikommißfolger und dem Vorbeſitzer oder 
deſſen Erben gelten die Beſtimmungen der SS 101, 102, 103, 2130, 2133, 2134 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs ſinngemäß. 

’ § 122. 
Der Vorbeſitzer hat dem Fideikommißfolger gegenüber bei der Verwaltung des Fidei⸗ 
kommißvermögens für Vorſatz und Fahrläſſigkeit einzuſtehen. 


R 123. 


(1) Hat der Vorbeſitzer Aufwendungen, die zur Erhaltung des Fideikommiſſes in feinem 
wirtſchaftlichen Beſtande notwendig waren oder von ihm den Umſtänden nach für notwendig 
gehalten werden durften, aus ſeinem Allod beſtritten, ſo kann er von dem Folger inſoweit Erſatz 
verlangen, als ihm die Aufwendungen nicht nach S 118 Abf. 1 ſelbſt zur Laſt fallen. Das gleiche 
gilt von Laſten, die als auf den Stamm des Fideikommiſſes gelegt anzuſehen ſind. 

(2) Für ſonſtige Verwendungen kann der Vorbeſitzer nach den Vorſchriften über die Geſchäfts⸗ 
führung ohne Auftrag vom Folger Erſatz verlangen. 


§ 124. 


Die Anſprüche des Vorbeſitzers auf Erſatz von Aufwendungen oder Geſtattung der Weg⸗ 
nahme einer Einrichtung ſowie die Anſprüche des Fideikommißfolgers wegen Veränderung und 
Verſchlechtevung der Fideikommißgegenſtände verjähren in einem Jahre. Die Verjährung beginnt 
mit der Herausgabe der Fideikommißgegenſtände an den Fideikommißfolger. 


§ 125. 

Wer ſich zur Zeit des Nachfolgefalls mit dem Vorbeſitzer in häuslicher Gemeinſchaft befunden 

hat, iſt verpflichtet, dem Fideikommißfolger auf Verlangen Auskunft darüber zu erteilen, welche 
Fideikommißgeſchäfte er geführt hat und was ihm über den Verbleib der Fideikommißgegenſtände 
bekannt iſt. Die Beſtimmungen des $ 2028 Abſ. 2 und 3 des Bürgerlichen Geſetzbuchs finden ent⸗ 
ſprechende Anwendung. 
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§ 126. 
Der Fideikommißfolger ift verpflichtet, Familienangehörigen des Vorbeſitzers, die bei deſſen 
Tode zu ſeinem Hausſtande gehörten, die Benutzung der Wohnung und der Haushaltungsgegenſtände 
für das laufende und ein weiteres Kalendervierteljahr in dem bisherigen Umfange zu geſtatten. 
Dem Fideikommißfolger iſt auf ſein Verlangen ein ſeinen Bedürfniſſen entſprechender Teil der 
Wohnung und der Haushaltungsgegenſtände einzuräumen. 


§ 127. 

Die Vorſchriften der SS 121 bis 123 gelten ſinngemäß, wenn ohne Eintritt eines Folgefalls 
eine Auseinanderſetzung zwiſchen dem Fideikommißvermögen und dem Allod des Fideikommiß⸗ 
beſitzers erforderlich wird. 

§ 128. 

Die Vorſchriften der 88 121 bis 127 gelten nicht, ſoweit die Stiftungsurkunden abweichende 
Beſtimmungen enthalten. 

4. Abſchnitt. 


Rechtsverhältniſſe in der Sperrfriſt. 


a. Die Haftung für die Fideikommißſchulden, Verfügungs⸗ 
beſchränkungen. 
§ 129. 

(1) Nach der Auflöfung des Fideikommiſſes bleibt es bis zur rechtskräftigen Erteilung des 
Fideikommißauflöſungsſcheins (SS 185 ff.) hinſichtlich der Haftung des bisherigen Fideikommiß⸗ 
vermögens und des Allodvermögens des Beſitzers für die Fideikommiß⸗ und Allodſchulden bei den 
zur Zeit des Freiwerdens des Vermögens geltenden Beſtimmungen (Sperrfriſt). 

(2) Die Vorſchriften der SS 102 bis 128 dieſes Geſetzes und der SS 14, 16 bis 39 des 
Familiengütergeſetzes vom 22. April 1930 gelten fort. Genehmigungen und Ermächtigungen im 
Sinne der SS 103 bis 107 kann die Auflöſungsbehörde erteilen, ſofern durch das vorzunehmende 
Rechtsgeſchäft eine Gefährdung öffentlicher Intereſſen und der Fideikommißgläubiger einſchließlich 
der Abfindungs⸗ und Verſorgungsberechtigten nicht zu befürchten iſt. Sie kann den Beſitzer auch 
zur Vornahme beſtimmter Rechtshandlungen allgemein ermächtigen; die Vorſchrift des § 131 findet 
Anwendung. 

(3) Die Beſtimmungen der SS 1976, 1977 des Bürgerlichen Geſetzbuchs find ſinngemäß 
anwendbar; das gleiche gilt von den Beſtimmungen der SS 2014 bis 2017 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs. 

§ 130. 

(1) Stiftungen, die aus Verſorgungsmaſſen gebildet find (§ 99 Abſ. 1 und 2), und gemein- 
nützige Anſtalten (55 176 bis 180) haften vor und nach der Auflöſung des Familienfideikommiſſes 
für Fideikommißſchulden außer für die Verſorgungsanſprüche und die Anſprüche aus der Ver⸗ 
waltung der Maſſen und der Anſtalten, ſoweit bei ihnen eine Haftung für Fideikommißſchulden 
überhaupt beſteht, nur wie ein Bürge. 

(2) Auch mangels Bildung einer Stiftung können Verſorgungsmaſſen für ſolche Schulden 
nur inſoweit in Anſpruch genommen werden, als die Zwangsvollſtreckung in das ſonſtige Fidei⸗ 
kommißvermögen vergeblich war. 

(3) Der Beſitzer hat den Verſorgungsberechtigten eine der Beſtimmung des Abſ. 2 zuwider 
erfolgende Zwangsvollſtreckung in die Verſorgungsmaſſe anzuzeigen; für die ſchuldhafte Unter⸗ 
laſſung der Anzeige iſt er den Verſorgungsberechtigten auch mit dem Allod haftbar; den jeweils 
Verſorgungsberechtigten ſteht gegen die unberechtigte Zwangsvollſtreckung in die Verſorgungsmaſſe 
ein Widerſpruchsrecht (5 771 der Zivilprozeßordnung) zu. 

(4) Eine Haftung der aus Beſtandteilen des früheren Fideikommißvermögens gebildeten 
Stiftungen und der gemeinnützigen Anſtalten für Allodſchulden findet nicht ſtatt. Das gleiche gilt 
hinſichtlich der Verſorgungsmaſſen; Abſ. 3 gilt entſprechend. Abweichende ſtiftungsmäßige Be⸗ 
ſtimmungen bleiben unberührt. 
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§ 131. 

(1) Vor der Genehmigung oder Anordnung von Verfügungen über Gegenſtände des Ver— 
mögens ſowie vor der Übertragung von Vermögensſtücken auf andere Rechtsperſonen und der 
Bildung von Stiftungen (SS 44, 45, 97 bis 101, SS 176 bis 184) hat die Auflöſungsbehörde feſtzu⸗ 
ſtellen, inwieweit durch eine ſolche Maßnahme eine Gefährdung der Fideikommißgläubiger oder das 
Bedürfnis einer beſonderen Sicherſtellung der Fideikommißgläubiger entſteht. 

(2) Sollen vor der Auflöſung des Familienguts Sicherungsmaßnahmen zugunſten eines 
Abfindungs⸗ oder Verſorgungsberechtigten oder eines Angeſtellten getroffen werden, ſo iſt ins— 
beſondere zu prüfen, ob hierdurch die Anſprüche der übrigen Fideikommißgläubiger auf Sicher: 
ſtellung nach der Auflöſung nicht gefährdet werden. 

(3) Im Falle eines dringenden Bedürfniſſes kann die Auflöſungsbehörde ſchon vor der Auf- 
löſung Anordnungen nach SS 133, 139 Abſ. 1, § 140 zugunſten eines Gläubigers treffen. Dieſer 
und der Beſitzer ſowie der nächſte Folgeberechtigte ſind vorher zu hören. 


§ 132. 
(1) Iſt das Fideikommiß nach § 8 erloſchen, fo finden die Beſtimmungen der SS 129 bis 131 
entſprechende Anwendung, ſoweit ſich nicht aus dem nachſtehenden Abſatz etwas anderes ergibt. 
(2) Die Auflöſungsbehörde hat bei allen während der Sperrfriſt zu treffenden Maßnahmen 
und Entſcheidungen, insbeſondere bei der Erteilung von Genehmigungen und Ermächtigungen im 
Sinne der SS 103 bis 107 die Rechte des künftigen Nacherben zu berückſichtigen und den jeweils 
zunächſt als Nacherbe in Betracht kommenden Anwärter (Anfallberechtigten) zu hören. 


b. Die hypothekariſche Sicherſtellung. 
§ 133. 

(1) Die Auflöſungsbehörde kann nach Auflöſung des Familienfideikommiſſes bis zur Er⸗ 
teilung des Fideikommißauflöſungsſcheins auf Antrag der Fideikommißgläubiger die Sicherſtellung 
ihrer Anſprüche durch Eintragung von Sicherungshypotheken auf den zum Vermögen gehörigen 
Grundſtücken anordnen, ſoweit ſie die Sicherſtellung mit Rückſicht auf die Auflöſung für erforderlich 
hält; dies gilt auch für die Angeſtellten, Abfindungs⸗ und Verſorgungsberechtigten, ſoweit nicht 
nach den §§ 72, 91 bis 101, § 116 eine Sicherſtellung ihrer Anſprüche bereits erfolgt iſt. 

(2) Auf Antrag des Gläubigers oder des Beſitzers kann die Auflöſungsbehörde aus beſonderen 
Gründen auch die Eintragung eines anderen Sicherungsrechts auf den Grundſtücken anordnen. 

(3) Soweit eine beſtehende Sicherheit nicht ausreicht, kann die Auflöſungsbehörde auf Antrag 
des Gläubigers ihre entſprechende Ergänzung anordnen. 

(4) Die Feſtſtellung der Sicherheiten erfolgt durch Beſchluß der Auflöſungsbehörde 
(SS 143, 144). 

§ 134. 

(1) Wenn die Eintragung mehrerer Hypotheken oder ſonſtiger Belaſtungen auf dem gleichen 
Grundſtücke zu erfolgen hat, gehen in der folgenden Rangordnung den übrigen Rechten die 
folgenden Anſprüche vor, ſoweit ihre Befriedigung oder vorzugsweiſe Befriedigung aus dem Fidei⸗ 
kommißvermögen überhaupt verlangt werden kann: 

1. die Anſprüche aus den öffentlichen Laſten, die den Fideikommißbeſitzer als ſolchen 
treffen; 

2. die Anſprüche aus einer ungerechtfertigten Bereicherung des Fideikommißvermögens; 

3. die Anſprüche aus Verpflichtungen des Stifters oder desjenigen, durch den das 
Familienfideikommiß erweitert worden iſt; 

4. die Anſprüche wegen Schmälerung des Pflichtteils durch die Fideikommißſtiftung oder 
eine ſpätere Erweiterung des Vermögens. 

(2) Die übrigen Anſprüche gelten als gleichberechtigt, ſoweit nicht nach dem Ermeſſen der 
Auflöſungsbehörde Art und Entſtehung des Anſpruchs, insbeſondere die frühere Entſtehung eines 
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Anſpruchs oder der Umſtand, daß der Anſpruch aus Maßnahmen zur Erhaltung des Vermögens 
erwachſen iſt, oder daß für die Forderung der Stamm des Vermögens haftet, ſeine Bevorzugung als 
gerechtfertigt erſcheinen läßt. Das gleiche gilt beim Zuſammentreffen mehrerer Anſprüche inner⸗ 
halb einer der vorgenannten Rangordnungen. Die Auflöſungsbehörde entſcheidet nach freiem Er⸗ 
meſſen insbeſondere auch darüber, inwieweit Anſprüche von Angeſtellten, Abfindungs⸗ und Ver⸗ 
ſorgungsberechtigten anderen Anſprüchen vorgehen. 


§ 135. 

Hat die Auflöſungsbehörde nach § 133 die Eintragung einer Sicherheit für eine frühere 
Stammſchuld hinter einer ſolchen für eine frühere Fruchtſchuld angeordnet, ſo kann ſie zugleich 
beſtimmen, daß letztere der erſteren bei der Zwangsverſteigerung im Range nachſteht. Dies iſt im 
Grundbuch auf Erſuchen der Auflöſungsbehörde bei beiden Rechten zu vermerken. 


§ 136. 

Iſt die Beſtellung einer Hypothek, Grundſchuld oder Rentenſchuld mit der Maßgabe erfolgt, 
daß der Gläubiger Befriedigung aus dem Grundſtücke lediglich im Wege der Zwangsverwaltung 
ſuchen kann (Revenuenhypothek), jo kann die Auflöſungsbehörde auf Antrag des Gläubigers (§ 133, 
88 143, 144) das Grundbuchamt um die Löſchung der Beſchränkung des Rechtes erſuchen. Iſt hinter 
der Belaſtung eine ſolche eingetragen, für welche die gleiche Beſchränkung nicht gilt, ſo iſt das 
Grundbuchamt gleichzeitig zu erſuchen, bei beiden Rechten den Vermerk einzutragen, daß das erſt⸗ 
genannte Recht dem letztgenannten bei einer Zwangsverſteigerung im Range nachſteht; dies gilt 
nicht in Anſehung einer nach den SS 143, 144 auf Erſuchen der Auflöſungsbehörde eingetragenen 
Sicherheit für eine Fruchtſchuld. 

§ 137. 

Hat die Auflöſungsbehörde die Eintragung einer Sicherheit für eine Stammſchuld, für welche 
die Einkünfte des früheren Fideikommißvermögens nicht haftbar waren, vor Rechten angeordnet, 
für welche eine ſolche Beſchränkung nicht galt, ſo kann ſie zugleich beſtimmen, daß die Stammſchuld⸗ 
forderung bei der Zwangsverwaltung des Grundſtücks Rechten, die hinter ihr eingetragen find, nach⸗ 
ſteht. § 135 Satz 2 gilt entſprechend. 

§ 138. 

In den Fällen der SS 135 bis 137 find außer dem Beſitzer die beteiligten Gläubiger zu hören. 


ec. Anderweitige Sicherung. 
§ 139. 

() Die Auflöſungsbehörde kann nach der Auflöſung des Familienfideikommiſſes ſtatt oder 
neben der Sicherſtellung nach SS 133 bis 138 auf Antrag des Beſitzers oder eines Gläubigers 
anordnen, daß Gelder, Wertpapiere oder Koſtbarkeiten, die zum Fideikommißvermögen gehören, 
gerichtlich mit der Beſtimmung zu hinterlegen ſind, daß ihre Herausgabe nur auf Anordnung der 
Auflöſungsbehörde erfolgen darf. 

(2) Mit der Hinterlegung erwerben die Fideikommißgläubiger an den hinterlegten Geldern, 
Wertpapieren oder Koſtbarkeiten nach näherer Beſtimmung der Auflöſungsbehörde ein Pfandrecht. 
Die Auflöſungsbehörde hat, ſoweit erforderlich, insbeſondere über den Rang der zu ſichernden 
Anſprüche nähere Beſtimmungen zu treffen. Die Vorſchriften der 88 133 bis 138 gelten 
entſprechend. 

(3) Die Auflöſungsbehörde kann auf Antrag des Beſitzers nach Anhörung der beteiligten 
Gläubiger die gänzliche oder teilweiſe Zurücknahme der Sicherheit anordnen, ſoweit es einer ſolchen 
nicht mehr bedarf. 

§ 140. 

An Stelle oder neben einer Sicherſtellung nach 8 133, § 139 Abſ. 1 kann die Auflöſungs⸗ 
behörde auf Antrag des Beſitzers oder eines Gläubigers deſſen Sicherſtellung durch andere der im 
§ 232 Abſ. 1 des Bürgerlichen Geſetzbuchs bezeichneten Sicherungsmittel anordnen und herbei- 
führen. § 245 findet Anwendung. 
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d. Das Sicherungs verfahren während der Sperrfriſt. 
§ 141. 
(1) Der Beſitzer (Anfallberechtigte), in deſſen Hand das Vermögen frei geworden iſt, hat dies 
bei Vermeidung einer Ordnungsſtrafe bis zu zehntauſend Reichsmark binnen zwei Monaten ſeit 
der Auflöſung und der Annahme des Vermögens der Auflöſungsbehörde anzuzeigen. 


E) Die Auflöſungsbehörde ſoll ihn alsbald auffordern, binnen einer Friſt von wenigſtens 
zwei Monaten ein Verzeichnis der ihm bekannten Fideikommißgläubiger, auch derjenigen, für deren 
Forderungen bereits eine dingliche Sicherung beſteht, einſchließlich der Abfindungs⸗ und Ver⸗ 
ſorgungsberechtigten einzureichen. 

(3) Die Auflöſungsbehörde kann beſtimmen, daß das Verzeichnis für alle Gläubiger oder 
beſtimmte Arten von Gläubigern, namentlich für die Angeſtellten, auf die Forderung beſchränkt 
wird, deren Wert mehr als zehntauſend Reichsmark beträgt. 


(4) Die Auflöſungsbehörde kann nach Eingang der Anzeige vom Beſitzer eine eidesſtattliche 
Verſicherung über die Richtigkeit und Vollſtändigkeit des Verzeichniſſes ſowie nähere Auskunft über 
Grund und Höhe der Schulden fordern und weitere Ermittlungen über das Beſtehen von Fidei⸗ 
kommißſchulden anordnen. 


(6) Auf Antrag eines Fideikommißgläubigers hat die Auflöſungsbehörde dem Beſitzer ferner 
eine Friſt zur Einreichung eines Verzeichniſſes des Fideikommißvermögens (Inventarfriſt) zu ſetzen. 
Die Beſtimmungen der SS 1993 bis 2013, 2063 des Bürgerlichen Geſetzbuchs gelten entſprechend; 
an die Stelle des Nachlaßgerichts tritt die Auflöſungsbehörde. Dieſe bann dem Beſitzer für den 
Fall, daß er die Einreichung des Schuldenverzeichniſſes oder die eidesſtattliche Verſicherung ver⸗ 
weigert oder eine ihm dafür geſetzte Friſt ſchuldhaft verſäumt, als Rechtsnachteil androhen, daß die 
Beſchränkung der Haftung nach SS 147 bis 149 ausgeſchloſſen fein ſoll. Den Eintritt der un⸗ 
beſchränkten Haftung des Beſitzers hat fie durch Beſchluß feſtzuſtellen. §§ 129, 132 bleiben in 
jedem Falle unberührt. 

§ 142. 

() Die Auflöſungsbehörde kann die Fideikommißgläubiger durch öffentliches Aufgebot zur 

Stellung von Anträgen auf dingliche Sicherung (§8 133 bis 140) auffordern (Sicherungsaufgebot). 


2) Vor dem Beſchluſſe, durch den das Aufgebot angeordnet wird, iſt der Beſitzer zu hören. 


() Die Aufforderung iſt den bekannten Fideikommißgläubigern, die eine Forderung in 
Höhe von mehr als zehntauſend Reichsmark beſitzen, zuzuſtellen, es Tet denn, daß ſie bereits einen 
Antrag auf Sicherſtellung angebracht haben oder bereits genügend ſichergeſtellt ſind; die Zuſtellung 
kann durch Aufgabe zur Poſt erfolgen; die Auflöſungsbehörde kann anordnen, daß die Zuſtellung 
auch an Gläubiger mit einer geringeren Forderung zu erfolgen hat. 


(0 Die Art der öffentlichen Bekanntmachung und die Aufgebotsfriſt werden von der Auf⸗ 
löſungsbehörde beſtimmt; die Friſt ſoll regelmäßig nicht mehr als ſechs Monate betragen. 


(5) In dem Aufgebot und der Aufforderung iſt den Fideikommißgläubigern, die den Antrag 
in der Aufgebotsfriſt nicht ſtellen, als Rechtsnachteil anzudrohen, daß bei einem verſpäteten Antrag 
ihre Anſprüche erſt hinter den anderen Gläubigern ſichergeſtellt werden können. 

(6) Im übrigen gelten für das Aufgebotsverfahren die Beſtimmungen der SS 993, 996 der 
Zivilprozeßordnung entſprechend. 

(7) Von der beſonderen Aufforderung (Abſ. 3), dem Aufgebot oder von beiden Maßnahmen 
iſt abzuſehen, wenn anzunehmen iſt, daß kein Bedürfnis hierzu oder zur Sicherſtellung von 
Gläubigern beſteht. Werden nachträglich Anträge geſtellt, ſo kann das Aufgebotsverfahren an⸗ 
geordnet werden. 

§ 143. 


(0 Nach Ablauf der Aufgebotsfriſt (5 142 Abſ. 1 bis 4), mangels eines Aufgebots nach 
Abſchluß der Ermittlungen ($ 141), hat die Auflöſungsbehörde über die Anträge auf Sicherſtellung 
der noch nicht oder nicht hinreichend geſicherten Fideikommißforderungen Beſchluß zu faſſen; der 
Beſitzer und der Gläubiger, die Anträge geſtellt haben, ſind vorher zu hören. 
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(2) Die Auflöſungsbehörde kann von dem Beſitzer die Einreichung eines Planes über den 
Rang und die Art der Sicherſtellung verlangen und die mündliche Verhandlung über den Plan 
ſowie die zur Sicherſtellung der Gläubiger zu treffenden Maßnahmen anordnen. 

(8) Bei ihren Anordnungen hat die Auflöſungsbehörde auf Freihaltung der zur Bildung 
eines Wald⸗, Wein- oder Deichguts geeigneten Grundſtücke Bedacht zu nehmen. 

(4) Die Anordnungen ſollen, ſoweit wie möglich, in einem einheitlichen Beſchluſſe zuſammen⸗ 
gefaßt werden. 

(6) Sind Fideikommißſchulden mit Bezug auf beſtimmte Grundſtücke entſtanden, ſo ſoll die 
Eintragung der Sicherheit tunlichſt bei dieſen Grundſtücken herbeigeführt werden. 


§ 144. 

() Die Sicherungsmaßnahmen ſind auf Anſprüche im Werte von mindeſtens zehntauſend 
Reichsmark zu beſchränken; im übrigen iſt auf Befriedigung der Anſprüche hinzuwirken. Die Auf⸗ 
löſungsbehörde kann Ausnahmen zulaſſen. s 

(2) In dem Beſchluſſe kann dem Beſitzer und den Gläubigern, die Sicherſtellung verlangt 
haben, eine Friſt geſetzt werden, in der der Antrag auf Einleitung der Familiengutsverwaltung 
oder des Fideikommißkonkurſes (§ 149) geſtellt werden kann. Die Friſt ſoll regelmäßig nicht mehr 
als drei Monate betragen. Wird der Antrag rechtzeitig geftellt, ſo kann die Ausführung der 
Sicherungsmaßnahmen ausgeſetzt werden. Andernfalls hat die Auflöſungsbehörde nach Eintritt 
der Rechtskraft des Beſchluſſes über die Sicherſtellung der Gläubiger die Ausführung des Beſchluſſes 
zu veranlaſſen und die zuſtändigen Stellen entſprechend zu erſuchen; § 245 findet Anwendung. 

(8) Stellt die Auflöſungsbehörde feſt, daß eine hinreichende Sicherſtellung der Gläubiger 
nicht möglich iſt, oder daß es einer Sicherſtellung nicht bedarf, ſo hat ſie dem Beſitzer und den 
Gläubigern, die Sicherſtellung beantragt haben, den dies feſtſtellenden Beſchluß zuzuſtellen. 


§ 145. 

() Die Auflöſungsbehörde kann in dem Sicherungsverfahren, wenn mehrere Grundſtücke 
des Vermögens für die gleiche Forderung belaſtet ſind (Geſamthypothek), im Falle eines dringenden 
Bedürfniſſes auf Antrag des Beſitzers oder eines zu ſichernden Gläubigers nach Anhörung beider 
die Forderung mit Zuſtimmung des Gläubigers, dem die dingliche Sicherung (Geſamthypothek) 
zuſteht, auf die einzelnen Grundſtücke verteilen und anordnen, daß die an die Stelle der Geſamt⸗ 
belaſtung tretenden Einzelbelaſtungen auf die Beträge beſchränkt werden, die dem Verhältniſſe 
des Wertes der belaſteten Grundſtücke entſprechen; der Wert wird unter Abzug der vorgehenden 
Belaſtungen beſtimmt. ; 

(2) Auf Verlangen des beteiligten Gläubigers (Hypothekengläubigers) ift dieſem der Betrag 
ſeiner Forderung zurückzuzahlen; auch kann die Auflöſungsbehörde auf ſein Verlangen anordnen, 
daß ihm gegen Freigabe eines Grundſtücks der darauf entfallende Teilbetrag ausgezahlt wird. Die 
Auflöſungsbehörde kann ferner auf Antrag des Beſitzers oder eines zu ſichernden Gläubigers die 
Teilung eines Grundſtücks und die Verteilung ſeiner Belaſtung auf die Teilgrundſtücke mit Zu⸗ 
ſtimmung des Beſitzers und der auf dem Teilgrundſtück eingetragenen Gläubiger anordnen. Die 
Auflöſungsbehörde hat das Grundbuchamt um die erforderlichen Eintragungen zu erſuchen. 


§ 146. 

() Die Auflöſungsbehörde kann zur Abwendung weſentlicher Nachteile die allmähliche Ab⸗ 
zahlung der feſtgeſtellten Fideikommißſchulden oder ihre Stundung anordnen und näher regeln. 
Dies gilt insbeſondere von Fideikommißſchulden, die nachweisbar zur Zeichnung oder zum Erwerbe 
von Kriegsanleihe eingegangen ſind; die Auflöſungsbehörde ſoll beim Vorliegen eines dringenden 
Bedürfniſſes auch im übrigen darauf hinwirken, daß bei Schulden, die aus Anlaß der Kriegs⸗ 
anleihe entſtanden ſind, Zahlungserleichterungen gewährt werden. 

(2) Vor der Entſcheidung ſind außer dem Beſitzer die beteiligten Gläubiger zu hören. 


§ 147. 
() Der Beſitzer (Anfallberechtigte), in deſſen Hand das Vermögen frei geworden iſt, kann 
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bis zur Erteilung des Fideikommißauflöſungsſcheins, ſpäteſtens binnen einem Jahre ſeit der Auf- 
löſung die Einleitung eines Aufgebotsverfahrens zur Anmeldung ſämtlicher Fideikommißforde⸗ 
rungen (Gläubigeraufgebot) beantragen. 

(2) Die Vorſchriften der SS 1970 bis 1973 des Bürgerlichen Geſetzbuchs und der SS 992 bis 
997 der Zivilprozeßordnung gelten entſprechend. An die Stelle des Amtsgerichts tritt die Auf⸗ 
löſungsbehörde. 

(3) Das Sicherungsaufgebot ($ 142) und das Gläubigeraufgebot können miteinander ver: 
bunden werden. 

(0 Als Pflichtteilsrechte im Sinne des § 1972 des Bürgerlichen Geſetzbuchs gelten außer 
den Abfindungsrechten auch die Verſorgungsrechte. 


§ 148. 
Die Beſtimmungen des § 1974 des Bürgerlichen Geſetzbuchs gelten entſprechend zu Gunſten 
des Beſitzers. 


e) Die Familiengutsverwaltung und der Fideikommißkonkurs. 


§ 149. 

(1) Während der Sperrfriſt kann nach den SS 16 bis 39 des Familiengütergeſetzes vom 
22. April 1930 die Familiengutsverwaltung angeordnet und der Fideikommißkonkurs eröffnet 
werden. 

(2) Stellt ein Fideikommißgläubiger oder der Beſitzer (Anfallberechtigte) den Antrag auf 
Einleitung eines der genannten Verfahren, ſo kann der Antrag zurückgewieſen werden, wenn er 
ſpäter als ein Jahr nach der Auflöſung des Fideikommiſſes ($ 28) geſtellt wird. 

(3) Vor der Entſcheidung über die Anordnung des Verfahrens iſt der Beſitzer und im Falle 
des Erlöſchens des Fideikommiſſes nach § 8 auch der zunächſt als Nacherbe in Betracht kommende 
Anwärter (Anfallberechtigte) zu hören. 

(4) Für das Konkursverfahren gelten die Beſtimmungen über den Nachlaßkonkurs ein⸗ 
ſchließlich derjenigen nach SS 1975 ff. des Bürgerlichen Geſetzbuchs entſprechend. Dies gilt auch 
bei einer Auflöſung infolge Verzichts des Fideikommißbeſitzers auf das Fideikommiß. 


l 5. Abſchnitt. 
Die Intereſſen der Siedlung. 


S 150. 

Die Auflöſungsbehörde hat alsbald nach Beginn der Sperrfriſt dem Landeskulturamts⸗ 
präſidenten die bevorſtehende Erteilung des Fideikommißauflöſungsſcheins mitzuteilen. Der 
Landeskulturamtspräſident hat zu prüfen, ob aus Anlaß der Auflöſung nach Maßgabe der be— 
ſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen ein Siedlungsbedürfnis beſteht und insbeſondere ein Be— 
dürfnis nach Anliegerſiedlung befriedigt werden kann. Die Auflöſungsbehörde hat bei ihren Maß⸗ 
nahmen auch die vom Landeskulturamtspräſidenten geltend gemachten Intereſſen der Siedlung 
zu berückſichtigen. 

6. Abſchnitt. 


Die Erhaltung der Wälder und anderer Beſtandteile der Fideikommiſſe 
im öffentlichen Intereſſe. 
A. Die Erhaltung der Wälder. 
§ 151. 

Waldungen, die ſich nach Beſchaffenheit und Umfang zu nachhaltiger forſtmäßiger Bewirt⸗ 
ſchaftung eignen, ſind durch Bildung eines Waldguts oder eines Schutzforſtes gegen ordnungs⸗ 
widrige Bewirtſchaftung und unwirtſchaftliche Zerſplitterung zu ſchützen. Waldflächen unter ein⸗ 
hundert Hektar ſollen regelmäßig dem Waldſchutze nicht unterſtellt werden. 
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a. Das Waldgut. 


§ 152. 

(1) Ein Waldgut iſt zu bilden aus wirtſchaftlich zuſammengehörigen Waldungen nebſt den 
zu ihrer zweckmäßigen Bewirtſchaftung erforderlichen Ackern, Wieſen, Waſſerflächen und ſonſtigen 
Grundſtücken, wenn die Erhaltung der Waldwirtſchaft als Wirtſchaftseinheit im öffentlichen 
Intereſſe liegt. 

(2) Zu dem Waldgute gehören außer den Grundſtücken mit ihren Beſtandteilen, insbeſondere 
den Gebäuden und den mit dem Grundeigentume verbundenen Gerechtigkeiten, das im Eigentume 
des Beſitzers ſtehende Zubehör des Gutes, insbeſondere das Wirtſchafts⸗ und Hausinventar, die 
Forderungen aus den für das Gut eingegangenen Verſicherungen ſowie die hierauf ausgezahlten 
Entſchädigungsſummen und der zur allmählichen Tilgung eines das Grundſtück belaſtenden 
Kapitals entrichtete und dem Eigentümer gutgeſchriebene Betrag. Das Waldgut kann auch 
Grundſtücke umfaſſen, die an Forſtbeamte, Arbeiter und Fuhrwerkshalter oder andere Perſonen, 
deren Tätigkeit mit dem Waldgut im Zuſammenhange ſteht, verpachtet ſind. 

(8) Grundſtücke, die nicht zum gebundenen Vermögen des Beſitzers gehören, können mit 
deſſen Zuſtimmung dem Waldgut einverleibt werden, wenn ſie bisher mit dem gebundenen 
Waldbeſitz einheitlich bewirtſchaftet worden ſind oder bewirtſchaftet werden konnten. 

() Ein Waldgut ſoll im allgemeinen keine größere Waldfläche umfaſſen als fünftauſend 
Hektar. Bei größerem Waldbeſitze können mehrere Waldgüter gebildet werden. Mehrere Waldgüter 
ſollen auch gebildet werden, wenn ein einheitlicher Betrieb für den geſamten zu dem Fideikommiſſe 
gehörigen Wald nicht möglich oder nach den Regeln einer ordnungsmäßigen Forſtwirtſchaft nicht 
zweckmäßig oder bisher nicht vorgenommen worden iſt, oder wenn der Beſitzer die Bildung 
mehrerer Waldgüter beantragt hat und dem Antrag öffentliche Intereſſen nicht entgegenſtehen. 

(5) Die Bildung eines Waldguts unterbleibt, wenn der Beſitzer die Bildung eines Schutz⸗ 
forſtes beantragt oder wenn die Bildung eines Waldguts eine unwirtſchaftliche Teilung des Beſitzes 
herbeiführen würde, es ſei denn, daß der Beſitzer trotzdem die Bildung eines Waldguts beantragt. 


b. Der Schutzforſt. 
S 153. 

(1) Ein Schutzforſt iſt zu bilden, wenn trotz ſchutzwürdigem Walde die Vorausſetzungen für 
die Bildung eines Waldguts nicht vorliegen oder weggefallen find ($ 169) oder die Bildung 
eines Waldguts nach § 152 Abſ. 5 unterbleibt. ’ 

(2) Einem Schutzforſte dürfen außer Grundſtücken, die mit Holz beſtanden find, nur folche 
Grundſtücke einverleibt werden, die unmittelbar den Zwecken der Forſtwirtſchaft dienen (3. B. 
Grundſtück mit Förſterwohnung, Förſterdienſtland) oder deren Zulegung aus forſtwirtſchaftlichen 
Gründen, insbeſondere zu einer günſtigeren forſtlichen Umgrenzung des vorhandenen Waldbeſitzes, 
zweckmäßig erſcheint. 

(3) Mit Zuſtimmung des Beſitzers können dem Schutzforſte Grundſtücke einverleibt werden, 
die zu ſeinem ungebundenen Vermögen gehören und mit dem gebundenen Waldbeſitz einheitlich 
bewirtſchaftet worden ſind oder bewirtſchaftet werden konnten. 

(4) Sit ein einheitlicher Forſtbetrieb für den geſamten zum Fideikommiſſe gehörenden Wald⸗ 
beſitz nicht möglich oder nach den Regeln einer ordnungsmäßigen Forſtwirtſchaft nicht zweckmäßig 
oder bisher nicht vorgenommen worden, ſo können mehrere Schutzforſten gebildet werden. Das 
gleiche gilt, wenn der Beſitzer die Bildung mehrerer Schutzforſten beantragt und dem Antrag 
öffentliche Intereſſen nicht entgegenſtehen. 


e. Verfahren bei der Waldguts⸗ und Schutzforſtbildung. 
§ 154. 


(1) Die Bildung eines Waldguts oder eines Schutzforſtes erfolgt nach dem Freiwerden des 
Fideikommißvermögens und vor der Erteilung des Fideikommißauflöſungsſcheins von Amts wegen 
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durch Beſchluß der Auflöſungsbehörde. Dieſe hat zuvor den Beſitzer zu hören und eine gut⸗ 
achtliche Außerung des zuſtändigen Regierungspräſidenten (Forſtaufſichtsbehörde) und des Landes⸗ 
kulturamtspräſidenten einzuholen. Sie kann noch weitere Ermittlungen anſtellen, insbeſondere 
auch ein Gutachten der Landwirtſchaftskammer einziehen. Der Beſitzer hat auf Verlangen der 
Auflöſungsbehörde die erforderlichen Unterlagen einzureichen. Die Auflöſungsbehörde kann 
eine eidesſtattliche Verſicherung über die Richtigkeit und Vollſtändigkeit der Angaben für Anzahl 
und Größe der vorhandenen Waldgrundſtücke verlangen. 

(2) Auf Antrag des Beſitzers und mit Zuſtimmung des nächſten Folgeberechtigten (Anfall⸗ 
berechtigten) kann die Bildung eines Waldguts oder eines Schutzforſtes ſchon vor dem Freiwerden 
des Vermögens erfolgen. 

(3) In dem Beſchluſſe, durch den ein Waldgut oder ein Schutzforſt gebildet wird, ſind die 
Beſtandteile des Waldguts oder des Schutzforſtes im einzelnen zu bezeichnen. Sind die dem 
Waldgut oder dem Schutzforſte zuzuteilenden Grundſtücke noch nicht vermeſſen, ſo ſind ſie ſo genau 
zu bezeichnen, daß ſie vermeſſen werden können. 

(4) In dem Beſchluß iſt der Name des Waldguts oder des Schutzforſtes zu beſtimmen. Bei 
der Beſtimmung iſt auf Wünſche des Beſitzers nach Möglichkeit Rückſicht zu nehmen. 

(5) Der Beſchluß iſt dem Beſitzer und dem Regierungspräſidenten (Forſtaufſichtsbehörde) 
zuzuſtellen. Soweit die Bildung eines Waldguts oder eines Schutzforſtes abgelehnt wird, ſteht 
auch dem Regierungspräſidenten die ſofortige Beſchwerde zu. 


c § 155. 

(1) Der Beſchluß über die Bildung eines Waldguts oder eines Schutzforſtes bedarf der 
Genehmigung des Juſtizminiſters und des Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
Die Auflöſungsbehörde hat den Beſchluß nach Rechtskraft den Miniſtern zur Genehmigung vor⸗ 
zulegen. Mit der Genehmigung kommt das Waldgut oder der Schutzforſt zur Entſtehung. 

(2) Die Entſcheidung der Miniſter hat die Auflöſungsbehörde dem Beſitzer bekanntzugeben. 


d. Grundbuchmäßige Behandlung. 
§ 156. 

(1) Nach der Entſtehung des Waldguts oder des Schutzforſtes und vor der Erteilung des 
Fideikommißauflöſungsſcheins hat die Auflöſungsbehörde das Grundbuchamt um Eintragung 
der Waldgutseigenſchaft oder des Schutzforſtvermerkes in das Grundbuch zu erſuchen. Die Grund⸗ 
ſtücke ſind auf ein beſonderes Grundbuchblatt einzutragen und tunlichſt zu einem Grundſtücke zu 
vereinigen. 

(2) Iſt zur grundbuchmäßigen Abſonderung eine größere Vermeſſung erforderlich, ſo kann 
die Auflöſungsbehörde nach Anhörung der Forſtaufſichtsbehörde anordnen, daß von der Durch— 
führung der Abtrennung Abſtand genommen wird, beſonders wenn durch die Vermeſſung die 
Erteilung des Fideikommißauflöſungsſcheins weſentlich verzögert würde oder erhebliche Koſten 
entſtehen würden. In dieſem Falle ſind alle Grundſtücke, die zum Waldgut oder Schutzforſte 
gehörige Flächen enthalten, auf das Grundbuchblatt des Waldguts oder des Schutzforſtes zu über⸗ 
tragen. Bei der Eintragung der Waldgutseigenſchaft oder des Schutzforſtvermerkes iſt zum Aus⸗ 
drucke zu bringen, daß zum Waldgut oder Schutzforſte nur die ſich aus dem Beſchluſſe der Auf⸗ 
löſungsbehörde über die Bildung des Waldguts oder des Schutzforſtes ergebenden Flächen gehören. 
Eine Ausfertigung des Beſchluſſes iſt zu den Grundakten zu nehmen. Erfolgt nachträglich eine 
Vermeſſung, ſo ſind die nicht zum Waldgut oder Schutzforſte gehörigen Flächen auf ein anderes 
Grundbuchblatt zu übertragen. 

(3) Das Grundbuchamt hat von allen das Waldgut und den Schutzforſt betreffenden Ein⸗ 
tragungen auch den Regierungspräſidenten (Forſtaufſichtsbehörde) zu benachrichtigen. 

(4) Liegen Waldgut⸗ oder Schutzforſtgrundſtücke oder Grundſtücke mit Waldgut⸗ oder Schutz⸗ 
forſtflächen in den Bezirken verſchiedener Grundbuchämter, fo beſtimmt der Juſtizminiſter das 
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zuſtändige Grundbuchamt. Für die nicht zum Waldgut oder Schutzforſte gehörenden Flächen erliſcht 
die Zuſtändigkeit mit deren Abtrennung und Übertragung auf ein anderes Grundbuchblatt. 


e. Die Wirkungen der Waldguts- und der Schutzforſtbildung. 
I. 
Staatliche Forſtaufſicht. 
§ 157. c 

(1) Waldgüter und Schutzforſten ſtehen unter ftaatlicher Forſtaufſicht. 

(2) Staatliche Forſtaufſichtsbehörde ift der Regierungspräſident, in deſſen Bezirke das Wald⸗ 
gut oder der Schutzforſt liegt. 

(8) Liegen die zum Waldgut oder Schutzforſte gehörenden Grundſtücke in den Bezirken 
mehrerer Regierungspräſidenten, ſo beſtimmt der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und 
Forſten den zuſtändigen Regierungspräſidenten. 

(4) Der Regierungspräſident übernimmt die Aufſicht auf Erſuchen der Auflöſungsbehörde. 
Das Erſuchen iſt alsbald nach der Entſtehung des Waldguts oder des Schutzforſtes zu ſtellen. Der 
Regierungspräſident teilt die Übernahme der Aufſicht der Auflöſungsbehörde mit. 


Durchführung der Forſtaufſicht. 
§ 158. 

(0 Die Forſtaufſichtsbehörde hat darüber zu wachen, daß der Wald nach forſtwirtſchaftlichen 
Grundſätzen, welche die Nachhaltigkeit gewährleiſten, bewirtſchaftet wird. Der Bewirtſchaftung iſt 
ein von der Forſtaufſichtsbehörde genehmigter Wirtſchaftsplan (Betriebsplan oder Betriebsgut⸗ 
achten) zugrunde zu legen. Die Betriebsart und innerhalb der Grenzen einer pfleglichen Forſtwirt⸗ 
ſchaft auch die Wirtſchaftsziele, die Umtriebszeiten, den Gang der Abnutzung und die techniſche 
Behandlung des Waldes beſtimmt der Eigentümer nach freiem Ermeſſen. Auch im übrigen iſt 
auf berechtigte Wünſche und die wirtſchaftlichen Bedürfniſſe des Eigentümers nach Möglichkeit 
Rückſicht zu nehmen. Die Forſtaufſichtsbehörde hat auch darüber zu wachen, daß die öffentlichen 
Intereſſen gewahrt werden. 

(2) Wenn ein ordnungsmäßiger Wirtſchaftsplan nicht vorliegt, hat die Forſtaufſichtsbehörde 
den Eigentümer aufzufordern, einen ſolchen aufzuſtellen und ihn zur Genehmigung vorzulegen. 
Einwendungen gegen den Wirtſchaftsplan hat die Forſtaufſichtsbehörde dem Eigentümer ſchriftlich 
mitzuteilen. 

(8) Legt der Eigentümer innerhalb beſtimmter Friſt den Wirtſchaftsplan nicht vor, ſo hat 
die Forſtaufſichtsbehörde auf feine Koſten den Plan aufzuftellen. 

(4) Der Eigentümer kann über die von der Forſtaufſichtsbehörde für den Wirtſchaftsplan 
aufgeſtellten Grundſätze die Einholung eines Obergutachtens auf feine Koſten beantragen. Die 
Forſtaufſichtsbehörde hat dem Eigentümer auf feinen Antrag drei Obergutachter namhaft zu 
machen, aus denen der Eigentümer einen zu wählen hat. Von den drei Obergutachtern dürfen nur 
zwei im Staatsforſtdienſte ſtehen. 

(6) Bis zum Inkrafttreten des Wirtſchaftsplans hat die Forſtaufſichtsbehörde dafür zu 
ſorgen, daß übermäßige Nutzungen und Wirtſchaftsmaßnahmen, die den Regeln einer ordnungs⸗ 
mäßigen Forſtwirtſchaft nicht entſprechen, unterbleiben. 

(6) Der Eigentümer iſt berechtigt, Mehreinſchläge bis zum Fünffachen des im Wirtſchafts⸗ 
plane vorgeſehenen jährlichen Abnutzungsſatzes vorzunehmen. Der Mehreinſchlag iſt von dem Eigen⸗ 
tümer der Forſtaufſichtsbehörde anzuzeigen. Zugleich iſt ein Plan über die Wiedereinſparung 
des Mehreinſchlags einzureichen. Erforderlichenfalls iſt eine Neuregelung des Abnutzungsſatzes 
vorzunehmen. Bis zur Durchführung der Wiedereinſparung darf der Eigentümer nur mit Ge- 
nehmigung der Forſtaufſichtsbehörde Mehreinſchläge vornehmen. 

(7) Größere Abweichungen von dem Wirtſchaftsplane bedürfen der Genehmigung der Forſt⸗ 
aufſichtsbehörde, ſoweit fie nicht nach Abſ. 6 genehmigungsfrei find. Die Genehmigung ſoll regel⸗ 
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mäßig erteilt werden, wenn die wirtſchaftliche Lage des Eigentümers die Abweichung erfordert 
und weſentliche Nachteile für die Waldwirtſchaft nicht zu befürchten ſind. Die Genehmigung zu 
außerordentlichen Kahlſchlägen, die außerhalb des Rahmens der wiedereinzuſparenden Mehr⸗ 
einſchläge liegen, iſt zu erteilen, wenn durch den Kahlſchlag öffentliche Intereſſen nicht be⸗ 
einträchtigt werden und die Wiederaufforſtung geſichert iſt. Weiſt der Eigentümer nach, daß die 
Benutzung einer Waldfläche zu anderen als forſtwirtſchaftlichen Zwecken wirtſchaftlich zweck— 
mäßiger iſt, ſo iſt die Überführung in die andere Nutzungsart zu genehmigen, ſofern öffentliche 
Intereſſen dem nicht entgegenſtehen. Kann dem Eigentümer die Erhaltung des Waldes wirt— 
ſchaftlich nicht mehr zugemutet werden, ſo darf die Rodung nicht verſagt werden. Desgleichen 
iſt die Genehmigung zu erteilen für die Anſiedlung von Waldarbeitern, Gutsarbeitern und Be— 
amten und für die Errichtung von Wohnungen für dieſe. 

(8) Die Forſtaufſichtsbehörde iſt befugt, im Rahmen dieſes Geſetzes die zur Durchführung 
der Forſtaufſicht nötigen Anordnungen zu treffen. Sie kann insbeſondere anordnen, daß abgeholzte 
Flächen und Räumden aufzuforſten ſind, ſoweit ſie nach ihren natürlichen Bedingungen, ins⸗ 
beſondere nach Größe und Lage, zu rationeller Holzzucht geeignet ſind. Bei der Anordnung iſt 
auf die Leiſtungsfähigkeit des Eigentümers ſowie auf die Größe und Bodenbeſchaffenheit Rückſicht 
zu nehmen. : 

(0) Die Forſtaufſichtsbehörde kann auch anordnen, daß für den Schutz und die Bewirt⸗ 
ſchaftung des Waldes genügend befähigte Perſonen beftellt werden, daß der Eigentümer jährliche 
Wirtſchaftspläne (Hauungs⸗, Kultur⸗ uſw. Pläne) aufſtellt und zur Genehmigung vorlegt ſowie 
nach den genehmigten Plänen die Wirtſchaft führt. Sie kann ferner anordnen, daß der Eigen⸗ 
tümer ein Prüfungsbuch führt, aus dem ſich der jeweilige Stand der Waldwirtſchaft ergibt. 

(10) Der Eigentümer kann die Bewirtſchaftung des Waldes von einer Landwirtſchafts⸗ 
kammer oder von einer ſtaatlich anerkannten Vereinigung von Waldbeſitzern (Waldbauverein, 
Waldbeſitzerverein, Bauernverein uſw.) ausüben oder überwachen laſſen. 

(41) Der Eigentümer iſt von der regelmäßigen Vorlage jährlicher Wirtſchaftspläne 
und des Prüfungsbuchs zu befreien, wenn für die Bewirtſchaftung des Waldes durch genügend 
befähigte Perſonen geſorgt iſt, oder wenn die Bewirtſchaftung des Waldes von einer ſtaatlich an⸗ 
erkannten Vereinigung von Waldbeſitzern (Waldbauverein, Waldbeſitzerverein, Bauernverein u. a.) 
ausgeübt oder überwacht wird. In dieſen Fällen hat jedoch der Eigentümer nach Schluß jedes 
Wirtſchaftsjahrs der Forſtaufſichtsbehörde eine Beſcheinigung ſeines leitenden Forſtſachverſtändigen 
oder der Vereinigung darüber einzureichen, daß der Wald nach den Vorſchriften des Wirtſchafts⸗ 
plans ordnungsmäßig bewirtſchaftet worden iſt und unzuläſſige Nutzungen nicht gezogen 
worden ſind. , 

(12) Wenn der Eigentümer die Bewirtſchaftung des Waldes der Aufſicht einer Landwirt⸗ 
ſchaftskammer unterſtellt und dieſe die Aufſicht übernommen hat, jo beſchränkt ſich die Aufficht 
der Forſtaufſichtsbehörde auf die Oberaufficht. Der Landwirtſchaftskammer liegen in dieſem Falle 
die nach den Abſ. 1 bis 11 der Forſtaufſichtsbehörde zugewieſenen Aufgaben ob. Der allgemeine 
Wirtſchaftsplan, Mehreinſchläge über das Zehnfache des im Wirtſchaftsplane vorgeſehenen jähr⸗ 
lichen Abnutzungsſatzes, außerordentliche Kahlſchläge, die außerhalb des Rahmens der mieher; 
einzuſparenden Mehreinſchläge liegen, und die Umwandlung in eine andere Nutzungsart bedürfen 
jedoch der Genehmigung der Forſtaufſichtsbehörde. Zu Zwangsmaßnahmen iſt die Landwirtſchafts⸗ 
kammer nicht befugt. Verſtößt der Eigentümer gegen den Wirtſchaftsplan oder kommt er den 
Anordnungen der Landwirtſchaftskammer nicht nach, ſo hat dieſe der Forſtaufſichtsbehörde den 
Sachverhalt anzuzeigen. Die Forſtaufſichtsbehörde hat die erforderlichen Anordnungen zu treffen 
und durchzuführen. Auch ohne eine Anzeige der Landwirtſchaftskammer kann die Forſtaufſichts⸗ 
behörde jederzeit die Vorlage des Wirtſchaftsplans und des Prüfungsbuchs verlangen. Bei 
Gefahr im Verzuge oder offenbarer Mißwirtſchaft kann die Forſtaufſichtsbehörde einſchreiten und 
die erforderlichen Anordnungen treffen. Die Landwirtſchaftskammer iſt, ſoweit tunlich, vorher 
zu hören. 

(13) Für die Durchführung der Anordnungen gelten die Vorſchriften der 88 132 und 133 
des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (Geſetzſamml. S. 195) 
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mit der Maßgabe, daß dem Eigentümer, der dem Wirtſchaftsplane zuwider Holz ſchlägt oder ſchlagen 
läßt, auch Geldſtrafen bis zur Höhe des halben Wertes des unzuläſſig gewonnenen Holzes an⸗ 
gedroht und gegen ihn feſtgeſetzt werden können, und daß ihm ferner bei erheblichen Verſtößen 
gegen den Wirtſchaftsplan auch die Bewirtſchaftung des Waldguts oder des Schutzforſtes bis zur 
Dauer von fünf Jahren entzogen und einem Verwalter übertragen werden kann. 

(14) Gegen die Entſcheidungen der Forſtaufſichtsbehörde findet innerhalb zwei Wochen die 
Beſchwerde an den Oberpräſidenten und gegen den von dem Oberpräſidenten auf die Beſchwerde 
erlaſſenen Beſcheid innerhalb gleicher Friſt die Klage bei dem Oberverwaltungsgerichte nach Maß⸗ 
gabe der Beſtimmungen des § 127 Abſ. 3 und 4 des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung 
vom 30. Juli 1883 (Geſetzſamml. S. 195) ſtatt. 

(15) Gegen die Feſtſetzung und Ausführung eines Zwangsmittels findet nur die Beſchwerde 
im Aufſichtsweg innerhalb zwei Wochen ſtatt. Sie hat aufſchiebende Wirkung, ſofern dieſe nicht 
in der Entſcheidung der Forſtaufſichtsbehörde wegen unmittelbarer Gefahr einer Waldverwüſtung 
ausgeſchloſſen wird. 

(16) Die Vorſchriften gelten ſinngemäß auch für den Nutzungsberechtigten. 


Koſten der Forſtaufſicht. 


§ 159. 

Die Koſten der ihm obliegenden forſtmäßigen Bewirtſchaftung des Waldes und die Koſten 
einer gemäß § 158 Abſ. 13 angeordneten Verwaltung des Waldguts oder des Schutzforſtes hat der 
Eigentümer oder der Nutzungsberechtigte zu tragen. Die Koſten der ſtaatlichen Forſtaufſicht fallen 
unbeſchadet der Vorſchrift des 5 158 Abſ. 3 und 4 der Staatskaſſe zur Laſt. Die durch Aufſicht 
der Landwirtſchaftskammer oder ſtaatlich anerkannten Waldbeſitzervereinigung entſtehenden Koſten 
fallen dem Eigentümer oder dem Nutzungsberechtigten zur Laſt. 


II. 
Teilungs⸗ und Veräußerungsbeſchränkungen. 
S 160. 


(1) Zur Teilung des zum Waldgut oder Schutzforſte gehörenden Grundbeſitzes ſowie zu ſeiner 
Veräußerung im ganzen oder in Teilen iſt die Genehmigung der Forſtaufſichtsbehörde erforderlich. 
Die Genehmigung zur Abtrennung oder Veräußerung von nicht forſtlich genutzten Flächen darf 
nicht verſagt werden, wenn nach dem Gutachten des Landeskulturamtspräſidenten hierdurch der 
Beſtand des Waldguts oder des Schutzforſtes nicht gefährdet wird. 

(2) Wenn ſich die abzutrennende Fläche nach ihrer Beſchaffenheit und ihrem Umfange zu 
nachhaltiger forſtmäßiger Bewirtſchaftung eignet, kann die Genehmigung davon abhängig 
gemacht werden, daß der Wald vor Mißwirtſchaft und unwirtſchaftlicher Zerſplitterung geſchützt 
wird. Beſonders kann verlangt werden, daß dieſe Fläche einem anderen Waldgut oder Schutzforſte 
zugeſchlagen oder daß aus ihr ein ſelbſtändiges Waldgut oder ein ſelbſtändiger Schutzforſt gebildet 
wird. Die Bildung des Waldguts oder des Schutzforſtes erfolgt in dieſem Falle auf Veranlaſſung 
der Forſtaufſichtsbehörde durch die nach § 170 zuſtändige Behörde. 

(3) Soll in einem Verwendungsverfahren oder ſonſt auf Grund eines Unſchädlichkeits⸗ 
zeugniſſes ein Grundſtück, das nicht größer als zwei Hektar iſt, von dem Waldgut oder dem Schutzforſt 
abgetrennt werden, ſo genügt die Genehmigung der Landeskulturbehörde. Dieſe hat die Forſt⸗ 
aufſichtsbehörde von der Genehmigung zu benachrichtigen. 

(4) Zur Veräußerung im Wege der Zwangsvollſtreckung bedarf es der Genehmigung nur, 
wenn ſich die Veräußerung nicht auf den geſamten zum Waldgut oder Schutzforſte gehörenden 
Grundbeſitz, ſondern auf Teile erſtreckt. Die Veräußerung iſt jedoch auch in diefem Falle ohne Ge- 
nehmigung zuläſſig, wenn die Zwangsvollſtreckung wegen öffentlicher Laſten oder Abgaben betrieben 
wird oder wegen ſolcher Belaſtungen, die vor der Eintragung der Waldgutseigenſchaft oder des 
Schutzforſtvermerkes begründet worden ſind. Erfolgt die Zwangsvollſtreckung wegen einer Guts⸗ 
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ſchuld, die nach den bisherigen Beſtimmungen mit Genehmigung der Aufſichtsbehörde auf einem 
Waldgut oder einzelnen dazugehörigen Grundſtücken eingetragen worden iſt, oder wegen einer 
Belaſtung, die bei ihrer Begründung auf den geſamten zum Waldgut oder Schutzforſte gehörenden 
Grundbeſitz erſtreckt worden iſt, ſo bedarf es einer Genehmigung nur, wenn der betreibende 
Gläubiger bei einer Geſamtbelaſtung die Zwangsvollſtreckung auf einen Teil der belaſteteten und 
zur Zeit der Zwangsvollſtreckung noch zu dem Waldgut oder Schutzforſte gehörenden Grundſtücke 
beſchränkt. 

(5) Iſt zu einer Veräußerung im Wege der Zwangsvollſtreckung die Genehmigung erforder⸗ 
lich, ſo hat ſie das Vollſtreckungsgericht vor dem Verſteigerungstermin einzuholen; falls erſt in 
dem Verſteigerungstermine von dem betreibenden Gläubiger die Zwangsvollſtreckung auf einen 
Teil der belaſteten und noch zum Waldgut oder Schutzforſte gehörenden Grundſtücke beſchränkt wird, 
iſt fie vor der Erteilung des Zuſchlags einzuholen. Das Vollſtreckungsgericht hat ferner bei der 
Zwangsverſteigerung und Zwangsverwaltung eines Waldguts oder Schutzforſtes oder einzelner 
ihrer Grundſtücke von Amts wegen die Beſchlüſſe und Terminbeſtimmungen, die es den Beteiligten 
zuzuſtellen hat, und den Zuſchlagsbeſchluß der Forſtaufſichtsbehörde zuzuſtellen. Dieſe iſt zur 
Einlegung der Beſchwerde gegen den Zuſchlagsbeſchluß berechtigt, wenn die Vorſchriften des 
Waldguts⸗ oder Schutzforſtrechts verletzt ſind. 


§ 161. 

Durch einen Eigentumswechſel, der ſich auf den geſamten zu dem Waldgut oder Schutzforſte 
gehörenden Grundbeſitz erſtreckt, wird der Fortbeſtand des Waldguts oder des Schutzforſtes nicht 
berührt. Das gleiche gilt, wenn das Eigentum am Waldgut oder Schutzforſte mehreren gemein⸗ 
ſchaftlich oder zur geſamten Hand zuſteht und ein Wechſel in der Perſon des Berechtigten eintritt. 


§ 162. 

(1) Werden Teile des zum Waldgut oder Schutzforſte gehörenden Grundbeſitzes mit der 
erforderlichen Genehmigung veräußert oder abgetrennt, ſo hat das Grundbuchamt auf Grund der 
Genehmigung die Waldgutseigenſchaft oder den Schutzforſtvermerk bei den Grundſtücken, auf die 
ſich die Genehmigung bezieht, zu löſchen. 

(2) Iſt bei der Genehmigung ein Vorbehalt im Sinne des § 160 Abſ. 2 gemacht worden, 
ſo darf die Löſchung der Waldgutseigenſchaft oder des Schutzforſtvermerkes nur mit Genehmigung 
der Forſtaufſichtsbehörde oder, falls aus den abzutrennenden Grundſtücken ein ſelbſtändiges Wald⸗ 
gut oder ein ſelbſtändiger Schutzforſt gebildet werden ſoll, auf Erſuchen der für die Bildung des 
Waldguts oder des Schutzforſtes zuſtändigen Behörde (§ 170) erfolgen, ſofern die Forſtaufſichts⸗ 
behörde ſich nicht mit einer anderen Regelung einverſtanden erklärt. Iſt das Eigentum an den 
abzutrennenden Grundſtücken ſchon vor dem hiernach ſich ergebenden Zeitpunkte der Löſchung der 
Waldgutseigenſchaft oder des Schutzforſtvermerkes kraft Geſetzes übergegangen, ſo ſind die Grund— 
ſtücke von dem Grundbuchblatte des Waldguts oder des Schutzforſtes abzuſchreiben. Auf dem neuen 
Grundbuchblatt iſt von Amts wegen bei den Grundſtücken einzutragen, daß ſie der ſtaatlichen Forſt— 
aufſicht nach §S 157 und § 158 und den ſich aus § 160 ergebenden Teilungs- und Veräußerungs- 
beſchränkungen unterliegen. Für die Löſchung des Vermerkes gilt Satz 1 entſprechend. 


§ 163. 

(1) Tritt bei Teilen des zum Waldgut oder Schutzforſte gehörenden Grundbeſitzes ein Eigen- 
tumswechſel ein, der keiner Genehmigung bedurfte, ſo ſind die Grundſtücke von dem Grundbuch— 
blatte des Waldguts oder des Schutzforſtes abzuſchreiben. Auf dem neuen Grundbuchblatt iſt bei 
den Grundſtücken von Amts wegen einzutragen, daß ſie der ſtaatlichen Forſtaufſicht nach § 157 
und § 158 und den ſich aus § 160 ergebenden Teilungs- und Veräußerungsbeſchränkungen unter⸗ 
liegen. Für die Löſchung dieſes Vermerkes gilt $ 162 Abſ. 2 Satz 1 entſprechend. 

(2) Soweit die Grundſtücke ſich zu nachhaltiger forſtmäßiger Bewirtſchaftung eignen und 
im Eigentume desſelben Eigentümers ſtehen oder mehreren gemeinſchaftlich oder zur geſamten 
Hand gehören, kann die Forſtaufſichtsbehörde bei der nach § 170 zuſtändigen Behörde die Bildung 
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eines ſelbſtändigen Waldguts oder eines ſelbſtändigen Schutzforſtes beantragen, ſofern der Wald 
nicht auf andere Weiſe vor Mißwirtſchaft oder unwirtſchaftlicher Zerſplitterung geſchützt wird. 
Liegen dieſe Vorausſetzungen nicht vor, hat die Forſtaufſichtsbehörde die Genehmigung zur Löſchung 
des Vermerkes im Sinne des Abſ. 1 Satz 2 zu erteilen. 


8 164. 
Sind durch Abtrennungen von Teilen des zu einem Waldgut oder einem Schutzforſte ge⸗ 
hörenden Grundbeſitzes die für die Bildung des Waldguts oder des Schutzforſtes erforderlichen 
Vorausſetzungen weggefallen, ſo richtet ſich das weitere Verfahren nach § 169. 


III. 
Anerbenrecht bei Waldgütern. 
§ 165. 
(1) Das Waldgut fällt, wenn der Eigentümer von mehreren Perſonen beerbt wird und 
keine abweichende Verfügung von Todes wegen getroffen hat, als Teil der Erbſchaft kraft Geſetzes 
einem der Erben als Gutserben (Anerben) zu. 


(2) An die Stelle des Waldguts tritt im Verhältniſſe der Miterben untereinander der 
Gutswert. § 69 findet Anwendung. Auf Antrag eines Beteiligten iſt ein von der Landwirt⸗ 
ſchaftskammer zu benennender Sachverſtändiger darüber zu hören, ob der feſtgeſtellte Einheitswert 
im Hinblick auf die Erhaltung der Lebensfähigkeit des Waldguts der Billigkeit entſpricht. 

(8) Von dem Gutswerte gebührt dem Gutserben die Hälfte als Voraus. Die Beſtimmungen 
der S$ 11, 14, § 15 Abſ. 3, §§ 16, 19, § 20 Abſ. 2, 5 22 und 8 25 Ziff. 1 des Höfegeſetzes für 
die Provinz Hannover in der Faſſung der Bekanntmachung vom 9. Auguſt 1909 (Geſetzſamml. 
S. 662) ſowie des § 33 Abſ. 1 und 3 des Geſetzes, betreffend das Anerbenrecht bei Landgütern in 
der Provinz Weſtfalen, vom 2. Juli 1898 (Geſetzſamml. S. 139) gelten entſprechend. Der Verzicht 
auf das Gutserbenrecht iſt dem Nachlaßgerichte gegenüber zu erklären. Die Eintragung des Guts⸗ 
erben im Grundbuch erfolgt auf Grund eines Gutsfolgezeugniſſes des Nachlaßgerichts. Auf Antrag 
eines Beteiligten kann das Nachlaßgericht nach Anhörung der übrigen Beteiligten beſtimmen, daß 
von der Tilgung der auf dem Waldgute ruhenden Schulden (§ 14 des Höfegeſetzes) abzuſehen iſt. 
Die Reihenfolge mehrerer vorkaufsberechtigter Beteiligter regelt ſich nach den Beſtimmungen 
des Abſ. 4. 

(4) Als Gutserben ſind zunächſt die Abkömmlinge, der Ehegatte und die Eltern des Erblaſſers 
ſowie ſeine Geſchwiſter und deren Abkömmlinge berufen. Die Vorſchriften des § 10 des genannten 
Höfegeſetzes mit Ausnahme des Satzes 2 unter Ziffer 1 Abſ. 3 gelten entſprechend. Alsdann 
ſind die geſetzlichen Erben der ſpäteren Ordnungen (88 1926 ff. des Bürgerlichen Geſetzbuchs) 
berufen; treffen mehrere gleichberechtigte Erben zuſammen, ſo wird der Anerbe unter ſinngemäßer 
Anwendung der vorbezeichneten Vorſchriften beſtimmt; innerhalb der einzelnen Stämme entſcheidet 
der Vorzug des männlichen Geſchlechts und der Erſtgeburt. Perſonen, die zur Zeit des Todes 
des Erblaſſers entmündigt ſind, ſtehen den übrigen Miterben nach, ſofern die Anfechtungsklage 
rechtskräftig abgewieſen oder nicht innerhalb der geſetzlichen Friſt erhoben wird. 

() Hinterläßt der Erblaſſer mehrere Waldgüter oder außer dem Waldgute noch ein Wein-, 
Deich⸗ oder Landgut, jo können, unbeſchadet abweichender Beſtimmungen des Erblaſſers, die 
als Gutserben Berufenen in der Reihenfolge ihrer Berufungen je ein Gut wählen. Sind mehr 
Güter als Berechtigte vorhanden, ſo wird die Wahl in der gleichen Reihenfolge wiederholt. Das 
Nachlaßgericht kann jedoch auf Antrag einem Gutserben, und zwar zunächſt dem zuerſt berufenen, 
nach Anhörung der übrigen Gutserben geſtatten, mehrere benachbarte Güter vorweg zu wählen, 
wenn ihre gemeinſchaftliche Bewirtſchaftung durch einen Gutserben zweckmäßig erſcheint. Der 
Mehrbetrag der Nachlaßverbindlichkeiten (§ 14 Abſ. 1 Satz 2, Abſ. 2 des genannten Höfegeſetzes) 
iſt auf die Gutserben und die Güter nach dem Verhältniſſe des Gutswerts der Güter zu verteilen. 
Das Eigentum an den Gütern geht mit der Auseinanderſetzung auf die Gutserben über. Im 
Zweifelsfall iſt der Zeitpunkt des Überganges vom Nachlaßgerichte feſtzuſtellen. Die Beſtimmungen 
des § 24 Ziff. 2 Abſ. 2 des genannten Höfegeſetzes gelten entſprechend. 
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(6) Gehört das Waldgut zu einer ehelichen oder fortgeſetzten Gütergemeinſchaft, ſo gelten 
für die Auseinanderſetzung der Gütergemeinſchaft die Vorſchriften der Abſ. 2 und 3 entſprechend. 
Das Eigentum an dem Waldgute geht mit der Auseinanderſetzung auf den Gutserben über. Macht 
der überlebende Ehegatte von der ihm nach dem ehelichen Güterrechte zuſtehenden Befugnis zur 
Übernahme des Gutes Gebrauch, ſo gilt er als Gutserbe. Die Beſtimmungen der Sätze 1 und 2 
ſind anwendbar. Erfolgt die Auseinanderſetzung bei Beſtehen der Ehe, ſo kann, ſofern ſich nicht 
aus § 1477 Abſ. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs ein anderes ergibt, in erſter Linie der Ehemann 
erklären, daß er das Gut übernehmen wolle. 

(7) Das Nachlaßgericht hat auf Antrag eines Beteiligten eine gütliche Veiel über 
die Auseinanderſetzung zu verſuchen und dabei auf die Erhaltung der Leiſtungsfähigkeit des 
Waldguts hinzuwirken. Erfolgt eine Einigung nicht, ſo kann das Nachlaßgericht auf Antrag 
eines Beteiligten nach Anhörung der übrigen beſtimmen, daß die Abfindung nicht in Kapital, 
ſondern durch Entrichtung einer Rente gewährt wird. Die Vorſchriften des § 20 Abſ. 5 und des 
§ 21 des Geſetzes, betreffend das Anerbenrecht bei Renten- und Anſiedlungsgütern, vom 8. Juni 
1896 (Geſetzſamml. S. 124) finden in dieſem Falle entſprechende Anwendung. Das Nachlaß— 
gericht kann bei Anderung der allgemeinen oder der perſönlichen Verhältniſſe der Beteiligten 
beſtimmen, daß der Berechtigte die Ablöſung der Rente beanſpruchen kann. Wird von einer 
öffentlichen Kreditanſtalt dem Eigentümer des Waldguts zur Ablöſung einer im Grundbuch 
eingetragenen Abfindung ein Tilgungsdarlehn gewährt, jo gelten die Beſtimmungen des § 31 
des Geſetzes, betreffend das Anerbenrecht bei Landgütern in der Provinz Weſtfalen, vom 2. Juli 
1898 (Geſetzſamml. S. 139) entſprechend. 

(8) Die Befugnis des Gutseigentümers, über das Waldgut von Todes wegen abweichend 
zu verfügen, bleibt unberührt. 

(9) Das Anerbenrecht ruht, ſolange das Waldgut noch fideikommiſſariſch gebunden iſt. St 
der Eigentümer nach dem Freiwerden des Vermögens noch nach Art eines Vorerben in der 
Verfügung über das Waldgut beſchränkt, fo wird das Anerbenrecht erſt wirkſam, wenn die Be⸗ 
ſchränkung weggefallen iſt. 

(10) Die Beſtimmungen der geltenden Anerbenrechte ſind auf die Waldgüter nicht 
anwendbar, ſoweit nicht in den vorſtehenden Vorſchriften auf ſie verwieſen iſt. 


k. Zuſchlagung von Grundſtücken nach Bildung GG Waldguts oder des 
Schutzforſtes. 
§ 166. 


(1) Der Eigentümer kann dem Waldgut oder dem Schutzforſte Grundbeſitz nur mit 
Genehmigung der Forſtaufſichtsbehörde zuſchlagen. Fit die zuzuſchlagende Fläche größer als fünf- 
undzwanzig Hektar, ſo bedarf es der durch die Forſtaufſichtsbehörde einzuholenden Genehmigung 
des Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. Die Genehmigung der Zuſchlagung von 
Grundbeſitz zu dem Waldgut iſt zu erteilen, wenn ſie zur Erhaltung des Waldguts erforderlich iſt. 

(2) Für die Zuſchlagung von Grundſtücken bis zu zwei Hektar in einem Verwendungsverfahren 
oder ſonſt auf Grund eines Unſchädlichkeitszeugniſſes genügt die Genehmigung der Landeskultur⸗ 
behörde. Dieſe hat der Forſtaufſichtsbehörde von der Erteilung der Genehmigung Mitteilung 
zu machen. 

(6) Die Eintragung der Waldgutseigenſchaft oder des Schutzforſtvermerkes bei den zur 
geſchlagenen Grundſtücken erfolgt auf Grund der Genehmigung von Amts wegen bei der Über- 
tragung der Grundſtücke auf das Grundbuchblatt des Waldguts oder des Schutzforſtes. 


g. Teilung der Waldgüter und der Schutzforſten. 
R 167. 


Auf Antrag des Eigentümers können Waldgüter und Schutzforſten in der Weiſe geteilt 
werden, daß aus den Teilen ſelbſtändige Waldgüter oder Schutzforſten gebildet werden, wenn die 
Vorausſetzungen hierfür vorliegen. 
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h. Umwandlung von Waldgütern und Schutzforſten. 
8 168. 

(1) Ein Waldgut kann auf Antrag des Eigentümers in einen Schutzforſt umgewandelt 
werden. Grundſtücke, die einem Schutzforſte nicht einverleibt werden können, ſind bei der Um⸗ 
wandlung auszuſcheiden. 

(2) Ein Schutzforſt kann auf Antrag des Eigentümers in ein Waldgut umgewandelt werden, 
wenn die Vorausſetzungen für die Bildung eines Waldguts vorliegen. 


i. Aufhebung der Waldgüter und der Schutzforſten. 


S 169. 

Ein Waldgut oder ein Schutzforſt iſt auf Antrag aufzuheben, wenn die für ſeine Bildung 
feſtgeſtellten Vorausſetzungen weggefallen ſind, insbeſondere wenn ein Waldgut die wirtſchaftliche 
Selbſtändigkeit verloren hat. Wenn bei einem Teile des Waldguts oder des Schutzforſtes die 
Vorausſetzungen ſeiner Einbeziehung in das Waldgut oder den Schutzforſt weggefallen ſind, kann 
die Waldguts⸗ oder Schutzforſteigenſchaft dieſes Teiles aufgehoben werden. Antragsberechtigt ift 
auch die Forſtaufſichtsbehörde. 


k. Sonſtige Beſtimmungen. 


§ 170. 
Über die Bildung eines Waldguts oder eines Schutzforſtes nach § 160 Abſ. 2 und § 163 
Abſ. 2 und über die Anträge nach SS 167 bis 169 entſcheiden die Auflöſungsbehörden. Die Be⸗ 
ſtimmungen der SS 154 bis 156 finden entſprechende Anwendung. Das gleiche gilt, wenn bei 
Aufhebung eines Waldguts ein Schutzforſt zu bilden iſt (5 153 Abſ. 1 und 8 169). 


§ 171. 

(0 Solange die Fideikommißeigenſchaft bei den zum Waldgut oder Schutzforſte gehörenden 
Grundſtücken noch nicht im Grundbuche gelöſcht iſt, tritt an die Stelle der nach SS 160, 162 und 
163 erforderlichen Genehmigung der Forſtaufſichtsbehörde die Genehmigung der Auflöſungs⸗ 
behörde. Letztere hat vor ihrer Entſcheidung die Forſtaufſichtsbehörde zu hören. Dasſelbe gilt 
für Genehmigungen zu außerplanmäßigen Nutzungen nach $ 158. Zur Zuſchlagung von Grund⸗ 
beſitz zu dem Waldgut oder Schutzforſte nach § 166 Abſ. 1 bedarf es der Genehmigung des Juſtiz⸗ 
miniſters und des Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 

() Von der Löſchung der Fideikommißeigenſchaft im Grundbuche hat die Auflöſungsbehörde 
die Forſtaufſichtsbehörde zu benachrichtigen. 

§ 172. 

Gegen die auf Grund der Vorſchriften der SS 160, 162, 163 und 166 ergehenden Ent⸗ 
ſcheidungen der Forſtaufſichtsbehörde findet innerhalb zwei Wochen die Beſchwerde an den Miniſter 
für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten ſtatt. 

l. Waldſtiftungen. 
§ 178. 

Die Satzung einer auf Grund des § 14 der Zwangsauflöſungsverordnung vom 19. No⸗ 
vember 1920 (Geſetzſamml. S. 463) in ihrer bis zum 1. Oktober 1930 geltenden Faſſung ge⸗ 
bildeten Waldſtiftung oder Waldgutsſtiftung kann nur mit Genehmigung der Aufſichtsbehörde ge⸗ 
ändert werden. f 

B. Deich⸗ und Weingüter. 
§ 174. 

(1) Beſteht ein Fideikommiß zu einem weſentlichen Teile aus deichpflichtigen Grundſtücken, 
ſo iſt ein Deichgut zu bilden, wenn dies nach dem Gutachten des Deichamts mit Rückſicht auf die 
gute bauliche Erhaltung der Deiche oder auf die Gewinnung oder Erhaltung von Weideland durch 
Polderdeiche im öffentlichen Intereſſe liegt. 
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(2) Gehören zu einem Fideikommiß Grundſtücke, die dem Weinbau dienen, jo iſt aus 
dieſen ſowie aus den zur Bewirtſchaftung und Erhaltung der Weinberge erforderlichen land— 
und forſtwirtſchaftlich genutzten Grundſtücken ein Weingut zu bilden, wenn dies im öffentlichen 
Intereſſe liegt. 

(8) Die für die Waldgüter geltenden Beſtimmungen finden ſinngemäß Anwendung. Eine 
Mindeſtgröße iſt nicht vorgeſchrieben. Zum Beſtandteil eines Weinguts können auch zerſtreut 
liegende, dem Weinbau dienende Grundſtücke erklärt werden. Aufſichtsbehörde über Deich- und 
Weingüter iſt der Regierungspräſident, in deſſen Bezirke das Gut liegt. Die Vorlegung eines 
Wirtſchaftsplans findet nicht ſtatt. 


C. Landgüter. 


§ 175. 

(1) Auf die Landgüter, die auf Grund des § 16 der Zwangsauflöſungsverordnung vom 
19. November 1920 (Geſetzſamml. S. 463) in ihrer bis zum 1. Oktober 1930 geltenden Faſſung 
gebildet worden ſind, ſind die Beſtimmungen über Waldgüter entſprechend anzuwenden. Aufſichts⸗ 
behörde iſt der Landeskulturamtspräſident. Ihm ſtehen dieſelben Befugniſſe zu wie dem Regierungs⸗ 
präſidenten bei Waldgütern. Die Vorlegung eines Wirtſchaftsplans findet nicht ſtatt. 

(2) Ein Land- und Waldgut oder ein Wald- und Landgut ſteht ſowohl unter Aufſicht der 
Forſtaufſichtsbehörde als auch unter der Aufſicht des Landeskulturamtspräſidenten. Die Aufſicht 
wird im gegenſeitigen Einvernehmen ausgeübt. 


D. Gemeinnützige Anſtalten und Leiſtungen. 
§ 176. 

(1) Kranken-, Armen⸗ und Waiſenhäuſer ſowie andere gemeinnützige Anſtalten und Ein⸗ 
richtungen, die zum Fideikommißvermögen gehören, können nach Beginn der Zwangsauflöſung 
auf Antrag des Beſitzers mit Zuſtimmung des nächſten Folgeberechtigten und des Anfallberechtigten 
(88 5 bis 7) durch Beſchluß der Auflöſungsbehörde auf den Staat, eine Gemeindebehörde, einen 
Armenverband, eine Stiftung oder eine andere Rechtsperſon mit deren Zuſtimmung übertragen 
oder in eine Stiftung umgewandelt werden; bei Feſtſtellung der Satzung einer ſolchen Stiftung 
iſt auf die Rechte und Intereſſen der Familienmitglieder tunlichſt Rückſicht zu nehmen. 

(2) Die Auflöſungsbehörde hat auf die Stellung entſprechender Anträge, und zwar ſchon 
vor Auflöſung des Familienfideikommiſſes, hinzuwirken, wenn die Erhaltung der Anſtalt oder 
Einrichtung im öffentlichen Intereſſe liegt. 

(3) Der Übergang des Vermögens tritt mit der Rechtskraft des Beſchluſſes der Auflöſungs— 
behörde ein. Im Falle der Übertragung hat der Beſchluß deren Bedingungen feſtzuſetzen, ins⸗ 
beſondere über die Unterhaltung und die Benutzung der Anſtalt zu beſtimmen. 


8177 

(1) War der Beſitzer vor Auflöſung des Familienfideikommiſſes zur Unterhaltung oder 
Unterſtützung einer gemeinnützigen Anſtalt oder Einrichtung oder zu anderen gemeinnützigen 
Leiſtungen verpflichtet, ſo bleibt die Verpflichtung zur Fortgewährung der Leiſtungen, ſoweit nicht 
nach Inhalt einer nach § 176 erfolgten Regelung ein anderes zu gelten hat, auch nach der Auf- 
löſung beſtehen. 

(2) Im Streitfall entſcheidet über das Beſtehen der Leiſtungspflicht auf Antrag eines 
Beteiligten (Beſitzer, Anſtaltsvertreter, Staat, Gemeinde uſw.) die Auflöſungsbehörde; §§ 212, 
213 ſind anwendbar. 

(3) Die Auflöſungsbehörde kann beim Vorliegen beſonderer Umſtände auf Antrag des 
Beſitzers nach freiem Ermeſſen eine Minderung oder den Wegfall der Leiſtungspflicht beſtimmen, 
wenn die Aufrechterhaltung der vollen Leiſtungspflicht in Anbetracht der Zwangsauflöſung des 
Familienguts und mit Rückſicht auf die Wirtſchaftslage des Familienguts und ſeines Inhabers 
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unbillig erſcheint, oder wenn das Bedürfnis nach Aufrechterhaltung der Anſtalt oder der gemein⸗ 
nützigen Leiſtungen infolge Aufhebung des Fideikommiſſes und der dadurch herbeigeführten 
Anderung in den Verhältniſſen des Gutes und ſeiner Umgebung weggefallen oder erheblich ab- 
geſchwächt iſt. 

§ 178. 

(1) Die Auflöſungsbehörde hat vor Exteilung des Fideikommißauflöſungsſcheins die zur 
Sicherung der Leiſtungen erforderlichen Maßnahmen zu treffen, wenn die Leiſtungspflicht 
feſtſteht; ſie kann namentlich die Eintragung einer Reallaſt oder Rentenſchuld auf zum Ver⸗ 
mögen gehörigen Grundſtücken zugunſten der Anſtalt, Stiftung oder ſonſtigen Rechtsperſon oder 
eines von ihr zu beſtellenden Pflegers (Treuhänder) anordnen und das Grundbuch um die er⸗ 
forderlichen Eintragungen erſuchen. 

(2) Sie kann ferner die Auswerfung und Hinterlegung von Kapitalien aus dem Fidei⸗ 
kommißvermögen und zur Beſchaffung der erforderlichen Geldmittel die Veräußerung von Grund— 
beſitz aus dem Vermögen anordnen; zu einer ſolchen Veräußerung ſoll nur geſchritten werden, 
wenn der Beſitzer zuſtimmt oder auf andere Weiſe eine Sicherung nicht zu ermöglichen iſt. 


§ 179. 

Die Auflöſungsbehörde kann die Auswerfung und Hinterlegung von Kapitalien auf Antrag 
des Beſitzers auch zur Ablöſung regelmäßig wiederkehrender gemeinnütziger Leiſtungen, insbeſondere 
von Naturalleiſtungen, anordnen, zu denen der Beſitzer nach Feſtſtellung der Auflöſungsbehörde 
verpflichtet iſt. Auf Antrag eines Beteiligten ſind ferner ſolche Leiſtungen abzulöſen, die nach 
bisherigem Rechte einer Anſtalt gegenüber dem Beſitzer oder der Familie oblagen. Die näheren 
Beſtimmungen zur Ablöſung der Leiſtungen (Satz 1 und 2) trifft die Auflöſungsbehörde nach 
freiem Ermeſſen. 

S 180. 

Vor den Maßnahmen aus SS 176, 178 oder § 179 einſchließlich der Feſtſtellung der 
Satzung einer Stiftung und vor den Entſcheidungen aus § 177 find außer dem Beſitzer und außer 
dem Übernehmer einer Anſtalt auch der nächſte Folgeberechtigte und der Anfallberechtigte zu hören. 
Ferner iſt der Regierungspräſident des Bezirkes zu hören, in dem die Anſtalt oder Einrichtung ſich 
befindet. Von der Anhörung des Regierungspräſidenten kann in Fällen von minderer Bedeutung 
abgeſehen werden; hierüber entſcheidet die Auflöſungsbehörde endgültig. 


E. Die Erhaltung von Kunſtwerken und Sammlungen. 
§ 181. 

(1) Gehören zu einem Familienfideikommiß Gegenſtände, die einen beſonderen künſtleriſchen, 
wiſſenſchaftlichen oder geſchichtlichen Wert haben, namentlich Sammlungen (Gemäldegalerien, 
Büchereien, Archive uſw.), jo hat die Auflöſungsbehörde Vorſorge zu treffen, daß die Gegenſtände 
dem Inland erhalten werden, und darauf hinzuwirken, daß vorhandene Sammlungen zuſammen— 
bleiben, ſoweit das öffentliche Intereſſe es erfordert; dies gilt insbeſondere, wenn die Beſorgnis 
beſteht, daß ein Archiv in Verluſt gerät. 

(2) Mit Zuſtimmung des Beſitzers, des nächſten Folgeberechtigten und des Anfallberech- 
tigten kann die Auflöſungsbehörde namentlich die Umwandlung von Sammlungen in eine Stif— 
tung oder ihre Übertragung auf eine ſolche oder auf eine andere Rechtsperſon anordnen; der Über— 
gang des Eigentums erfolgt mit Rechtskraft der Beſchlüſſe der Auflöſungsbehörde; in dem Be- 
ſchluſſe ſind die Bedingungen der Übertragung feſtzuſetzen. 

(3) Bei Feſtſtellung der Satzung einer Stiftung iſt im Einvernehmen mit dem Beſitzer für 
zureichende Ausſtattung der Stiftung mit Geldmitteln aus dem Fideikommißvermögen Vorſorge 
zu treffen und den Intereſſen des Gemeinwohls durch Anordnung einer entſprechenden Beſuchs— 
und Benutzungsordnung Rechnung zu tragen. 

(4) Legt der Beſitzer Beſchwerde wegen einer Satzungsbeſtimmung ein, der er nicht zugeſtimmt 
hat, ſo iſt der Umwandlungsbeſchluß aufzuheben. 
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§ 182. 

(1) Die Erteilung der Genehmigung zu Verfügungen gemäß den 88 1, 2 Abſ. 2 der Ver⸗ 
ordnung über den Schutz von Denkmalen und Kunſtwerken vom 8. Mai 1920 (Reichs-Geſetzbl. 
S. 913) liegt in Anſehung der zum Fideikommißvermögen gehörigen Gegenſtände der Auflöſungs⸗ 
behörde ob. 


(2) Der Beſitzer kann beantragen, daß der Kreis der zum Familiengute gehörigen Gegen- 
ſtände, auf welche das Verbot des § 1 der genannten Verordnung Anwendung finden ſoll, durch die 
Auflöſungsbehörde feſtgeſtellt wird. In dieſem Falle hat die Auflöſungsbehörde dem Beſitzer eine 
angemeſſene Friſt zu beſtimmen, binnen welcher er ihr ein Verzeichnis der zum Vermögen ge- 
hörenden Gegenſtände von geſchichtlichem, wiſſenſchaftlichem oder künſtleriſchem Werte unter Ver— 
ſicherung der Richtigkeit ſeiner Angaben einzureichen hat; ſie kann von ihm eine eidesſtattliche 
Verſicherung über die Richtigkeit und Vollſtändigkeit des Verzeichniſſes fordern. 

(3) Die Auflöſungsbehörde hat ſodann nach Anhörung des Beſitzers auf Grund einer 
Sachunterſuchung, in geeigneten Fällen auf Grund einer Augenſcheinseinnahme oder einer gut— 
achtlichen Außerung von Sachverſtändigen zu entſcheiden, inwieweit ein beſonderes öffentliches 
Intereſſe an der Bewahrung der Gegenſtände im Inland und der Erhaltung der vorhandenen 
Sammlungen beſteht und demgemäß die Vorſchriften der genannten Verordnung auf die zum 
Fideikommißvermögen gehörenden Gegenſtände Anwendung finden ſollen. d 

(4) Vor der Entſcheidung iſt der Provinzialkonſervator (Bezirks-, Landeskonſervator) zu hören. 

(6) Der Beſchluß des Auflöſungsamts iſt auch dem Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und 
Volksbildung zuzuſtellen; dieſer kann innerhalb zwei Monaten auf Entſcheidung des Landesamts 
für Familiengüter antragen. 

S 

Bei Maßnahmen aus den SS 181 und 182 ift die Vorſchrift des § 180 Satz 1 entſprechend 

anwendbar. 
§ 184. 

Die Beſtimmungen des § 182 gelten vom Inkrafttreten der Zwangsauflöſungsverordnung 
vom 19. November 1920 (Geſetzſamml. S. 463) für alle Familienfideikommiſſe bis zur Ertei⸗ 
lung des Fideikommißauflöſungsſcheins. 


7. Abſchnitt. 
Der Fideikommißauflöſungsſchein. 
§ 185. 

Die Auflöſungsbehörde hat die Beſcheinigung über das Erlöſchen der Fideikommißeigen⸗ 
ſchaft (Fideikommißauflöſungsſchein) zu erteilen, wenn die Anſprüche der Abfindungs- und Ver- 
ſorgungsberechtigten, der Angeſtellten und der übrigen Gläubiger getilgt oder ſichergeſtellt ſind oder 
ihr Einverſtändnis mit der Erteilung der Beſcheinigung nachgewieſen oder wenn feſtgeſtellt 
iſt, daß es keiner Sicherungsmaßnahmen bedarf, und wenn für die Bildung von Schutzforſten, 
Wald⸗, Wein- und Deichgütern ſowie für die gemeinnützigen Leiſtungen, Anſtalten, Sammlungen, 
Stiftungen und Verſorgungsmaſſen die erforderlichen Maßnahmen getroffen ſind. 


§ 186. 

(1) Sit das Fideikommiß nach § 8 erloſchen und ein Vertrag über die Regelung der Rechte 
der Anwärter und Anfallberechtigten nicht zuſtande gekommen, ſo hat die Auflöſungsbehörde vor der 
Erteilung des Fideikommißauflöſungsſcheins auch zu prüfen, ob ein Bedürfnis für die Beſtellung eines 
Pflegers nach § 17 Abſ. 2 und 4 beſteht und gegebenenfalls den Pfleger vor der Erteilung des 
Fideikommißauflöſungsſcheins zu beſtellen. 


e) In dem Fideikommißauflöſungsſcheine find die Beſchränkung des letzten Fideikommiß⸗ 
beſitzers durch das Recht des Nacherben, die Vorausſetzungen, unter denen der Nacherbfall eintritt, 
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die für die Beſtimmung der Perſon des Nacherben maßgebenden Umſtände und die etwaige Be⸗ 
ſtellung eines Pflegers zu bemerken. Das gleiche gilt, wenn beim Eintritte des Falles der Nacherb⸗ 
folge die Entſtehung eines Nießbrauchs nach § 23 Abſ. 2 oder § 25 Abſ. 3 in Frage kommt. 

(3) Eine weitere Sicherſtellung der Rechte des Nacherben und der im § 17 Abſ. 4 bezeichneten 
Rechte findet unbeſchadet der Vorſchrift des § 245 nicht ſtatt. 


1 § 187, 
Für einzelne Beſtandteile des Vermögens kann der Fideikommißauflöſungsſchein beim Vor⸗ 
liegen beſonderer Gründe auf Antrag ſchon früher erteilt werden; § 131 gilt entſprechend. 


§ 188. 
Die Auflöſungsbehörde hat darauf hinzuwirken, daß der Fideikommißauflöſungsſchein 
ſpäteſtens binnen drei Jahren ſeit der Auflöſung (§ 28) erteilt werden kann. 


S 189. 
Iſt der Fideikommißbeſitzer nach der Erteilung des Fideikommißauflöſungsſcheins nach Art 
eines Vorerben in der Verfügung über das Vermögen beſchränkt, ſo iſt vor Erteilung des Fidei⸗ 
kommißauflöſungsſcheins der zunächſt als Nacherbe in Betracht kommende Anwärter (Anfall⸗ 
berechtigte) zu hören. 
§ 190. 
(1) Nach dem Eintritte der Rechtskraft des Fideikommißauflöſungsſcheins hat die Auf⸗ 
löſungsbehörde das Grundbuchamt um die Löſchung der Fideikommißeigenſchaft zu erſuchen. 
2) Sit der Beſitzer nach der Erteilung des Fideikommißauflöſungsſcheins nach Art eines 
Vorerben in der Verfügung über das frei gewordene Vermögen beſchränkt, ſo hat die Auflöſungs⸗ 
behörde das Grundbuchamt zugleich um die Eintragung des Rechtes des Nacherben zu erſuchen. 


8 191. 


Über die Rechtskraft des Fideikommißauflöſungsſcheins hat die Auflöſungsbehörde dem Be⸗ 
ſitzer (Anfallberechtigten) eine Beſcheinigung zu erteilen. 


§ 192. 
Iſt der Fideikommißauflöſungsſchein rechtskräftig erteilt, ſo kann nicht geltend gemacht 
werden, daß die für ſeine Erteilung vorgeſchriebenen Vorausſetzungen nicht erfüllt waren. 


8. Abſchnitt. 
Die Haftung für Fideikommißſchulden nach Erteilung des Fideikommiß⸗ 
auflöſungsſcheins. 
Z § 193. 

() Nach der Erteilung des Fideikommißauflöſungsſcheins haftet der Beſitzer (Anfall⸗ 
berechtigte), in deſſen Hand das Fideikommiß freies Vermögen geworden iſt, unbeſchadet der Vor⸗ 
ſchriften der 55 147 bis 149 für Fideikommißſchulden auch mit dem Allodvermögen und für Allod— 
ſchulden auch mit dem früheren Fideikommißvermögen. Zu den Fideikommißſchulden im Sinne 
dieſer Beſtimmung gehören auch die perſönlichen Schulden, deren Aufnahme durch den Vorbeſitzer 
der Beſitzer zugeſtimmt hat. 

(2) Für die Haftung der Anteilsbeſitzer eines aufgelöſten Samtfideikommiſſes gelten die Be⸗ 
ſtimmungen der 88 2058 bis 2061 des Bürgerlichen Geſetzbuchs nach Maßgabe der SS 133 bis 149 
entſprechend. 

(3) Für Fruchtſchulden (§ 102 Abf. 2 Satz 1) haftet der Beſitzer nach der Erteilung des 
Fideikommißauflöſungsſcheins auch mit dem Stamme des früheren Fideikommißvermögens. 
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§ 194, 

() Iſt das Fideikommiß nach § 8 erloſchen, fo finden die Beſtimmungen des § 193 ent- 
ſprechende Anwendung, ſoweit ſich nicht aus den nachſtehenden Abſätzen etwas anderes ergibt. 

E) Als Fideikommißſchulden im Sinne des § 193 gelten nur die Schulden, für die die Vor⸗ 
ausſetzungen des § 102 Abſ. 1 zutreffen. ) 

(3) Nach der Erteilung des Fideikommißauflöſungsſcheins regelt ſich die Schuldenhaftung 
des Beſitzers, der nach Art eines Vorerben in der Verfügung über das frei gewordene Vermögen 
beſchränkt iſt (SS 15, 22, 24, 25), nach § 16. Er hat jede Zwangsvollſtreckung in das der Nacherb— 
ſchaft unterliegende Vermögen, die den beim Beſtehen einer Vorerbſchaft im Sinne des Bürger— 
lichen Geſetzbuchs geltenden Vorſchriften zuwiderläuft, unverzüglich dem zur Wahrung der Rechte 
des Nacherben Berufenen anzuzeigen. Für die ſchuldhafte Unterlaſſung der Anzeige iſt er dem Nach— 
erben haftbar. Dem zur Wahrung der Rechte des Nacherben Berufenen ſtehen gegen die Zwangs— 
vollſtreckungen dieſelben Rechtsbehelfe zu, die einem Nacherben im Sinne des Bürgerlichen Geſetz— 
buchs zuſtehen. Bei einem Nießbrauche (§ 23 Abſ. 2, § 25 Abſ. 3) gelten nur die zur Zeit der Ent⸗ 
ſtehung des Nießbrauchs vorhandenen Nachlaßverbindlichkeiten (§ 16 Abſ. 3) als vor der Beſtellung 
des Nießbrauchs entſtanden (95 1086 ff. des Bürgerlichen Geſetzbuchs). 


9. Abſchnitt. 
Die Auflöſungsbehörden und das Verfahren. 


a. Die Bildung und Beſetzung der Auflöſungsbehörden. 


§ 195. 
() Für die Geſchäfte der Auflöſung ſind beſondere Verwaltungsbehörden gebildet 
(Auflöſungsbehörden). 5 
(2) Die unteren Auflöſungsbehörden führen die Bezeichnung „Auflöſungsamt für Familien⸗ 
güter“; Zahl, Sitz und Bezirk der Auflöfungsämter werden vom Juſtizminiſter beſtimmt. Gegen 
ihre Entſcheidungen (Urteile, Beſchlüſſe und Verfügungen) findet die ſofortige Beſchwerde bei dem 
„Landesamt für Familiengüter“ in Berlin ſtatt. 


S 196. 

() Die Mitglieder der Auflöſungsämter ſowie des Landesamts einſchließlich der Vor⸗ 
ſitzenden (Präſidenten) und ihre Stellvertreter werden von der Staatsregierung in der erforderlichen 
Anzahl auf Vorſchlag des Juſtizminiſters und des Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen und 
Forſten ſowie der Zentralſtelle für den befeſtigten Grundbeſitz oder einer anderen Vertretung der 
Fideikommißbeſitzer auf die Dauer von fünf Jahren, ſoweit ſie Staatsbeamte ſind, zugleich auf die 
Dauer ihres Hauptamts, unter Feſtſetzung ihres Dienſtalters ernannt. Die Beſtellung kann ohne 
ihre Zuſtimmung nicht widerrufen werden. 

(2) Wird der Vorſitzende des Landesamts aus ſeinem Hauptamte früher in den Ruheſtand 
verſetzt, als es nach den für Richter geltenden Vorſchriften geſchehen könnte, jo iſt ihm bis zum Ab- 
laufe ſeiner Beſtellung der Unterſchied zwiſchen ſeinem Gehalt im Hauptamt und dem Ruhegehalt 
oder Wartegelde weiterzuzahlen. 


EIO UTS 

(1) Die Mitglieder der Auflöſungsbehörden müſſen die Befähigung zum Richteramt oder 
zum höheren Verwaltungsdienſte durch die große Staatsprüfung für den Richter- oder höheren 
Verwaltungsdienſt erworben haben. Dies gilt nicht von dem aus dem Kreiſe der Beſitzer vor⸗ 
geſchlagenen Beiſitzer und ſeinem Vertreter; dieſe werden ehrenamtlich beſtellt. 

(2) Die vom Juſtizminiſter vorzuſchlagenden Mitglieder der Auflöſungsämter und des 
Landesamts und ihre Vertreter ſind aus den bei den Oberlandesgerichten und dem Juſtiz⸗ 
miniſterium beſchäftigten Richtern und höheren Beamten zu wählen. 
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§ 198. 

() Den Vorſitz und die Vertretung im Vorſitze führt eines der vom Juſtizminiſter vor⸗ 
geſchlagenen Mitglieder. 

(2) Die Mitglieder werden durch den Vorſitzenden, dieſer wird durch ſeinen Stellvertreter 
vereidigt. 

§ 199. 

(1 Für die Mitglieder einſchließlich der Vorſitzenden gelten die Vorſchriften des Geſetzes, 
betreffend die Dienſtvergehen der Richter, vom 7. Mai 1851 (Geſetzſamml. S. 218), des Geſetzes, 
betreffend die Abänderung des Geſetzes über die Dienſtvergehen der Richter, vom 26. März 1856 
(Geſetzſamml. S. 201) und des Geſetzes, betreffend die Abänderung von Beſtimmungen der 
Diſziplinargeſetze, vom 9. April 1879 (Geſetzſamml. S. 345) entſprechend. 

(2) Diſziplinargericht iſt der Große Diſziplinarſenat beim Kammergerichte; deſſen Vor⸗ 
ſitzender hat den Vertreter der Staatsanwaltſchaft zu ernennen. Ç 


§ 200. 
Die Aufficht über die Geſchäftsführung der Auflöſungsbehörden liegt dem Juſtizminiſter ob; 
die Beſtimmungen der §§ 84 und 85 des Ausführungsgeſetzes zum Deutſchen Gerichtsverfaſſungs⸗ 
geſetze vom 24. April 1878 (Geſetzſamml. S. 230) gelten entſprechend. 


§ 201. 
Der Juſtizminiſter kann über die Geſchäftsordnung der Auflöſungsbehörden ſowie über die 
Beſtellung und die Obliegenheiten des Schriftführers nähere Anordnungen treffen. 


§ 202. 
Die Mitglieder und Schriftführer ſind zur Amtsverſchwiegenheit verpflichtet. 


§ 203. 
Die Auflöſungsbehörden entſcheiden in der Beſetzung mit drei vom Juſtizminiſter vor⸗ 
geſchlagenen Mitgliedern ſowie je einem der vom Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und 
Forſten ſowie aus dem Kreiſe der Fideikommißbeſitzer vorgeſchlagenen Mitglieder. 


§ 204. 

(0 Stehen wichtige Intereſſen der Wiſſenſchaft, Kunſt oder Volksbildung in Frage, ſo hat 
der Vorſitzende einen vom Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung zu ernennenden 
Beamten oder Sachverſtändigen zu den Beratungen zuzuziehen. f 

(2) Der Vorſitzende kann auch im übrigen, namentlich dann, wenn es zur Entſcheidung be- 
ſonderer Kenntniſſe des Betriebs der Land- oder Forſtwirtſchaft, des Bergbaues oder des Kredit— 
weſens bedarf, Sachverſtändige, außerdem Fideikommißbeteiligte, insbeſondere Anwärter, ferner 
Kuratoren und ſolche Rechtsanwälte und Notare, die beſondere Erfahrungen auf dem Gebiete 
des Fideikommißweſens beſitzen, zu den Beratungen zuziehen. 

(3) Die zugezogenen Perſonen nehmen nicht an der Abſtimmung teil. 


§ 205. 

(1) Handelt es ſich in einer bei einem Auflöſungsamt anhängigen Sache um eine Aus⸗ 
legung fideikommißrechtlicher Vorſchriften von grundſätzlicher Bedeutung, ſo kann das Auflöſungs⸗ 
amt, gleichviel ob ſeine Entſcheidung mit der Beſchwerde anfechtbar wäre oder nicht, die Sache 
unter eingehender Begründung der eigenen Anſicht dem Landesamte vorlegen. 

(2) Das Landesamt entſcheidet, ſofern es die grundſätzliche Bedeutung der Frage anerkennt, 
über letztere durch begründeten Rechtsentſcheid. 

(3) Der Rechtsentſcheid iſt ſämtlichen Auflöſungsämtern mitzuteilen; auch kann ſeine Ver⸗ 
öffentlichung angeordnet werden. 
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(4) Der Rechtsentſcheid iſt für ſämtliche Auflöſungsämter bindend. Das Landesamt kann 
jeden Rechtsentſcheid abändern. 
§ 206. 
In Angelegenheiten, die rechtlich und tatſächlich klar liegen, kann der Vorſitzende des Auf- 
löſungsamts nach ſeinem Ermeſſen allein entſcheiden. 


§ 207. 


Die Auflöſungsbehörde oder der Vorſitzende können in beſonders dringenden Fällen auch 
von Amts wegen einſtweilige Anordnungen treffen und ihre ſofortige Durchführung veranlaſſen. 


8 208. 


Die Auflöſungsbehörde oder der Vorſitzende können die öffentlichen Kreditanſtalten ſowie 
die Landwirtſchaftskammern um die Erſtattung von Gutachten erſuchen. 


S 209. 

Bei Streit oder Ungewißheit über die örtliche Zuſtändigkeit eines Auflöſungsamts 
entſcheidet der Vorſitzende des Landesamts für Familiengüter. Er kann die auf Grund allgemeiner 
Beſtimmungen begründete Zuſtändigkeit eines Auflöſungsamts auch einem anderen Auflöſungs⸗ 
amt übertragen. 


b. Das Verfahren der Auflöſungsbehörden. 


§ 210. 

Die Auflöſungsbehörden entſcheiden in den durch die Auflöſungsgeſetzgebung betroffenen 
und ſonſtigen Fideikommißangelegenheiten der Fideikommißbeteiligten (Mitglieder der fidei- 
kommißberechtigten Familie, Abfindungs- und Verſorgungsberechtigte, Anfallberechtigte) unter 
Ausſchluß des Rechtswegs. Zur Entſcheidung über Abfindungs- und Verſorgungsanſprüche bleiben 
die Auflöſungsbehörden auch nach Erteilung des Fideikommißauflöſungsſcheins zuſtändig. Die 
Erhebung eines Anſpruchs vor den Auflöſungsbehörden erfolgt ſchriftlich oder mündlich zur Nieder⸗ 
ſchrift des Schriftführers der Auflöſungsbehörde. Sie hat die gleichen Wirkungen wie die Er⸗ 
hebung der Klage vor den ordentlichen Gerichten. 5 


82 
Hängt in einem vor den Auflöſungsbehörden anhängigen Verfahren die Entſcheidung von 
dem Beſtehen oder Nichtbeſtehen eines Rechtsverhältniſſes ab, das nicht nach den Vorſchriften der 
Auflöſungsgeſetzgebung oder nach ſonſtigen fideikommißrechtlichen Beſtimmungen zu beurteilen 
iſt, oder herrſcht Streit über das Beſtehen eines Folge- oder Anfallrechts oder darüber, ob ein Ver⸗ 
mögen als gebundenes Vermögen (Familiengut, Hausvermögen) anzuſehen iſt, ſo hat die Auf⸗ 
löſungsbehörde die Beteiligten auf Antrag eines Beteiligten inſoweit auf den ordentlichen Rechts— 
weg zu verweiſen. Die Auflöſungsbehörde kann den Beteiligten eine Friſt ſetzen, binnen welcher 
der Antrag auf Verweiſung auf den ordentlichen Rechtsweg zu ſtellen iſt. 
§ 212. 

Hängt in einem vor den ordentlichen Gerichten anhängigen Verfahren die Entſcheidung 
von dem Beſtehen oder Nichtbeſtehen eines Rechtsverhältniſſes ab, das nach den Vorſchriften der 
Auflöſungsgeſetzgebung oder ſonſtigen fideikommißrechtlichen Beſtimmungen zu beurteilen iſt, ſo 
hat das ordentliche Gericht den Rechtsſtreit bis zur Entſcheidung der Auflöſungsbehörde über die 
fideikommißrechtlichen Streitpunkte auszuſetzen, ſofern es ſich nicht um einen von der Auflöſungs⸗ 
behörde auf den ordentlichen Rechtsweg verwieſenen Streit über das Beſtehen eines Folge- oder 
Anfallrechts oder darüber, ob ein Vermögen als gebundenes Vermögen anzuſehen iſt, handelt. Die 
Auflöſungsbehörden können auf übereinſtimmenden Antrag der Beteiligten, auch ohne daß ein 
Rechtsſtreit vor den ordentlichen Gerichten anhängig iſt, über fideikommißrechtliche Streitpunkte 
entſcheiden, ſofern ein berechtigtes Intereſſe an dieſer Entſcheidung beſteht und ſich ein Rechtsſtreit 
vor dem ordentlichen Gerichte vorausſichtlich dadurch erübrigt. 
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§ 213. 

Die ordentlichen Gerichte ſind an die rechtskräftigen Entſcheidungen der Auflöſungsbehörden 
über das Beſtehen von Anſprüchen und von Rechtsverhältniſſen, die nach den Vorſchriften der Auf- 
löſungsgeſetzgebung oder nach ſonſtigen fideikommißrechtlichen Beſtimmungen zu beurteilen ſind, 
gebunden. 

§ 214. N 

(1) Die Auflöſungsbehörde entſcheidet, ſoweit nicht für die Entſcheidung Rechtsvorſchriften 
maßgeblich ſind, nach billigem Ermeſſen unter tunlichſter Ausgleichung der berechtigten Intereſſen. 

(2) Die Beſchlüſſe ſind, ſoweit Anträge zurückgewieſen werden, mit Gründen zu verſehen; 
das gleiche gilt von allen Urteilen. 

£ § 215. 

Auf das Verfahren der Auflöſungsbehörden finden die Beſtimmungen der 88 7 bis 9, 88 11 
bis 17, SS 31, 32, § 33 Satz 1 und ss 34, 168 bis 180 und 182 des Reichsgeſetzes über die freiwillige 
Gerichtsbarkeit, der Artikel 2, 18, Artikel 35 Satz 1, Artikel 37, 39 bis 44, 46 bis 52, 65 und 128 
des Preußiſchen Geſetzes über die freiwillige Gerichtsbarkeit ſowie der SS 41 bis 49 der Zivil⸗ 
prozeßordnung ſinngemäße Anwendung. 

S 216. 

(1) Sind bei einer Angelegenheit der Zwangsauflöſung mehrere Perſonen beteiligt, fo hat 
die Auflöſungsbehörde zu prüfen, ob und in welchem Betrag ein Beteiligter dem Gegner die dieſem 
erwachſenen Koſten einſchließlich derjenigen für Vertretung zu erſtatten hat; dies gilt namentlich 
hinſichtlich der Koſten, die durch ein unbegründetes Geſuch, einen unbegründeten Widerſpruch oder 
eine unbegründete Beſchwerde, durch vorzeitiges Anrufen der Auflöſungsbehörde, durch ein Ver⸗ 
ſäumnis oder durch grobes Verſchulden veranlaßt ſind. 

(2) Auf die Feſtſetzung und Beitreibung der Koſten finden die Beſtimmungen der Zivil⸗ 
prozeßordnung entſprechende Anwendung. 

(3) Die Koſten der nach dieſem Geſetz erforderlichen Sicherſtellung eines Gläubigers, ins⸗ 
beſondere eines Angeſtellten, Abfindungs⸗ oder Verſorgungsberechtigten, fallen dem Vermögen 
zur Laſt. 

8 217. 

(1) Die Entſcheidungen der Auflöſungsämter und ihrer Vorſitzenden werden erſt mit der 
Rechtskraft wirkſam. 

(2) Das Auflöſungsamt und der Vorſitzende können jedoch die ſofortige Wirkſamkeit ihrer 
Entſcheidungen anordnen; die Anordnung kann von der Leiſtung einer Sicherheit abhängig gemacht 
werden. Sie iſt nicht mehr zuläſſig, nachdem die ſofortige Beſchwerde eingelegt iſt. Das Auf- 
löſungsamt und der Vorſitzende haben bei jeder Entſcheidung zu prüfen, ob ſie für ſofort wirkſam 
zu erklären iſt. | 

(8) Der Feſtſtellungsbeſchluß nach § 182 Abf. 2 Satz 1 wird nicht vor Ablauf von zwei 
Monaten ſeit der Zuſtellung an den Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung wirkſam. 


§ 218. 
Das Landesamt oder deſſen Vorſitzender können vor der Entſcheidung über eine ſofortige 
Beſchwerde einſtweilige Anordnungen treffen. 


8 219. 

(1) Die Auflöſungsbehörden haben in den zu ihrem Geſchäftsbereiche gehörenden Angelegen— 
heiten untereinander und im Verhältniſſe zu den Gerichten und Verwaltungsbehörden nach gleichen 
Grundſätzen wie die Gerichte Rechtshilfe zu leiſten und zu beanſpruchen. 

(2) Über Beſchwerden wegen verweigerter Rechtshilfe eines Auflöſungsamts entſcheidet das 
Landesamt für Familiengüter. 
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§ 220. 

Die Auflöſungsbehörden können eines ihrer Mitglieder zu Ermittlungen und örtlichen Ver⸗ 
handlungen mit den Fideikommißbeteiligten einſchließlich der Angeſtellten und Gläubiger beauf— 
tragen; die Vorſchriften der Zivilprozeßordnung über das Verfahren vor einem beauftragten Richter 
gelten entſprechend. 

§ 221. 

Über erhobene vermögensrechtliche Anſprüche können vor der Auflöſungsbehörde oder einem 
ihrer Mitglieder oder vor einem erſuchten Richter Erklärungen zu Protokoll abgegeben werden, und 
der Erklärende kann ſich der ſofortigen Zwangsvollſtreckung aus der Urkunde unterwerfen. 


S 222, 

(1) Soweit es nach den Beſtimmungen dieſes Geſetzes zur Rechtswirkſamkeit einer Erklärung 
der öffentlichen Beurkundung oder Beglaubigung bedarf, genügt die Erklärung zu Protokoll eines 
Mitglieds der Auflöſungsbehörde. 

(2) Zur Beurkundung eines Vertrags, durch den ſich der eine Teil verpflichtet, das Eigentum 
an einem in Preußen liegenden Grundſtücke zu übertragen, iſt, ſofern das zu übertragende Grund— 
vermögen ganz oder zum Teil fideikommiſſariſch gebunden iſt oder war, bis zur Erteilung des 
Fideikommißauflöſungsſcheins außer den Gerichten und Notaren auch die Auflöſungsbehörde und 
jedes ihrer richterlichen Mitglieder zuſtändig. 


S 223. 

Die Auflöſungsbehörde und der Vorſitzende ſind befugt, vor und nach dem Freiwerden des 
Vermögens von dem Beſitzer, den Mitgliedern einer Familienvertretung einſchließlich der Vertreter 
bei einem Samtfideikommiß (55 32 bis 38), dem Nacherben oder dem, der ſeine Rechte wahr— 
zunehmen hat, und dem Nießbraucher (§ 23 Abſ. 2, § 25 Abſ. 3) Auskunft über den Stand ſowie die 
tatſächlichen und rechtlichen Verhältniſſe des Fideikommißvermögens oder des früheren Fidei— 
kommißvermögens zu verlangen. Sie können auch den Zuſtand der zum Vermögen gehörigen Gegen— 
ſtände prüfen oder durch Sachverſtändige prüfen laſſen. 


8 224. 

(1) Die Auflöſungsbehörde und der Vorſitzende können die mündliche Verhandlung anordnen; 
hierzu kann das perſönliche Erſcheinen der Parteien angeordnet werden. 

(2) Entſcheidungen, die auf Grund mündlicher Verhandlung getroffen werden, erfolgen durch 
Urteil; dies gilt auch in den Fällen, in denen durch dieſes Geſetz die Beſchlußform vorgeſehen iſt. 

(3) Das Urteil iſt zu verkünden. Die Vorſchriften der SS 309, 310, 5 311 Abſ. 1 Satz 1 und 
Abi. 2, 5 312, § 317 Abſ. 2 Satz 1, Abſ. 3, 55 319, 320, 321 der Zivilprozeßordnung finden ent⸗ 
ſprechende Anwendung. Die Zuſtellung der Urteile erfolgt von Amts wegen. 


§ 225. 

Die mündliche Verhandlung über ſtreitige Anſprüche einſchließlich der Verkündung der 
Urteile iſt öffentlich. Die Auflöſungsbehörde kann für die Verhandlung oder einen Teil und für die 
Verkündung der Entſcheidungsgründe oder eines Teiles die Offentlichkeit ausſchließen, wenn eine 
Gefährdung der öffentlichen Ordnung, insbeſondere der Staatsſicherheit, oder eine Gefährdung der 
Sittlichkeit zu beſorgen iſt. Auf Antrag eines Beteiligten iſt die Offentlichkeit auszuſchließen, wenn 
der Ausſchluß einem berechtigten Intereſſe eines Beteiligten entjpricht. Die Verkündung der Urteils⸗ 
formel erfolgt in jedem Falle öffentlich. 


8 226. 
(1) Von der ſonſt erforderlichen Erklärung oder Anhörung eines Beteiligten, der ſich außerhalb 
des Deutſchen Reichs aufhält, kann abgeſehen werden, wenn er nicht zur Wahrnehmung ſeiner 
Rechte einen innerhalb des Deutſchen Reichs wohnhaften Bevollmächtigten beſtellt und die Bevoll⸗ 


Preuß. Geſetzſammlung 1930. Nr. 21, ausgegeben am 5. 7. 30. 183 


mächtigung der Auflöſungsbehörde durch eine öffentliche oder öffentlich beglaubigte Urkunde nach⸗ 
gewieſen hat. Das gleiche gilt hinſichtlich der Zuſtellung von Entſcheidungen an Beteiligte ein⸗ 
ſchließlich der Anwärter. 

(2) Die vorſtehenden Beſtimmungen finden keine Anwendung auf den Beſitzer, den nächſten 
Folgeberechtigten, den Anfallberechtigten, den Nacherben oder den, der ſeine Rechte wahrnimmt, und 
den Nießbraucher (§ 23 Abſ. 2, § 25 Abf. 3); für dieſe kann die Auflöſungsbehörde einen Bevoll⸗ 
mächtigten beſtellen. Iſt ein Inlandsbevollmächtigter beſtellt, ſo genügt in allen Fällen ſeine 
Erklärung oder Anhörung; die Zuſtellung erfolgt an ihn. 

(0) Steht feſt, daß das Familiengut nach Wegfall des Beſitzers nicht auf einen Anwärter, 
ſondern auf einen Anfallberechtigten (88 5 bis 7) übergehen wird, ſo tritt in den Fällen, in denen 
eine Erklärung oder Anhörung des nächſten Folgeberechtigten vorgeſchrieben iſt, an deſſen Stelle der 
Anfallberechtigte. 

(4) Nach der Auflöſung findet eine Zuziehung des nächſten Folgeberechtigten als ſolchen 
nicht ſtatt. | 

(6) Das Landesamt beſtimmt nach freiem Ermeſſen, wer im Beſchwerdeverfahren 
anzuhören iſt. 

§ 227. 

Geſchäftsunfähige oder in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkte Beteiligte werden in den zur 
Zuſtändigkeit der Auflöſungsbehörden gehörenden Angelegenheiten durch ihren geſetzlichen Vertreter 
vertreten. An die Stelle der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts tritt die Genehmigung der 
Auflöſungsbehörde. Dieſe kann beim Vorliegen der Vorausſetzungen der SS 1909 bis 1913 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs dem Beteiligten einen Pfleger beſtellen. Die Auflöſungsbehörde kann auch 
ſolchen Beteiligten, bei denen ſie die Vertretung durch ihren geſetzlichen Vertreter als nachteilig 
erachtet, nach Anhörung des letzteren einen Pfleger beſtellen. Iſt der Beſitzer zugleich der geſetzliche 
Vertreter des nächſten Folgeberechtigten, ſo wird dieſer ſtets durch einen Pfleger vertreten. Für die 
Pflegſchaft gelten die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs über Pflegſchaften entſprechend. 
Eine Anhörung des Gemeindewaiſenrats vor der Beſtellung des Pflegers ift nicht erforderlich. 


§ 228. 

(1) Beſteht eine Familienvertretung, fo iſt fie oder ein von ihr beſtellter, der Auflöſungs⸗ 
behörde zu bezeichnender Bevollmächtigter vor jeder Entſcheidung zu hören; in Angelegenheiten von 
geringer Bedeutung kann davon abgeſehen werden; hierüber entſcheidet das Auflöſungsamt 
endgültig. 

(2) Sit keine Familienvertretung vorhanden, jo kann die Auflöſungsbehörde eine ſolche nach 
Anhörung des Beſitzers und des nächſten Folgeberechtigten oder des Anfallberechtigten beſtellen. 
Die Familienvertretung nimmt alle bei der Auflöſung in Betracht kommenden Intereſſen wahr. 
Sie ſoll vor wichtigen Maßnahmen gehört werden. 


§ 229. 

(1) Der Vorſitzende der Auflöſungsbehörde hat die zwangsweiſe Durchführung der er⸗ 
gangenen Entſcheidungen anzuordnen. Er beſtimmt, ſoweit es eines Vorgehens gegen den Beſitzer 
bedarf, nach freiem Ermeſſen, welche Anordnungen zur Erreichung des Zweckes erforderlich ſind. 
Auf Grund Entſcheidung der Auflöſungsbehörde kann auch eine Sequeſtration des Vermögens an⸗ 
geordnet werden. Im übrigen gelten für die Vollſtreckung die Beſtimmungen der Artikel 15 
bis 17, Artikel 10 des Preußiſchen Geſetzes über die freiwillige Gerichtsbarkeit ſinngemäß. Der 
Einzelbetrag einer zur Durchführung des Verfahrens verhängten Ordnungsſtrafe darf, wenn dieſe 
von der Auflöſungsbehörde verhängt iſt, dreitauſend Reichsmark, und wenn ſie vom Vorſitzenden 
verhängt iſt, fünfzehnhundert Reichsmark nicht überſteigen. 

(2) Soweit es ſich um die Erfüllung vermögensrechtlicher Anſprüche handelt, kann der Vor⸗ 
ſitzende die Vollſtreckung der Entſcheidung den Beteiligten überlaſſen. In dieſem Falle ſind die 
Beſtimmungen des achten Buches der Zivilprozeßordnung ſinngemäß anwendbar. Die vollſtreck— 
baren Ausfertigungen werden auf Anordnung des Vorſitzenden vom Schriftführer erteilt. 
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(3) Die Auflöſungsbehörde kann um die Durchführung einer Vollſtreckungsmaßregel, ins⸗ 
beſondere um die Abnahme eines Offenbarungseids, im Wege der Rechtshilfe ein Amtsgericht er⸗ 
ſuchen. Die Abnahme eines Offenbarungseids oder die Verhängung und Vollziehung von Haft 
kann nicht durch die Auflöſungsbehörden bewirkt werden. Beides erfolgt durch Erſuchen bei einem 
Amtsgerichte. Dies gilt auch bei einem nach § 141 in Verbindung mit § 2006 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs zu leiſtenden Offenbarungseide. 


§ 230. 
Für Familienſchlüſſe, die in der Zwangsauflöſung zugelaſſen ſind, gelten die Vorſchriften 
über Familienſchlüſſe des Familiengütergeſetzes vom 22. April 1930. 


§ 231. 

Die Auflöſungsbehörde kann die öffentliche Bekanntmachung einer Entſcheidung anordnen 
mit dem Hinweiſe, daß die Beſchwerde bei Verluſt des Beſchwerderechts binnen einem Monate ſeit 
der Bekanntmachung anzubringen iſt. Die Entſcheidung gilt am Tage der öffentlichen Bekannt⸗ 
machung als allen Beſchwerdeberechtigten zugeſtellt. An Beſchwerdeberechtigte, die dem Auf⸗ 
löſungsamte bekannt ſind, ſoll außerdem eine beſondere Zuſtellung erfolgen. Ein Anwärter gilt nur 
als bekannt, wenn er ſeine Eintragung in eine bei dem Auflöſungsamte geführte Liſte der Anwärter 
herbeigeführt hat. Dem Beſitzer, dem nächſten Folgeberechtigten, dem Nacherben oder dem zur 
Wahrnehmung ſeiner Rechte Berufenen iſt die Entſcheidung ſtets zuzuſtellen. 


e. Die ſofortige Beſchwerde. 
8 232. 

Die ſofortige Beſchwerde (§ 195 Abſ. 2 Satz 2) ſteht jedem zu, deſſen Recht durch die Ent⸗ 
ſcheidung beeinträchtigt iſt oder deſſen Anhörung vor der Entſcheidung vorgeſchrieben iſt. Soweit 
eine Entſcheidung nur auf Antrag erlaſſen werden kann und der Antrag zurückgewieſen iſt, iſt 
nur der Antragſteller beſchwerdeberechtigt. 

§ 233. 

Die Beſchwerde iſt einzulegen durch Einreichung einer Beſchwerdeſchrift beim Auflöſungsamt 
oder Landesamt oder mündlich zur Niederſchrift des Schriftführers des Auflöſungsamts, deſſen 
Entſcheidung angegriffen wird. 

Y § 234. 

Die Beſchwerdefriſt beträgt einen Monat. Sie beginnt bei Urteilen mit der Zuſtellung und 
bei ſonſtigen Entſcheidungen mit der Bekanntmachung ($ 16 des Reichsgeſetzes über die freiwillige 
Gerichtsbarkeit) an den Beſchwerdeführer. Die Vorſchriften des § 22 Abſ. 2 des Reichsgeſetzes 
über die freiwillige Gerichtsbarkeit gelten entſprechend. 


§ 285. 
Die Beſchwerde kann auf neue Tatſachen und Beweiſe geſtützt werden. 


§ 236. 

Das Auflöſungsamt oder der Vorſitzende ſind zu einer Anderung ihrer mit der Beſchwerde 
angegriffenen Entſcheidung nicht befugt. Sie können jedoch, falls ſie das ſofortige Wirkſamwerden 
ihrer Entſcheidung angeordnet haben, nach Einlegung der Beſchwerde die Vollziehung der Ent⸗ 

ſcheidung ausſetzen. 
0 § 237. 


Das Landesamt hat von Amts wegen zu prüfen, ob die Beſchwerde an ſich ſtatthaft und 
ob ſie in der geſetzlichen Form und Friſt eingelegt iſt. Mangelt es an einem dieſer Erforderniſſe, 
ſo iſt ſie als unzuläſſig zu verwerfen. 


\ 
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E § 238. 

Erachtet das Landesamt die Beſchwerde für begründet, ſo kann es dem Auflöſungsamte die 
erforderliche Anordnung übertragen. 

§ 239. 

Gegen die Entſcheidungen des Vorſitzenden des Auflöſungsamts findet der ſofortige Ein⸗ 
ſpruch ſtatt, über den das Auflöſungsamt entſcheidet. Die Beſtimmungen über die ſofortige 
Beſchwerde mit Ausnahme der Vorſchriften des § 241, § 242 Nr. 1 bis 4 finden entſprechende 
Anwendung. 

§ 240. 

(1) Wird die Anderung einer Entſcheidung des beauftragten Mitglieds der Auflöſungs⸗ 
behörde oder eines erſuchten Richters verlangt, ſo iſt binnen einem Monate ſeit der Bekanntmachung 
die Entſcheidung der Auflöſungsbehörde nachzuſuchen. 

(2) Die ſofortige Beſchwerde findet gegen die Entſcheidung des Auflöſungsamts ſtatt. 


§ 241. 
Die ſofortige Beſchwerde findet nicht ſtatt, wenn die Beſchwerdeſumme den Betrag von 
zweitauſend Reichsmark nicht überſteigt, es ſei denn, daß das Auflöſungsamt die ſofortige Be⸗ 
ſchwerde wegen grundſätzlicher Bedeutung zugelaſſen hat. 


8 242. 

Die Beſchwerde iſt ausgeſchloſſen bei Entſcheidungen: 

1. im Konkursverfahren über ein Familiengut, wenn der Wert des Beſchwerdegegenſtandes 
fünftauſend Reichsmark nicht überſteigt; 

2. über die Genehmigung zu Teilungen und Verfügungen in Anſehung von Wald-, Deich, 
Wein⸗ und Landgütern und Schutzforſten, ſofern eine Fläche von weniger als fünfund⸗ 
zwanzig Hektar den Gegenſtand der Beſchwerde bildet; 

3. über das Stimmrecht in den Fällen der SS 32 bis 38, SS 42 bis 44; 

4. über die öffentliche Aufforderung nach § 43, § 64 Abi. 3 und die Anordnung der öffent- 
lichen Bekanntmachung einer Entſcheidung nach § 231; 

5. über die Anſtellung von Ermittlungen, die Leitung des Verfahrens oder des inneren 
Geſchäftsbetriebs, insbeſondere über die Anordnung einer mündlichen Verhandlung und 
des perſönlichen Erſcheinens oder über die Übertragung von Geſchäften auf ein Mitglied 
des Auflöſungsamts oder einen erſuchten Richter. 


8 243. 
Die Entſcheidung des Auflöſungsamts oder feines Vorſitzenden, durch welche die Er- 
mächtigung oder Genehmigung zu einem Rechtsgeſchäft erteilt iſt, kann inſoweit nicht mehr 
geändert werden, als die Genehmigung für ſofort wirkſam erklärt und der Genehmigungsbeſchluß 
von dem Auflöſungsamt einem an dem Rechtsgeſchäfte beteiligten Dritten zugeſtellt iſt. 


§ 244. 

(1) Gegen die Erteilung eines Fideikommißfolgezeugniſſes iſt kein Rechtsmittel zuläſſig. 
Jeder, deſſen Recht durch die Erteilung des Zeugniſſes beeinträchtigt iſt oder der vor ſeiner 
Erteilung zu hören iſt, kann die Einziehung oder Kraftloserklärung des Zeugniſſes beim Auf⸗ 
löſungsamte beantragen. Die Vorſchrift des § 2361 des Bürgerlichen Geſetzbuchs findet ent⸗ 
ſprechende Anwendung. 

(2) Gegen den die Einziehung oder Kraftloserklärung ablehnenden Beſchluß des Auf⸗ 
löſungsamts findet die ſofortige Beſchwerde ſtatt. Gegen den die Einziehung oder Kraftlos⸗ 
erklärung anordnenden Beſchluß ift kein Rechtsmittel zuläſſig. 

(3) Die Vorſchriften der Abſ. 1 und 2 finden entſprechende Anwendung auf das Zeugnis 
im Sinne des § 17 Abſ. 3. a 
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d. Eintragungserſuchen. 
§ 245. 

() Die zur Vollziehung der Anordnungen der Auflöſungsbehörde erforderlichen Ein⸗ 
tragungen in die öffentlichen Bücher und Regiſter und die erforderlichen Maßnahmen bei den 
Hinterlegungsſtellen erfolgen auf Erſuchen der Auflöſungsbehörde oder ihres Vorſitzenden. Wird 
um die Löſchung der Fideikommißeigenſchaft erſucht, ſo iſt, falls der Beſitzer nach Erteilung des 
Fideikommißauflöſungsſcheins noch nach Art eines Vorerben beſchränkt iſt, zugleich um die Ein⸗ 
tragung des Rechtes des Nacherben zu erſuchen. 

(2) Die Auflöſungsbehörde oder ihr Vorſitzender können den Beteiligten überlaſſen, die 
erforderlichen Anträge ſelbſt zu ſtellen; dies ſoll regelmäßig nicht geſchehen, wenn ausdrücklich ein 
Erſuchen der Auflöſungsbehörde vorgeſchrieben iſt. 

e. Stiftungserrichtung. 
§ 246. 

(1) Hat die Auflöſungsbehörde die Umwandlung des Vermögens oder eines Teiles des Ver⸗ 
mögens in eine Stiftung angeordnet (SS 44, 45, § 99 Abſ. 1 und 2, SS 176, 181), fo entſteht die 
Stiftung mit der rechtskräftigen Feſtſtellung der Satzung. Mit dieſem Zeitpunkte geht das Ver⸗ 
mögen auf die Stiftung über. Gehören zu der Stiftung Grundſtücke, ſo hat die Auflöſungsbehörde 
das Grundbuchamt um Eintragung der erforderlichen Anderung im Grundbuche zu erſuchen. 

(2) Die Stiftung unterſteht der Aufſicht der Auflöſungsbehörde. Dieſe kann die Satzung 
bei einer Anderung der Verhältniſſe auf Antrag des Stiftungsvorſtandes abändern. Die Feſtſtellung 
und die Anderung der Satzung erfolgt durch Beſchluß der Auflöſungsbehörde. 

(3) Der Juſtizminiſter kann anordnen, daß die Führung der Aufſicht über die Stiftung 
ſpäter einem Gericht abzugeben iſt. 


II. Titel. 
Die Zwangsauflöſung der übrigen Familiengüter 
und der Haus vermögen. 


A. Sinngemäße Anwendung des J. Titels. 
§ 247. 

Die Beſtimmungen des erſten Titels ſind auf die Lehen, Erbſtammgüter und ſtandesherr⸗ 
lichen Hausvermögen ſowie die Hausgüter der in den Artikeln 57, 58 des Einführungsgeſetzes zum 
Bürgerlichen Geſetzbuche bezeichneten Familien und des vormals Herzoglich Holſteiniſchen Fürſten⸗ 
hauſes entſprechend anwendbar, ſoweit ſich nicht aus den SS 248 bis 258 ein anderes ergibt. Bei der 
Durchführung der Auflöſung hat die Auflöſungsbehörde auf die bisherige Eigenart der genannten 
Familiengüter und der Hausvermögen tunlichſt Rückſicht zu nehmen. 5 


B. Beſonderheiten. 
a. Bei Lehen. 
§ 248. 

Die geltenden Geſetze über die Auflöſung der Lehnsverbände bleiben, ſoweit es ſich nicht 
um Geldlehen oder Lehnsſtämme handelt, in Kraft. Jedoch findet eine Umwandlung von Lehen 
in Fideikommiſſe nicht mehr ſtatt. Die Beſtimmungen über die Abfindung nach SS 65 bis 77 find 
anwendbar. Die Abfindung mindert fich um den Betrag, den der Lehnsbeſitzer aus Anlaß des Er- 
löſchens der Lehnseigenſchaft nach den bisherigen Geſetzen als Abfindung zu zahlen hat. 

§ 249. 

Die Auflöſungsbehörden haben, ſoweit dies noch nicht geſchehen iſt, alsbald auf Grund 
einer Sachunterſuchung feſtzuſtellen, welche in den Grundbüchern eingetragene Lehen noch be⸗ 
ſtehen. Vor der Entſcheidung ſind der Beſitzer und die Anwärter, ſoweit ſie bekannt ſind, zu 
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hören. Die Beſtimmungen des 8 231 ſind anwendbar. Soweit das Erlöſchen eines Lehens 
feſtgeſtellt iſt, hat die Auflöfungsbehörde das Grundbuchamt um die Löſchung der die Lehnseigen⸗ 
ſchaft betreffenden Eintragungen zu erſuchen. Die beſtehenden Abfindungsanſprüche von 
Agnaten bleiben unberührt. 
§ 250. 
Iſt das Lehen bis zum 1. April 1935 noch nicht frei geworden, ſo erliſcht es mit Beginn 
des genannten Tages und wird mit dem Erlöſchen freies Eigentum in der Hand des Lehnsbeſitzers. 
Die Rechte der Anwärter richten ſich in dieſem Falle nach der für Fideikommiſſe, die nach § 8 er⸗ 
löſchen, getroffenen Regelung. 
§ 251. 
Für die Auflöſung von Geldlehen, Lehnsſtämmen und Maſſen, die als Lehnsmaſſen 
hinterlegt ſind, gelten die Beſtimmungen über Geldfideikommiſſe entſprechend. Die Auflöſungs⸗ 
behörde kann in allen Fällen ein Aufgebot nach § 64 Abſ. 3 erlaſſen. 


§ 252. 
Wo ein lehnsherrliches Obereigentum noch beſteht, fällt es mit dem Erlöſchen des Lehns⸗ 
verbandes weg. l 
§ 253. 
Nach dem 1. April 1921 finden Mutungen und Wiederverleihungen von Lehen nicht mehr 
ſtatt. Die Beſtimmungen der SS 65 bis 101 ſind bei einem Heimfalle gegenüber dem Lehnsherrn 
entſprechend anwendbar. Durch die Zwangsauflöſung wird ein Heimfallrecht nicht begründet. 


§ 254. 
Tritt bei einem Thronlehn infolge Wegfalls der Folgeberechtigten der Heimfall ein, ſo fällt 
das Vermögen dem Staate zu. 
§ 255. 
Amterlehen erlöſchen mit dem Beginne des 1. Oktober 1930. 


b. Bei den Stammgütern der Ritterſchaft des Herzogtums Bremen. 
§ 256. 

() Sind bei der Auflöſung eines Stammguts der Ritterſchaft des Herzogtums Bremen Be- 
laſtungen des Gutes in dem nach dem Revidierten Ritterrechte des Herzogtums Bremen unver⸗ 
ſchuldbaren Teile des Stammguts vorhanden, ſo werden die Belaſtungen mit Auflöſung des 
Stammguts gegenüber dem Beſitzer (Anfallberechtigten) voll wirkſam. Auf deſſen Antrag hat 
jedoch die Auflöſungsbehörde die Zwangsverſteigerung des Stammguts anzuordnen; in dieſem Falle 
können die Gläubiger die Befriedigung aus dem Verſteigerungserlöſe nur nach den bisherigen Be⸗ 
ſtimmungen fordern; gegen die Entſcheidung der Auflöſungsbehörde über die Anordnung der 
Zwangsverſteigerung ſteht dem Beſitzer und den eingetragenen Gläubigern die ſofortige Beſchwerde 
zu. Dieſe ſind vorher zu hören. 

(2) Für die an Stelle eines Stammguts getretenen nach Erbſtammrecht gebundenen Hinter⸗ 
legungsmaſſen (Erbſtämme) gelten hinſichtlich des gebundenen Teiles des Vermögens (Stamm) die 
Beſtimmungen über Geldfideikommiſſe entſprechend. 

(3) Bei der Berechnung der Abfindungs⸗ und Verſorgungsanſprüche iſt zu berückſichtigen, 
daß nur der Stamm des Vermögens gebunden iſt. 

(4) Für den Fall, daß der folgeberechtigte Mannesſtamm vor der Auflöſung des Erbſtamm⸗ 
guts ausſtirbt, kann der letzte Beſitzer auch über den Stamm letztwillig verfügen. 

(5) Soweit es nach den Statuten der Ritterſchaft zur Veräußerung oder Belaſtung eines 
Stammguts der Zuſtimmung des Ritterſchaftspräſidiums bedarf, iſt vom 1. April 1921 ab an deſſen 
Stelle die Auflöſungsbehörde getreten. 

(6) Die Auflöſungsbehörde ſoll bei wichtigen Maßnahmen der Zwangsauflöſung eines 
Stammguts das Ritterſchaftspräſidium hören. Dieſem ſteht ein Beſchwerderecht nicht zu. 


188 Preuß. Geſetzſammlung 1930. Nr. 21, ausgegeben am 5. 7. 30. 


(7) Soweit ein Gut gemäß § 32 des Revidierten Ritterrechts dem Zerſplitterungsverbot 
unterworfen iſt, erliſcht dies Verbot mit rechtskräftiger Erteilung des Auflöſungsſcheins. Das Auf⸗ 
löſungsamt hat das Grundbuchamt um die Löſchung zu erſuchen. 


e. Bei den Stammgütern der Calenberg⸗Göttingen⸗Gruben⸗ 
hagenſchen Ritterſchaft. 
§ 257. 

Die Beſtimmungen des § 100 der Statuten für die Calenberg-Göttingen⸗Grubenhagenſchen 
Ritterſchaft über die „Annahme“ eines Stammguts durch einen Mitbeſitzer gelten auch im Ver⸗ 
hältniſſe der Mitbeſitzer, in deren Hand das Gut freies Vermögen geworden iſt. Im Streitfall ent⸗ 
ſcheidet die Auflöſungsbehörde; dieſe hat vorher die Beteiligten zu hören. Gegen die Entſcheidung 
des Auflöſungsamts findet die ſofortige Beſchwerde ſtatt. 


d. Bei den Haus vermögen. 
§ 258. 

(1) Bei der Durchführung der Zwangsauflöſung der Hausvermögen iſt auf die das Haus⸗ 
vermögen betreffenden Beſtimmungen der Hausgeſetze, Obſervanzen und Familienverträge ſowie 
der Geſetze, Staatsverträge und Rezeſſe tunlichſt Rückſicht zu nehmen. Wenn die beſondere Eigenart 
der Rechtsverhältniſſe des Hausvermögens im Einzelfall eine beſondere Regelung erfordert, erfolgt 
dieſe durch Verordnung des Staatsminiſteriums. 

(2) Die Zwangsauflöſung der Hausvermögen beginnt nicht vor dem 1. April 1923; 88 1 
bis 4 gelten mit der Maßgabe, daß der Wegfall des alsdann vorhandenen Beſitzers maßgeblich iſt. 
Das gleiche gilt, wenn der Hausgutsinhaber zugleich Inhaber eines Privatfamilienfideikommiſſes 
iſt, hinſichtlich des letzteren, ſofern es mit dem Hausvermögen ſtiftungsmäßig oder hausrechtlich 
zuſammenhängt; hierüber entſcheidet das Landesamt. 

(3) Soweit in Anſehung ſolcher Beamten und Bedienſteten, die nach § 14 Ziffer 3 des Ver⸗ 
ſicherungsgeſetzes für Angeſtellte vom 20. Dezember 1911 (Reichsgeſetzbl. S. 989) verſicherungs⸗ 
frei ſind, für die Folge die Verſicherungspflicht eintritt und ihnen hieraus ſpäter Anſprüche er⸗ 
wachſen, ſind die Hausvermögensinhaber zur entſprechenden Kürzung der ihnen gegenüber be- 
ſtehenden Ruhegehalts- und Hinterbliebenenanſprüche berechtigt. Müſſen die Angeſtellten ſich nach 
§ 178 des genannten Geſetzes höhere Beitragsbeträge vom Gehalt abziehen laſſen, als ſie bisher an 
Beiträgen für ihre Verſorgung zu leiſten hatten, ſo erhöhen ſich ihre Gehaltsanſprüche entſprechend. 
Im Streitfall entſcheidet die Auflöſungsbehörde. Dieſe hat vorher den Vermögensinhaber und die 
beteiligten Angeſtellten zu hören. Gegen die Entſcheidung des Auflöſungsamts findet die ſofortige 
Beſchwerde ſtatt. 

III. Titel. 
ſtbergangs⸗ und Schluß beſtimmungen. 
a. Beginn der Zwangsauflöſung. 
8 289. 

(1) Für den Beginn der Zwangsauflöſung bleiben die bisherigen Vorſchriften (5 3 Satz 1 
der Zwangsauflöſungsverordnung in der bis zum 1. Oktober 1930 geltenden Faſſung) maßgebend. 
Soweit danach die Zwangsauflöſung nicht zu einem früheren Zeitpunkt beginnt, beginnt ſie 
ſpäteſtens am 1. Oktober 1932. 

(2) Die Vorſchriften der SS 102 bis 115 und der SS 117 bis 128 gelten auch für die Familien⸗ 
güter und Hausvermögen, bei denen die Zwangsauflöſung noch nicht begonnen hat. 


b. Das Freiwerden der Familiengüter und der Haus vermögen, die ſich 
in der freiwilligen allmählichen Auflöſung befinden. 
S 260. 
Iſt bei einem Familiengut oder Hausvermögen die freiwillige allmähliche Auflöſung rechts⸗ 
kräftig beſchloſſen und, ſoweit erforderlich, genehmigt worden, ſo bleibt die getroffene Regelung, 
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ſoweit ſich nicht aus den SS 261 bis 263 etwas anderes ergibt, in Kraft. Dies gilt beſonders für die 
Abfindung, Verſorgung und die Anfallrechte hinſichtlich einzelner Gegenſtände. 


§ 261. 
Die Vorſchriften der SS 102 bis 115 und der SS 117 bis 128 finden Anwendung. 


§ 262. 

(1) Sit bis zum 1. Juli 1938 der Fall des Freiwerdens noch nicht eingetreten und das 
Familiengut oder Hausvermögen auch nicht freiwillig mit ſofortiger Wirkung rechtskräftig auf⸗ 
gelöſt, ſo wird es mit Beginn des genannten Tages freies Vermögen des Beſitzers, jedoch iſt er 
vom Freiwerden des Vermögens an nach Art eines Vorerben in der Verfügung über das frei 
gewordene Vermögen beſchränkt. 

(2) Als Nacherbe gilt der nach der bisherigen Regelung zum Folger des Beſitzers berufene 
Anwärter (Anfallberechtigte). Die Nacherbfolge tritt ein in dem Zeitpunkt, in welchem nach der 
bisherigen Regelung das Vermögen auf den Folger des Beſitzers übergegangen wäre. 

(8) Wäre nach der bisherigen Regelung das Vermögen beim erſten Folgefalle noch nicht frei 
geworden, ſo gilt der nach der bisherigen Regelung für den zweiten Folgefall zum Folger Berufene 
als weiterer Nacherbe. Der zweite Nacherbfall tritt in dem Zeitpunkt ein, in dem nach der bis⸗ 
herigen Regelung der zweite Folgefall eingetreten wäre. 

( Im übrigen finden auf die Vor⸗ und Nacherbſchaft die Vorſchriften des § 16 Abſ. 1, 
3 und 4, 55 17, 18, 19, 27, 28 entſprechende Anwendung. Wenn nach der bisherigen Rege⸗ 
lung das Fideikommißvermögen ohne Eintritt eines Folgefalls in der Hand des derzeitigen Beſitzers 
frei geworden wäre, ſo wird der Beſitzer von dieſem Zeitpunkt an von der Beſchränkung nach Art 
eines Vorerben frei. 


8 263. 


Die Vorſchriften in den Abſchnitten 4 und 8 des erſten Titels für Fideikommiſſe, welche nach 
$ erlöſchen, finden entſprechende Anwendung. Vor der Erteilung des Fideikommißauflöſungs⸗ 
ſcheins (58 185 ff.) iſt aber nur zu prüfen, ob ein Bedürfnis zur Beſtellung eines Pflegers zur Wahr⸗ 
nehmung der Rechte des Nacherben oder zur Wahrnehmung der Intereſſen ungewiſſer oder 
unbekannter Beteiligter beſteht, zu deren Gunſten während der Vorerbſchaft und beim Eintritte des 
Nacherbfalls noch Rechte hinſichtlich des früheren gebundenen Vermögens entſtehen können. Im 
übrigen werden unbeſchadet der Vorſchrift des S 245 Maßnahmen zur Tilgung von Verbindlichkeiten 
des früheren gebundenen Vermögens oder zur Sicherſtellung von Anſprüchen nicht getroffen. Die 
bei der freiwilligen allmählichen Auflöſung getroffenen Sicherungsmaßnahmen bleiben unberührt. 


e. Familienſchlüſſe, welche die Auflöſung nicht regeln, aber die Fort⸗ 
geltung der bisherigen Auflöſungsbeſtimmungen zur Vorausſetzung 
haben. 


8 264. 


(1) Iſt bei einem Familiengut oder Hausvermögen ein Familienſchluß rechtskräftig beſtätigt 
worden, der zwar die Auflöſung nicht regelt, aber Beſtimmungen für die ſich nach den bisherigen 
Vorſchriften der Zwangsauflöſungsverordnung vollziehende Auflöſung des Familienguts oder 
Hausvermögens trifft, die die Fortgeltung dieſer Vorſchriften zur Vorausſetzung haben, ſo gelten 
für dieſe Familiengüter und Hausvermögen hinſichtlich der Nacherbfolge die Vorſchriften des § 262 
Abſ. 2 bis 4. Abfindungs⸗ und Verſorgungsanſprüche gelangen nach Maßgabe der bisherigen Vor⸗ 
ſchriften ſo lange zur Entſtehung, bis der zweite Nacherbfall eingetreten iſt. 

(2) Die Auflöſungsbehörde hat ſpäteſtens bei Erteilung des Fideikommißauflöſungsſcheins 
zu entſcheiden, ob die Vorausſetzungen des Abſ. 1 bei dem Familiengut oder Hausvermögen vorliegen. 
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d. Fideikommiſſe, die widerrufen ſind. 
S 265. 
Iſt ein Fideikommiß oder Hausvermögen nach SS 8, 33 der Zwangsauflöſungsverordnung 
in ihrer bis zum 1. Oktober 1930 geltenden Faſſung widerrufen, ſo bleibt es bei den bisherigen 
Beſtimmungen. $$ 28, 129 bis 184, 88 193, 194 gelten entſprechend. 


e. Außerkrafttreten geſetzlicher und ſtiftungsmäßiger Beſtimmungen. 
§ 266. 

() Soweit geſetzliche oder ſtiftungsmäßige Beſtimmungen den Erwerb von Rechten hin⸗ 
ſichtlich eines gebundenen Vermögens (Familiengut, Hausvermögen) davon abhängig machen, daß 
der Berechtigte dem Adelsſtand angehört, treten ſie außer Kraft. 

(2) Geſetzliche oder ſtiftungsmäßige Beſtimmungen, die den Erwerb der im Abf. 1 bezeich⸗ 
neten Rechte an das Erfordernis knüpfen, daß der Berechtigte aus einer Ehe ſtammt, bei der ein 
Ehegatte oder beide dem Adelsſtand angehören, gelten bei Ehen, die nach dem 30. September 1930 
geſchloſſen worden ſind, ohne weiteres als erfüllt. 


k. Die Beſtimmung der Familiengutseigenſchaft. 
E 8 267. 

Bei Streit oder Ungewißheit darüber, ob ein Vermögen als gebundenes Vermögen 
(Familiengut oder Hausvermögen) oder ob ein gebundenes Vermögen als Familienfideikommiß, 
Lehn, Erbſtammgut oder Hausvermögen anzuſehen iſt, entſcheiden die Auflöſungsbehörden 
unbeſchadet der Vorſchrift des § 211. 


g. Die außerpreußiſchen Vermögensteile. 
S 268. 

(1) Befindet ſich ein Familiengut oder ein Hausvermögen teils in Preußen, teils außerhalb 
Preußens, ſo ſind die preußiſchen Beſtandteile unbeſchadet abweichender Staatsverträge als ein 
ſelbſtändiges Familiengut oder Hausvermögen zu behandeln. Die Auflöſungsbehörde hat auf 
angemeſſene Verteilung der zugleich auf preußiſchen und außerpreußiſchen Beſtandteilen ruhenden 
Laſten (Komplexlaſten) Bedacht zu nehmen. 

(2) Erſtreckt ſich das Vermögen eines Familienguts oder ein Hausvermögen über mehrere 
deutſche Länder, ſo können die Rechtsverhältniſſe der Zwangsauflöſung auf Grund einer Verein⸗ 
barung zwiſchen den beteiligten Ländern durch Verordnung des Staatsminiſteriums beſonders 
geregelt werden. 

() Iſt die Auflöſung eines Familienguts oder Hausvermögens durch Vereinbarung mit 
einem anderen Lande bereits beſonders geregelt, ſo bleibt die getroffene Regelung unberührt. Das 
Staatsminiſterium kann, wenn das Vermögen noch nicht frei geworden iſt, mit dem beteiligten 
Lande die Auflöſung neu vereinbaren. 


h. Sonftige Beſtimmungen. 
8 269. 

(1) Die Aufgaben, die bisher im Rechtsgebiete des Allgemeinen Landrechts den Aufſichts⸗ 
behörden oblagen, ſtehen vom 1. April 1921 ab bei ſämtlichen Familienfideikommiſſen, Erbſtamm⸗ 
gütern und Lehen den Auflöſungsbehörden zu. Dies gilt insbeſondere hinſichtlich der Sicherung und 
der Einkünfte des Vermögens bei Streit oder Ungewißheit über die Perſon des Folgeberechtigten. 
Mit dem 1. April 1921 ſind die Geſchäfte der bisherigen Aufſichtsbehörden hinſichtlich der Familien⸗ 
fideikommiſſe, Erbſtammgüter und Lehen auf die Auflöſungsämter und das Landesamt für 
Familiengüter übergegangen. 

(2) Die nach Geſetz oder Hausrecht beſtehende Aufſicht über Hausvermögen ſteht ſeit dem 
1. April 1921 den Auflöſungsbehörden zu; auf dieſe ſind von dem genannten Zeitpunkt ab auch die 
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den Oberlandesgerichten im Geſetz über die Aufhebung der Standesvorrechte des Adels und die 
Auflöſung der Hausvermögen vom 23. Juni 1920 (Geſetzſamml. S. 367) übertragenen Auf⸗ 
gaben übergegangen. 

(8) Für die örtliche Zuſtändigkeit der Auflöſungsbehörden bleiben die bisherigen Vorſchriften 
in Kraft. 

8 270. ö 

() Für die Erledigung der vor Inkrafttreten dieſes Geſetzes anhängig gewordenen, ein 
Familiengut oder Hausvermögen betreffenden Rechtsſtreitigkeiten gelten bis zur rechtskräftigen 
Entſcheidung die bisherigen Beſtimmungen. Das gleiche gilt von ſchwebenden Zwangsvollſtreckungen 
und anhängigen Konkursverfahren. 

(2) Soweit eine Entſcheidung den Folgern des Beſitzers des Familienguts oder Haus⸗ 
vermögens gegenüber nur wirkſam iſt, wenn die beiden nächſten Anwärter zu dem Rechtsſtreite 
zugezogen werden (Allgemeines Landrecht S$ 117 ff., II, 4), genügt die Zuziehung des nächſten 
Folgeberechtigten. 

§ 271. 

Die Zuläſſigkeit eines Rechtsmittels gegen die vor Inkrafttreten dieſes Geſetzes ergangenen 

Entſcheidungen richtet ſich nach den bisherigen Vorſchriften. 


§ 272. 

Ein zur Zeit des Inkrafttretens dieſes Geſetzes ſchwebendes Schuldentilgungs⸗ oder Schulden⸗ 
pflegſchaftsverfahren oder eine Zwangsverwaltung im Sinne des S 11 der Verordnung über 
Familiengüter in ihrer bis zum 1. Oktober 1930 geltenden Faſſung iſt nach den bisherigen Vor⸗ 
ſchriften durchzuführen. Durch Beſchluß der Auflöſungsbehörde können die Verfahren jedoch in eine 
Familiengutsverwaltung im Sinne des Familiengütergeſetzes vom 22. April 1930 übergeleitet 
werden. 

§ 273. 2 

Die Vorſchriften dieſes Geſetzes über die Sperrfriſt gelten auch für Familiengüter und 
Hausvermögen, bei denen der Fall des Freiwerdens ſchon vor Inkrafttreten dieſes Geſetzes ein⸗ 
getreten, der Fideikommißauflöſungsſchein aber noch nicht rechtskräftig erteilt iſt. 


§ 274. ö 

(1) Die Vorſchriften dieſes Geſetzes gelten auch für die vor ſeinem Inkrafttreten gebildeten 
Schutzforſten, Wald-, Deich-, Wein- und Landgüter. 

(2) Waldſtiftungen und Waldgutsſtiftungen, Landgüter und Landgutsſtiftungen, Weinguts⸗ 
ſtiftungen und Deichgutsſtiftungen im Sinne der Auflöſungsgeſetzgebung dürfen nicht mehr neu 
gebildet werden. 

8 275. 

Das Geſetz tritt am 1. Oktober 1930 in Kraft. 
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